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gremien der Europäischen Union (Kom-
missionsgremium „Ständiges Netz der
Korrespondenten für Katastrophen-
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P a l m e r  (Baden-Württemberg) wird
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Beginn: 9.32 Uhr

Präsident Kurt Beck: Guten Morgen, meine Damen
und Herren! Ich eröffne die 765. Sitzung des Bundes-
rates. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich
gemäß § 23 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung Verän-
derungen in der Mitgliedschaft bekannt zu geben:

Aus der Regierung des Landes Baden-Württemberg
und damit aus dem Bundesrat sind am 12. Juni 2001
Frau Ministerin Gerdi S t a i b l i n und Herr Minister
Klaus v o n  Tr o t h a ausgeschieden. Die Landesre-
gierung hat am 19. Juni 2001 Herrn Ministerpräsident
Erwin T e u f e l , die Herren Minister Dr. Walter
D ö r i n g und Dr. Thomas S c h ä u b l e , Frau Minis-
terin Dr. Annette S c h a v a n und die Herren Minister
Professor Dr. Ulrich G o l l und Rudolf K ö b e r l e zu
Mitgliedern des Bundesrates bestellt sowie die weite-
ren Mitglieder der Landesregierung als stellvertreten-
de Mitglieder des Bundesrates benannt. – Herr Kolle-
ge Teufel, auch von dieser Stelle aus herzlichen
Glückwunsch zu Ihrer Wiederwahl!

Aus dem Senat von Berlin und damit aus dem Bun-
desrat sind am 16. Juni 2001 Herr Regierender Bür-
germeister Eberhard D i e p g e n , Herr Bürgermeister
und Senator Dr. Eckart W e r t h e b a c h und die Her-
ren Senatoren Peter K u r t h , Wolfgang B r a n o n e r
und Dr. Christoph S t ö l z l ausgeschieden. Der Senat
hat am 19. Juni 2001 Herrn Regierenden Bürgermeis-
ter Klaus W o w e r e i t , den ich an dieser Stelle herz-
lich begrüße und dem ich gratuliere,

(Vereinzelt Beifall)

die Herren Bürgermeister und Senatoren Klaus
B ö g e r und Wolfgang W i e l a n d sowie Frau Sena-
torin Christiane K r a j e w s k i zu Mitgliedern des
Bundesrates bestellt und die weiteren Mitglieder der
Landesregierung als stellvertretende Mitglieder des
Bundesrates benannt.

Ich danke den ausgeschiedenen Mitgliedern für
ihre Mitarbeit in den Ausschüssen und im Plenum des
Bundesrates.

Mein besonderer Dank gilt dem bisherigen Regie-
renden Bürgermeister von Berlin, Herrn Kollegen
Eberhard Diepgen, der diesem Haus von 1984 bis 1989
und dann erneut seit Beginn des Jahres 1991 angehört
hat. Er war damit nach Herrn Kollegen Dr. Vogel der
dienstälteste Regierungschef eines Landes.

Meine Damen und Herren, Eberhard Diepgen hat
die Entwicklung der Stadt Berlin maßgeblich geprägt:
fünf Jahre als Regierender Bürgermeister von West-
Berlin in den Jahren vor der Vereinigung Deutsch-
lands und dann zehn Jahre als Regierungschef von
Gesamtberlin seit 1991. Dass diese Stadt, die wie
keine andere die Teilung Deutschlands erfahren und
erlitten hat, wieder zusammenwächst, war dem ge-
bürtigen Berliner stets ein Herzensanliegen.

Seine Verdienste um diese Stadt, die durch den Um-
zugsbeschluss des Bundestages vor zehn Jahren als
Hauptstadt auch Parlaments- und Regierungssitz ge-
worden ist, und seine Verdienste um den Föderalis-
mus im vereinten Deutschland sind über alle Partei-
grenzen hinweg anerkannt. Auch persönlich hat er
sich auf Grund seines besonderen Engagements und
seines stets ausgleichenden Naturells ein hohes Maß
an Wertschätzung erworben. Im Namen des gesamten
Hauses wünsche ich Herrn Kollegen Diepgen alles
Gute für seinen neuen Lebensabschnitt.

Darüber hinaus danke ich Herrn Kollegen Stächele,
der zwar Mitglied des Hauses bleibt, aber die Funk-
tionen des Bevollmächtigten seines Landes und des
Vorsitzenden des Europaausschusses abgibt. Seinen
Nachfolger, Herrn Kollegen Köberle, begrüße ich als
neuen Bevollmächtigten seines Landes.

Den weiteren neuen Mitgliedern, von denen einige
dem Hause ja bereits früher angehört haben, wün-
sche ich mit uns allen eine gute und vertrauensvolle
Zusammenarbeit.

Meine Damen und Herren, ich wende mich nun der
Tagesordnung zu. Sie liegt Ihnen in vorläufiger Form
mit 56 Punkten vor. Die Punkte 10 und 45 werden von
der Tagesordnung abgesetzt. Punkt 45 wird zur Be-
handlung am 13. Juli 2001 vorgesehen. Punkt 51 wird
mit Tagesordnungspunkt 14 behandelt. Punkt 52 wird

(C)

(D)
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nach Tagesordnungspunkt 13 aufgerufen. Im Übrigen
bleibt es bei der Reihenfolge der ausgedruckten Ta-
gesordnung.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das
ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgestellt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Gesetz zur Organisationsreform in der land-
wirtschaftlichen Sozialversicherung (LSVOrgG)
(Drucksache 395/01)

Hierzu liegt eine Wortmeldung von Frau Staatsmi-
nisterin Stewens (Bayern) vor. Bitte schön, Frau Kolle-
gin.

Christa Stewens (Bayern): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen!
Am 30. März dieses Jahres haben wir uns im Plenum
des Bundesrates mit dem Gesetzentwurf zur Organi-
sationsreform in der landwirtschaftlichen Sozialversi-
cherung befasst. Leider Gottes ist seitdem nicht viel
geschehen.

Bundesregierung und Bundestag haben die Vor-
schläge des Bundesrates zur Änderung des Gesetz-
entwurfs aus dem ersten Durchgang nicht aufgegrif-
fen. Die von den Ländern ausgehende Initiative zum
Kompromiss wurde – wohl im Vertrauen auf die
Mehrheit im Bundestag – nicht ernst genommen. Der
Gesetzentwurf wurde vom Bundestag sogar noch zu
Lasten der Länder und ihrer landesunmittelbaren
landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträger ver-
schärft.

Liest man die Erklärungen, die von den Vertretern
der Regierungskoalition anlässlich der Verabschie-
dung des Gesetzesbeschlusses im Bundestag am 
1. Juni 2001 abgegeben wurden, kann man sich des
Eindrucks einer überkritischen Haltung gegenüber
den von den Bauern getragenen Versicherungsträ-
gern der Landwirtschaft nicht erwehren. So sehr liegt
die Argumentation zum Teil neben der Sache. Wenig
entwickelt erscheint mir bei einzelnen Bundestagsab-
geordneten auch das Verständnis für die Kompetenz-
verteilung in unserem föderativen System.

Die Länder sollten im eigenen Interesse nach wie
vor gemeinsam und geschlossen eine Verständigung
mit der Bundesregierung und der Bundestagsmehr-
heit anstreben. Ich bin der festen Überzeugung, dass
eine Verständigung möglich ist, auch wenn die „Än-
derungsliste“ nach den Empfehlungen des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialpolitik nicht gerade kurz er-
scheint.

Nachdem sich der Bundestag jedoch so gut wie
nicht auf die Länderposition zubewegt hat und an
einer weitgehend vom Bund gesteuerten und kontrol-
lierten Organisation der landwirtschaftlichen Sozial-
versicherung festhält, sind die Länder – schon aus
Gründen ihres Selbstverständnisses und der Waffen-
gleichheit – gezwungen, die Gegenpositionen klar zu
markieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Kern geht es
um folgende drei Bereiche:

Erstens. Die Neuorganisation der Träger der land-
wirtschaftlichen Sozialversicherung durch freiwillige
Zusammenschlüsse ist inzwischen sehr weit fortge-
schritten. Daher bedarf es keiner bundesgesetzlichen
Vorgabe für die künftige Zahl der Träger und ihrer
Zusammenschlüsse. Sie greift übrigens in die Kompe-
tenz der Länder ein, die Einrichtung der Behörden
selbst zu bestimmen.

Zweitens. Wir halten es nicht für gerechtfertigt, dass
die Haushalte aller landwirtschaftlichen Sozialver-
sicherungsträger dem Bundeslandwirtschaftsminister
zur Herstellung des Benehmens vorgelegt werden
sollen. Eine Stärkung des Bundeseinflusses kann nur
dort in Betracht kommen, wo der Bund an den Ver-
waltungskosten beteiligt ist, also nicht in der land-
wirtschaftlichen Krankenversicherung und nicht in
der Unfallversicherung.

Drittens. Kernaufgaben der selbstverwalteten land-
wirtschaftlichen Sozialversicherungsträger dürfen
nicht der Entscheidung der Spitzenverbände unter-
stellt oder ihnen übertragen werden. Ich nenne als
die wichtigsten Punkte den Beitragseinzug sowie die
Rentenauszahlung und die Rentenanpassung in der
Alterssicherung der Landwirte.

Die Länder sind weiterhin zu Kompromisslösungen
bereit, um die Organisation der landwirtschaftlichen
Sozialversicherung zukunftsfähig zu gestalten. Dies
zeigen die konstruktiven und konkreten Änderungs-
vorschläge in der Stellungnahme des Bundesrates
zum Gesetzentwurf und die jetzt vorliegenden Anträ-
ge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses. Frau
Kollegin Mascher, wir haben darüber intensive Ge-
spräche geführt. Wir haben signalisiert, dass wir wirk-
lich zu Kompromissen bereit sind.

Ich fordere Bundesregierung und Bundestag auf,
zentrale Belange der Länder anzuerkennen. Ins-
besondere müssen die Verwaltungskompetenz der
Länder gewahrt und das Selbstverwaltungsrecht der
landwirtschaftlichen Sozialversicherungsträger be-
achtet werden.

Ich bitte Sie, dem Antrag auf Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses zuzustimmen. Das Vermittlungsver-
fahren eröffnet eine letzte Chance auf eine vernünfti-
ge Lösung, die den Interessen aller Beteiligten
Rechnung trägt. – Danke schön.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen die
Ausschussempfehlungen in Drucksache 395/1/01 vor,
die darauf abzielen, den Vermittlungsausschuss anzu-
rufen.

Da die Anrufung des Vermittlungsausschusses aus
mehreren Gründen empfohlen wird, haben wir
zunächst darüber zu befinden, ob allgemein ein Ver-
mittlungsverfahren gewünscht wird. Wer also für die
Anrufung des Vermittlungsausschusses ist, den bitte
ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

(A)

(B)

(C)

(D)
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Dann stimmen wir über die Anrufungsgründe
gemäß den Ausschussempfehlungen ab.

Ich beginne mit Ziffer 1. Wer dafür ist, bitte das
Handzeichen! – Das ist eine Minderheit.

Wir sind übereingekommen, über die restlichen Zif-
fern 2 bis 13 gemeinsam abzustimmen. Wer ist dafür?
– Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss aus den soeben beschlossenen Gründen ange-
rufen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetz zur Verbesserung des Hinterbliebenen-
rentenrechts (Drucksache 394/01)

Hierzu liegt eine Wortmeldung von Frau Staatsmi-
nisterin Stewens (Bayern) vor. Bitte schön.

Christa Stewens (Bayern): Herr Präsident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Entscheidung, dem
Gesetz zur Verbesserung des Hinterbliebenenrenten-
rechts zuzustimmen, ist uns nicht leicht gefallen.

Zugegeben: Dieses Nachbesserungsgesetz ist ein
ernst gemeinter Versuch, der Kritik der unionsgeführ-
ten Länder an der Reform der Hinterbliebenenrente
Rechnung zu tragen. Wir haben immer wieder darauf
hingewiesen, dass die Reform der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nicht auf dem Rücken der Witwen
und anderer Hinterbliebener ausgetragen werden
darf. Denn Familien sind auch in Zukunft auf die Ab-
sicherung im Todesfall des Hauptverdieners angewie-
sen. Ich nehme daher durchaus mit Befriedigung zur
Kenntnis, dass die drastischen Verschlechterungen
bei der Hinterbliebenenversorgung im Altersvermö-
gensergänzungsgesetz nun weitgehend rückgängig
gemacht werden.

Meine Begeisterung ist dennoch verhalten. Sie ist
von vielen Bedenken gegen den neuen Stil der Ren-
tenpolitik getrübt, der von der Bundesregierung und
der SPD-Bundestagsfraktion gepflegt wird. Konzepti-
onslosigkeit ist das Markenzeichen dieser neuen Ren-
tenpolitik. Das vorliegende Nachbesserungsgesetz
fügt sich nahtlos in eine Reihe von ständig wechseln-
den, einander überholenden und widersprüchlichen
Konzepten, Entwürfen und Gesetzen ein.

Prominentestes Beispiel waren die kläglichen Ver-
suche, für den vorschnell verworfenen Demografie-
faktor des Rentenreformgesetzes 1999 einen ange-
messenen Ersatz zu finden.

Am 30. Mai vergangenen Jahres schlug der Bun-
desarbeitsminister den so genannten Ausgleichsfak-
tor vor, der zu einem gespaltenen Rentenniveau ge-
führt hätte, da er für die junge Generation langfristig
ein Rentenniveau von 54 % vorsah. Es folgte ein all-
gemeiner Aufschrei angesichts einer solchen Lösung,
die sich ganz offen vom Prinzip der Generationenge-
rechtigkeit verabschiedete.

Rund einen Monat später, am 3. Juli, folgte der „li-
neare Ausgleichsfaktor“, ein milderer Verstoß gegen
die Generationengerechtigkeit, der auf ein faktisches
Rentenniveau von ca. 60 % für die junge Generation

zielte. Die Sachverständigenanhörung im Dezember
vergangenen Jahres versetzte jedoch auch diesem
Ausgleichsfaktor und damit der Idee eines unter-
schiedlichen Rentenniveaus für Jung und Alt Gott sei
Dank den Todesstoß.

Schließlich einigte man sich auf einen Vorschlag
des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger,
der nun Inhalt des Altersvermögensergänzungsgeset-
zes ist. Die Bundesregierung versprach dabei ein Ren-
tenniveau von 67 %. Real sind das – das wissen Sie
alle, meine Kolleginnen und Kollegen – nicht mehr als
64 %.

Allerdings hatte man in der Hektik vergessen, das
Altersvermögensergänzungsgesetz entsprechend an-
zupassen. Da das Gesetz inzwischen verabschiedet
war, musste das Änderungsgesetz zum Künstlersozi-
alversicherungsgesetz für eine Anhebung des ange-
strebten Rentenniveaus von nominal 64 % auf nomi-
nal 67 % herhalten. 

Trotz dieser ständig wechselnden Formeln zur
Berücksichtigung der demografischen Entwicklung
und trotz der Spannweite eines Rentenniveaus von
zunächst 54 % bis hin zu 67 % blieb das Regierungs-
konzept jedoch in einem Punkt konstant: Der Bei-
tragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung im
Jahr 2030 sollte durchgehend unter 22 % betragen.
Das ist ein Wunderwerk höherer Mathematik. 

Doch viele Sachverständige halten diese Zahlen-
spiele für wenig realistisch. Selbst der Sozialbeirat
weist in seinem Sondergutachten zum Rentenver-
sicherungsbericht 2000 darauf hin, dass die beiden
quantitativen Zielfestlegungen eines Mindestrenten-
niveaus von 67 % und eines Beitragssatzes bis 2030
von unter 22 % bereits mittelfristig miteinander in
Konflikt geraten können. Das ist nur einer der vielen
Gründe dafür, dass sehr bald eine Reform der Reform
notwendig sein wird. Ich verweise auf das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zur Pflegeversiche-
rung.

Meine Kolleginnen und Kollegen, zurück zum Ge-
setz zur Verbesserung des Hinterbliebenenrenten-
rechts! Der schöne Titel ist in zwei Aspekten schlicht-
weg irreführend. Denn erstens geht es nicht um eine
Verbesserung, sondern um den Ausgleich einer zuvor
beschlossenen Verschlechterung. Zweitens geht es
keineswegs nur um Hinterbliebene. Ganz nebenbei
wird nämlich die Zuständigkeit der Bundesknapp-
schaft neu geregelt. Die Verknüpfung der Nachbes-
serung der Reform des Hinterbliebenenrentenrechts
mit einer organisationsrechtlichen Neuordnung ist je-
doch verfehlt, da zwischen den beiden Themen nicht
der geringste innere Zusammenhang besteht.

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren dem
Anliegen der überaus großen Mehrheit der Länder
einer föderativen Neuordnung der Rentenversiche-
rung, die der im Grundgesetz vorgesehenen Verwal-
tungszuständigkeit der Länder Rechnung trägt, nicht
ansatzweise entsprochen. Nun aber wird die überfäl-
lige Reform der Organisation in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nicht nur weiter verschleppt, son-
dern zu Gunsten einer zentralistischen Ausrichtung
der Rentenversicherung präjiduziert. Nach der 
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bereits erfolgten Übertragung von Zuständigkeiten
für Selbstständige und der Zulagenverwaltung im
Rahmen der privaten Altersvorsorge auf die BfA er-
scheint dieses Gesetz nur als ein weiterer Schritt hin
zu einem Machtzuwachs der Bundesträger. Eine sol-
che Politik hin zu einer zentralistischen Sozialversi-
cherung ist entschieden abzulehnen. Wenn sich die
Bundesregierung hier nicht bewegt und den Ländern
weiter verfassungswidrig Kompetenzen entzieht, wird
hier Karlsruhe möglicherweise das letzte Wort haben.

In jedem Fall ist es grundsätzlich unangemessen,
einen Baustein zur Organisationsreform der gesetzli-
chen Rentenversicherung mit einem Leistungsverbes-
serungsgesetz zu verbinden. Auf diese Weise werden
Entscheidungsprozesse verdunkelt, und die politische
Verantwortlichkeit wird für den Bürger vollends un-
durchschaubar. Manchmal frage ich mich, ob dies
nicht bewusst gemacht wird. Die Verunsicherung der
jetzigen und künftigen Rentnerinnen und Rentner ist
inzwischen perfekt. Man muss nur mit den Menschen
reden. 

Dennoch werden wir diesem Nachbesserungs-
gesetz zustimmen. Denn das gesetzgeberische Chaos
kann der Bundesrat nicht im Nachhinein rückgängig
machen. Rückgängig machen lassen sich nur die mas-
siven Einschnitte bei der Hinterbliebenenversorgung,
die im Altersvermögensergänzungsgesetz enthalten
sind. Dies ist der einzige Grund für unsere Zustim-
mung. – Danke schön.

Präsident Kurt Beck: Wir danken ebenfalls. 

Ich weise darauf hin, dass Herr Minister Köberle
(Baden-Württemberg) eine Erklärung zu Protokoll*)

abgegeben hat. – Weitere Wortmeldungen sehe ich
nicht.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt dem Ge-
setz zu? – Das ist die Mehrheit. 

Der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt.

Zur gemeinsamen Abstimmung nach § 29 Abs. 2
der Geschäftsordnung rufe ich die in dem Umdruck
Nr. 6/01**) zusammengefassten Beratungsgegenstän-
de auf. Es sind dies die Tagesordnungspunkte:

3, 4, 6, 7, 18, 19, 21, 23, 25, 28 bis 30, 34, 35, 37
bis 43 und 46 bis 48.

Wer den Empfehlungen der Ausschüsse folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist
die Mehrheit. 

Dann ist so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 5:

Gesetz zur Reform des Zivilprozesses (Zivil-
prozessreformgesetz – ZPO-RG) (Drucksache
397/01)

Hierzu liegen Wortmeldungen vor. Als Erster erteile
ich Frau Senatorin Dr. Peschel-Gutzeit (Hamburg) das
Wort. 

Dr. Lore Maria Peschel-Gutzeit (Hamburg): Herr
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Deutsche Bundestag hat am 17. Mai 2001 das Ge-
setz zur Reform des Zivilprozesses in der Form be-
schlossen, in der es heute vom Bundesrat zu beraten
ist. Großer Widerstand war zu überwinden. Auch im
Bundesrat fanden sich Mehrheiten für Beschlüsse, die
sich gegen die Reform des Zivilprozesses aussprachen.

Wer wie ich an der Diskussion über die Reformbe-
dürftigkeit des Zivilprozesses seit vielen Jahren betei-
ligt ist, kann hierfür kein Verständnis aufbringen. Der
Reformbedarf ist wahrhaft unstreitig und unabweis-
bar. Er wurde noch 1998 vom Justizminister der letz-
ten von CDU/CSU und FDP geführten Bundesregie-
rung hervorgehoben. Die erste Instanz sollte die
Sachen erschöpfend behandeln – so konnte man da-
mals lesen –, in der zweiten Instanz sollte lediglich
eine Rechtskontrolle erstinstanzlicher Entscheidun-
gen stattfinden, und der dritten Instanz sollte allein
die Aufgabe zugewiesen werden, die Rechtseinheit-
lichkeit in Deutschland zu wahren.

Jetzt liegt Ihnen ein Gesetz vor, das diese Forderun-
gen erfüllt – und mit einem Mal soll es für eine Um-
strukturierung des Zivilprozesses kein Bedürfnis
mehr geben! Alles sei vielmehr zum Besten bestellt,
und die wenigen kleinen Probleme, die hier und da
auftauchten, seien ohne weiteres mit organisato-
rischen Maßnahmen zu beheben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann
nur wiederholen: Diese Haltung zum Reformbedarf,
diese Kritik am Reformgesetz ist nicht nur unberech-
tigt und unangebracht, sie ist auch nicht mit dem in
Einklang zu bringen, was vordem über Jahre vor
allem von Interessenverbänden zum Reformbedarf
des Zivilprozesses vorgebracht worden ist.

Ich will kurz die Kernpunkte der Reform nennen:

Das vom Bundestag beschlossene Gesetz führt zur
Stärkung der Eingangsinstanz. Die Richterinnen und
Richter an den Amtsgerichten und Landgerichten
erhalten mehr Zeit für die Verfahren der Rechtsu-
chenden. Die Ausweitung des Einzelrichtereinsatzes
beim Landgericht wird hierzu beitragen.

Der Schlichtungsgedanke wird gestärkt. Die Re-
form verdeutlicht dies an mehreren Stellen.

Die Reform stärkt den Rechtsschutz der Bürgerin-
nen und Bürger; das hebe ich besonders hervor. Die
Berufungsgrenze wird gesenkt. Es können also mehr
Entscheidungen der Amtsgerichte einer Kontrolle
durch die Rechtsmittelgerichte unterzogen werden,
als es bisher der Fall war. Das ist angesichts der Redu-
zierung von Überprüfungsmöglichkeiten, die wir seit
Jahren erleben, aus unserer Sicht ein außerordentlich
wichtiges Signal. Bei Verletzung grundlegender Ver-
fahrensrechte in nicht rechtsmittelfähigen Sachen
gibt es darüber hinaus einen neuen Rechtsbehelf, die
Rüge der Verletzung des rechtlichen Gehörs. Auch
dies stärkt den Rechtsschutz der Bürgerinnen und
Bürger.

Aussichtslose Berufungen können in Zukunft durch
einstimmigen Beschluss zurückgewiesen werden, so
dass die Arbeitskraft der Berufungsgerichte auf dieje-
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nigen Fälle konzentriert werden kann, die hierzu
wirklich Anlass geben. Die Möglichkeit des Einzel-
richtereinsatzes auch im Berufungsverfahren wird er-
weitert und schafft dort eine zusätzliche Entlastung
der Spruchkörper.

Die Konzentration des Revisionsrechts soll den
Bundesgerichtshof in die Lage versetzen, sich wieder
stärker der Entscheidung von Grundsatzfragen und
der Wahrung einer einheitlichen Rechtsprechung zu
widmen.

Als letzten Punkt nenne ich die Zusammenführung
der Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Amtsge-
richte. Ich selbst bedauere es, wie wenig hier von
dem ursprünglichen Entwurf übrig geblieben ist.
Aber immerhin wird den reformorientierten Ländern
die Möglichkeit eröffnet, in einer Experimentier-
phase Berufungen bei den Oberlandesgerichten zu
konzentrieren. Diese Versuche werden wissenschaft-
lich begleitet, so dass nach Abschluss der Experimen-
tierphase sichere Erkenntnisse über die optimale Ge-
staltung des Instanzenzuges vorliegen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insbeson-
dere meine Kolleginnen und Kollegen aus dem Frei-
staat Bayern, was um alles in der Welt ist dagegen
einzuwenden, praxiserprobte Erkenntnisse zu erlan-
gen? Warum soll insoweit der Vermittlungsausschuss
angerufen werden? Fürchten Sie, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren aus dem schönen Freistaat,
dass Ihre Kritik an der Reform widerlegt werden
könnte? Wenn Sie eine Zersplitterung der Berufungs-
zuständigkeiten befürchten, so ist das nun wirklich al-
lein die bedauerliche Folge des Fehlens Ihrer Bereit-
schaft, an dieser Stelle an der Reform mitzuwirken. 

Zwar bedauere ich das Zurückbleiben des Gesetzes
hinter dem ursprünglichen Reformansatz. Diese Ent-
wicklung wie auch andere Änderungen des Reform-
entwurfs zeigen jedoch die Bereitschaft der Bundesre-
gierung, Kritik am Entwurf aufzunehmen. Das vom
Bundestag beschlossene Gesetz ist das Ergebnis einer
fruchtbaren Zusammenarbeit mit zahlreichen Fach-
leuten aus Wissenschaft und Praxis.

Der Deutsche Richterbund sieht seine Einwendun-
gen im Wesentlichen berücksichtigt und hat die jet-
zige Fassung des Gesetzes für praxistauglich befun-
den. Ausdrücklich begrüßt wurde, dass mit der
Einführung der Experimentierklausel Erkenntnisse
darüber gewonnen werden können, ob die Konzen-
tration der Rechtsmittel auf die Oberlandesgerichte
zu einer Verbesserung des Verfahrens führt.

Auch die zunächst sehr kritische Anwaltschaft sig-
nalisiert jetzt zum Teil Zustimmung: Der Deutsche An-
waltverein hat seine Befriedigung darüber geäußert,
dass seine Anregungen und Bedenken wahrgenom-
men und teilweise berücksichtigt worden sind.

Soweit noch immer Ablehnung signalisiert wird,
nur so viel: Wir dürfen uns nichts vormachen. Wir
werden es wahrscheinlich nie erleben, dass rechtspo-
litisch bedeutsame und in der Sache streitige Reform-
vorhaben schließlich vollständig einvernehmlich ab-
geschlossen werden. Das uns nun vorgelegte Gesetz
hat aber einen guten Teil der Kritik umgesetzt. Es hat
nunmehr eine Fassung, die – da bin ich mir sehr 

sicher – die Zustimmung der Praxis finden wird. Ich
fordere deshalb alle dazu auf, den Weg für die längst
fällige Reform des Zivilprozesses endlich freizugeben.
Wir haben keinen Grund, die Diskussion jetzt noch im
Vermittlungsausschuss fortzusetzen.

Über das Gesetz ist im Deutschen Bundestag und
im Bundesrat sowie in deren Ausschüssen wahrhaft
intensiv und sorgfältig beraten worden. Alle Einwen-
dungen wurden geprüft und erwogen. Das Gesetz hat
so schließlich eine Gestalt gefunden, die die Zustim-
mung derjenigen findet, die mit ihm arbeiten müssen.
Maßgebliche Organisationen der deutschen Richte-
rinnen und Richter sowie Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte haben ihren Widerstand gegen die Re-
form aufgegeben. Das Gesetz – das hervorzuheben ist
mir wichtig – kann durch weitere Erörterungen im
Vermittlungsausschuss nicht mehr verbessert, son-
dern nur verzögert werden. Die Praxis und die recht-
suchenden Bürgerinnen und Bürger haben aber An-
spruch darauf, endlich zu erfahren, auf welches
Zivilverfahrensrecht sie sich künftig einzustellen
haben. An einer weiteren Verzögerung des Gesetzge-
bungsverfahrens besteht kein berechtigtes Interesse. 

Erlauben Sie mir zum Schluss ein Wort zu dem Ent-
schließungsantrag, dessen Annahme der Rechtsaus-
schuss empfohlen hat. Dieser Antrag spricht die
selbstverständliche Erwartung aus, dass Einsparun-
gen durch das Reformgesetz ausschließlich zur Stär-
kung der Eingangsinstanz verwendet werden, damit
diese ihren erhöhten Aufgaben gerecht werden kann.
Nur so kann es gelingen, die Reform ohne zusätzliche
Kosten für die Haushalte der Länder umzusetzen. In
Zeiten knapper Mittel kann es nur nützen, einen ent-
sprechenden Appell an alle Länder zu richten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus den
genannten Gründen bitte ich Sie dringend, den
Beschlussempfehlungen des Rechtsausschusses auf
Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zuzu-
stimmen und dagegen der Empfehlung des Rechts-
ausschusses auf Annahme des Entschließungsantra-
ges zu folgen.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Frau Senatorin! 

Das Wort hat Herr Staatsminister Dr. Weiß (Bayern). 

Dr. Manfred Weiß (Bayern): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Kolleginnen, verehrte Kollegen! Als
im Bundesrat vor einem guten halben Jahr der Regie-
rungsentwurf des ZPO-Reformgesetzes auf der Tages-
ordnung stand, haben die Länder unabhängig von
parteipolitischen Erwägungen ihre gravierenden
sachlichen Bedenken gegen den Entwurf mit Nach-
druck zur Geltung gebracht. Auch massive politische
Einflussnahme von Seiten der Bundesregierung hat
den Bundesrat damals nicht daran hindern können,
ein kritisches und differenziertes Ländervotum zu
diesem Projekt zu formulieren. Diese Stellungnahme
hat nach meiner Überzeugung wesentlich dazu bei-
getragen, den ideologisch motivierten Durchmarsch
zu einem dreistufigen Gerichtsaufbau abzubremsen.

Wenn wir uns heute erneut mit der Reform des 
Zivilprozesses befassen, mag mancher denken: „Alea
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iacta est“, d. h. der Würfel ist gefallen. Aber so weit,
denke ich, ist es noch nicht. Heute haben wir immer
noch die Möglichkeit, über den Vermittlungsaus-
schuss weitere Verbesserungen zu erreichen. Tatsa-
che ist nämlich – hier stimme ich mit der Kollegin 
Peschel-Gutzeit nicht überein –, dass das Gesetz auch
in der jetzt beschlossenen Form noch an Mängeln lei-
det. Mehr noch: Es sind neue Missgriffe hinzugekom-
men, die erkennen lassen, dass man offensichtlich
keineswegs daran denkt, das Konzept der Dreistufig-
keit aufzugeben, obwohl es von der Mehrzahl der
Länder eindeutig abgelehnt wird.

Wesentliche Elemente zur Vorbereitung dieses Kon-
zepts finden wir in dem Gesetz nach wie vor. So wird
das Kollegialprinzip, das doch sicherlich eine der tra-
genden Säulen unserer bewährten Gerichtsverfas-
sung ist, für den Bereich der Zivilgerichtsbarkeit weit-
gehend ausgehöhlt, angeblich um brachliegende
personelle Kapazitäten zu erschließen. Weil eine um-
fassende Berufungszuweisung an die Oberlandesge-
richte nicht durchzusetzen war, soll es nun eine Expe-
rimentierklausel geben. Hinzu kommt, dass ein
nachvollziehbares Konzept für diese angebliche Er-
probung bisher nicht einmal andeutungsweise er-
kennbar ist. Das alles soll doch allein dem Zweck die-
nen, auf die Dreistufigkeit vorzubereiten, die wohl im
Jahr 2008 als die einzig wahre und gründlich vorbe-
reitete Neuordnung der Justiz verkauft werden soll.

Wer diesem Experiment die Hand reicht, macht sich
mitverantwortlich für eine Entwicklung, in der die
sachlich begründeten Unterschiede zwischen Land-
gerichten und Amtsgerichten eingeebnet werden.
Bayern lehnt diese Tendenz strikt ab. Auch eine „Er-
probung“, wie sie das Reformgesetz den Bürgern die-
ses Landes auf Jahre hinaus zumuten will, wird es mit
uns nicht geben.

Ich möchte sehr deutlich sagen: Bayern macht nicht
mit. Frau Peschel-Gutzeit, Sie werden sich wundern,
wie viele Länder ebenfalls nicht mitmachen werden.
Manche Länder würden vielleicht mitmachen, kön-
nen es sich aber nicht leisten. Sie in Hamburg haben
es ein bisschen einfacher: Sie können das Schild mit
der Aufschrift „Landgericht“ abnehmen und stattdes-
sen ein Schild mit der Aufschrift „Oberlandesgericht“
anbringen. Damit ist das Problem für Sie erledigt. In
den Flächenländern ist es hingegen ein Unterschied,
ob man 30 km oder 200 km weit zum Berufungsge-
richt fahren muss. Ich meine, eine bürgernahe Justiz
muss auch räumlich nah beim Bürger sein. 

Meine Damen und Herren, die Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses erscheint mir allerdings auch
aus anderen Gründen unbedingt erforderlich. Dabei
habe ich nicht in erster Linie die misslungenen Vor-
schriften zur Sonderzuständigkeit der Oberlandesge-
richte bei Rechtsmitteln in Fällen mit Auslands-
berührung im Blick. Viel wichtiger wäre es mir
gewesen, wenn die Bundesregierung ihre Ankündi-
gung wahr gemacht hätte, mit der Reform die Ein-
gangsgerichte zu stärken, sie also vor allem von über-
flüssigen Verpflichtungen zu entlasten. 

Was steht stattdessen im Reformgesetz? Statt den
Gerichten die Voraussetzungen für eine flexible ein-

zelfallorientierte Erfüllung ihrer verfassungsgemäßen
Aufgaben zuzugestehen, hilft der Gesetzgeber durch
die zwingende Güteverhandlung und durch eine aus-
giebige Hinweis- und Dokumentationspflicht interes-
sierten Prozessbeteiligten, dem Gericht Fallstricke
auszulegen, um sich auf diese Weise den Zugang in
die nächste Instanz zu sichern.

Lassen Sie mich auf die zwingende Güteverhand-
lung eingehen! Wer einmal als Zivilrichter tätig war,
weiß, dass es das Bestreben eines jeden Richters ist, in
jeder Situation des Verfahrens einen Vergleich zu er-
reichen. Schon bevor die Verhandlung beginnt, wird
sich der Richter ungefähr vorstellen können, wie
diese verlaufen wird, was sicher ist und was geklärt
werden muss. Er wird mit den Parteien natürlich dar-
über reden und versuchen, ein streitiges Verfahren zu
verhindern, ganz gleich, ob es diese Regelung gibt
oder nicht. Aber es wird auch Fälle geben, in denen er
von Anfang an merkt, dass er keine Chance hat. Dann
ist das unnötiger Formalismus.

Was soll der Streitrichter von einem außerordentli-
chen Rechtsbehelf halten, mit dem das Gesetz ent-
täuschte Prozessparteien zur Behauptung von Verlet-
zungen des rechtlichen Gehörs geradezu auffordert?
Soll der Amtsrichter vielleicht zur Vorprüfungsstelle
der Verfassungsgerichtsbarkeit werden? Oder soll er
gar die Stichworte für eine Verfassungsbeschwerde
gegen seine eigene Entscheidung liefern? In der Ge-
setzesbegründung wird behauptet, durch die Gehörs-
rüge werde das Bundesverfassungsgericht entlastet.
Aber die verlierende Prozesspartei wird sich auch
durch eine nochmalige Ablehnungsentscheidung des
erkennenden Gerichts von weiteren Schritten nicht
abhalten lassen. Es gibt Prozessparteien, die unbe-
dingt prozessieren wollen. Sie wollen jede Chance 
– sei sie noch so aussichtslos – allein deshalb nutzen,
um zu streiten. In solchen Fällen wird ihnen die
Gehörsrüge nicht sehr viel weiterhelfen. 

Ich erkenne durchaus an, dass diese Reform auch
positive Elemente enthält. Die neuen Zulassungskri-
terien für Berufung und Revision scheinen mir geeig-
net, die Durchlässigkeit des Instanzenzuges für solche
Streitigkeiten zu erhöhen, die einer nochmaligen
Überprüfung wirklich würdig sind. Auch die erweiter-
ten Befugnisse des Prozessgerichts zur Einsichtnah-
me in prozessrelevante Unterlagen könnten – mit Au-
genmaß gehandhabt – hilfreich sein. Aber gerade in
diesem Punkt zeigt das Reformgesetz wieder einmal,
dass nicht alles gut Gemeinte automatisch gut ist.
Auch hier sollten wir es dem Vermittlungsausschuss
ermöglichen, die notwendigen Verbesserungen ein-
zufügen.

Meine Damen und Herren, alle Sachanliegen, deret-
wegen uns der Rechtsausschuss die Anrufung des
Vermittlungsausschusses empfohlen hat, betreffen die
Funktionsfähigkeit unserer Justiz. Die Politik hat ihre
Schlachten geschlagen. Hier und heute geht es in aller-
erster Linie darum, den Gerichten unserer Länder
auch in Zukunft das bestmögliche Handwerkszeug
zur Erfüllung ihrer überragend wichtigen rechtsstaat-
lichen Aufgaben zu sichern. Bedenken Sie bitte: Die
unmittelbare Verantwortung für unsere Amts-, Land-
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und Oberlandesgerichte trägt nicht der Bund – wir,
die Länder tragen sie, und wir sind dafür gewählt
worden.

Ich appelliere deshalb an Sie alle: Unterstützen Sie
die letzte Chance auf einen sachlich akzeptablen Ab-
schluss dieser Reform, die unsere Verfassung bietet,
und rufen Sie mit uns den Vermittlungsausschuss an! –
Danke schön.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Kollege 
Dr. Weiß! 

Das Wort hat Frau Ministerin Schubert (Sachsen-
Anhalt).

Karin Schubert (Sachsen-Anhalt): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich freue mich, dass in
Kürze das Zivilprozessreformgesetz in Kraft treten
kann, das, wie wir schon von Frau Peschel-Gutzeit
gehört haben, zu mehr Bürgernähe und Effizienz der
Justiz beitragen wird. Gleichwohl – und dies möchte
auch ich nicht unerwähnt lassen – ist meine Freude
über das Reformvorhaben durch die vielen nicht unwe-
sentlichen Änderungen des ursprünglichen Referenten-
entwurfs etwas getrübt. Ich persönlich bedauere es
sehr, dass die Reform nicht in ihrer ursprünglichen
Konzeption realisiert werden kann. Denn mit dem ur-
sprünglichen Entwurf wäre der Einstieg in die von mir
seit langem angestrebte Dreistufigkeit des Gerichts-
aufbaus auch in der ordentlichen Gerichtsbarkeit end-
lich erfolgt.

Der vom Bundesministerium der Justiz ursprünglich
vorgelegte Gesetzentwurf hätte in unserem Land
ohne größeren Aufwand finanzieller und personeller
Art umgesetzt werden können, da insbesondere die
erforderlichen personellen Ressourcen durch eine
Verstärkung des Einzelrichtersystems in der Rechts-
mittelinstanz gewonnen werden könnten. Die nun-
mehr vom Bundestag verabschiedete Fassung des
Gesetzes unterscheidet sich jedoch erheblich von der
ursprünglichen Form. Aus diesem Grund ist auch eine
erneute Prüfung der Voraussetzungen für ein Ge-
brauchmachen von der so genannten Experimentier-
klausel erforderlich. Erst wenn das abschließende Er-
gebnis vorliegt, das maßgeblich von der Entwicklung
der Verfahren in der ersten Instanz sowie von der
Rechtsmittelfreudigkeit der Parteien nach Inkrafttre-
ten der ZPO-Reform abhängt und natürlich auch von
der Anzahl der künftig beim Einzelrichter in erster
und zweiter Instanz durchgeführten Verfahren beein-
flusst ist, lässt sich sagen, ob Sachsen-Anhalt die
durch den Gesetzentwurf eingeräumte Möglichkeit
der Experimentierklausel nutzen und einen entspre-
chenden Gesetzentwurf in den Landtag einbringen
wird. 

Wer unabhängig von der oft diskutierten Experimen-
tierklausel und vor dem Hintergrund des nunmehr
zunächst beibehaltenen zweigleisigen Berufungs-
rechtszuges zum Oberlandesgericht bzw. weiterhin
zum Landgericht von einer gescheiterten Reform
spricht, verkennt jedoch, dass auch der vorliegende
Gesetzesbeschluss des Bundestages zu mehr Bür-
gernähe und Effizienz der Justiz beitragen wird, wobei

dies insbesondere durch folgende Kernpunkte reali-
siert wird: erweiterte Hinweispflichten des Gerichts;
die Betonung des Schlichtungsgedankens; die Sen-
kung der Berufungssumme auf 1 200 DM; die Möglich-
keit des Gerichts des ersten Rechtszuges, die Berufung
auch ohne das Erreichen der Berufungssumme zuzu-
lassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeu-
tung hat; das Abhilfeverfahren bei Verletzung des An-
spruchs auf rechtliches Gehör.

Diese Beispiele verdeutlichen insbesondere, dass
die Reform ihrem Anspruch, zu mehr Bürgernähe und
Effizienz in der Justiz beizutragen, durchaus gerecht
wird. Von diesem Ansatz her handelt es sich eben
doch nicht um ein „Reförmchen“, wie die Kritiker
meinen, sondern um ein beachtliches Reformvorha-
ben, das von mir nachdrücklich begrüßt wird.

Deshalb prüfen wir zurzeit intensiv, in welcher
Form wir die Experimentierklausel für uns nutzen
können. Ich verstehe die Kollegen aus Bayern und
Thüringen nicht, die gestern in Pegnitz öffentlich ver-
kündet haben, sie wüssten, dass Sachsen-Anhalt kei-
nen Gebrauch von der Experimentierklausel machen
werde. Wir prüfen nur noch einmal, weil jetzt verän-
derte Voraussetzungen vorliegen. Ich bin nach wie
vor der Überzeugung, dass dies ein erster Schritt in
Richtung auf die Dreistufigkeit ist, den wir deswegen
nachhaltig unterstützen sollten.

Ich weiß nicht, was man im Vermittlungsausschuss
noch ändern könnte. Die Argumente sind sehr aus-
führlich ausgetauscht worden. Jeder hat sich – mit
mehr oder weniger Sachkenntnis – dazu geäußert. Im
Vermittlungsausschuss wird sich daher nichts Neues
ergeben. Ich hoffe, dass die Mehrheit erhalten bleibt
und dass, sollte der Vermittlungsausschuss heute an-
gerufen werden, wenigstens die Reform in Kraft tritt,
die uns heute zur Beschlussfassung vorliegt. – Ich
danke Ihnen. 

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Frau Kollegin
Schubert! 

Das Wort hat Herr Minister Dr. Birkmann (Thürin-
gen).

Dr. Andreas Birkmann (Thüringen): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es trifft
sich gut, dass ich unmittelbar im Anschluss an die
Ausführungen von Kollegin Schubert das Wort ergrei-
fen darf. Denn ich möchte Folgendes richtigstellen,
Frau Kollegin: Ich bin gestern in Pegnitz gewesen und
weiß sehr wohl, was dort gesagt worden ist. Ich habe
dort nicht zur ZPO-Reform Stellung genommen. Ich
weiß nicht, woher Sie diese Information haben.

„Was lange währt, wird endlich gut“, sagt man. Das
Beispiel der heute zu beratenden so genannten Re-
form des deutschen Zivilprozesses zeigt allerdings,
dass alte deutsche Spruchweisheiten auch nicht mehr
das sind, was sie einmal waren. „Gut“ ist es nämlich
nicht geworden, was nach jahrelanger Diskussion
über die Reform des Zivilprozessrechts letztlich he-
rausgekommen ist und der Länderkammer heute zur
Verabschiedung vorliegt. 
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Sicherlich: Das, was von dem groß angekündigten
„Jahrhundertwerk“ noch übrig geblieben ist, hat viel
von dem Schrecken verloren, den der vor gut einem
Jahr in den Bundestag eingebrachte Gesetzentwurf
zu Recht nahezu in der gesamten juristischen Fachöf-
fentlichkeit ausgelöst hat. Der massive Druck der juris-
tischen Fach- und Berufsverbände und der heftige
Widerstand aus den Ländern – insbesondere doku-
mentiert in der ablehnenden Stellungnahme des Bun-
desrates zu allen wesentlichen Reformeckpunkten
vom November des vergangenen Jahres – hat zumin-
dest das Schlimmste verhindert. So ist beispielsweise
die heftig kritisierte vollständige Abschaffung der Be-
rufungskammern bei den Landgerichten nicht mehr
vorgesehen. Das ist auch gut so.

Dennoch können wir mit dem Ergebnis nicht zufrie-
den sein. Zum ersten Mal seit mehr als 120 Jahren
werden wir in Deutschland keinen einheitlichen In-
stanzenzug des Zivilverfahrensrechts mehr haben.
Die von der Bundesregierung offensichtlich allein aus
Gründen der Gesichtswahrung in das Gesetz einge-
baute zeitlich befristete Experimentierklausel, wo-
nach einzelne Länder die Zuständigkeit der Beru-
fungsgerichte abweichend von dem bewährten
Instanzenzug regeln dürfen, wird dazu führen, dass
die Rechtseinheit in einem wesentlichen Punkt besei-
tigt wird. 

Es dürfte beispielsweise einem Bürger aus Sanger-
hausen in Sachsen-Anhalt nur schwer zu vermitteln
sein, dass er zur Teilnahme an der Berufungsverhand-
lung eines Mietrechtsstreits eine Tagesreise zum
Oberlandesgericht nach Naumburg auf sich nehmen
muss, während der nur wenige Kilometer entfernt
wohnende Bürger aus Sondershausen in Thüringen
nur ins nahe gelegene Mühlhausen zu fahren
braucht. Wie sich dies mit dem von der Bundesregie-
rung propagierten Ziel von mehr Bürgernähe verein-
baren lassen soll, erschließt sich mir nicht. Ich bin ein-
mal gespannt, welche der so genannten Reformländer 
– außer den Stadtstaaten, sehr verehrte Frau Dr. Pe-
schel-Gutzeit – tatsächlich von der Experimentier-
klausel Gebrauch machen. 

Das bewährte Kammerprinzip bei den Landgerich-
ten wird – zumindest für die erste Instanz – de facto
abgeschafft. Nach der neuen Regelung sollen nun-
mehr alle erstinstanzlichen Streitigkeiten grundsätz-
lich beim Einzelrichter anfallen. Nur in bestimmten
rechtlichen Spezialmaterien soll primär die Zustän-
digkeit der Kammer als Kollegialorgan erhalten blei-
ben, und das auch nur dann, wenn das für die Ge-
schäftsverteilung bei dem jeweiligen Landgericht
zuständige Präsidium die Einrichtung so genannter
Spezialkammern für die entsprechenden Rechtsmate-
rien beschlossen hat. Für eine solch radikale Abkehr
von dem bewährten Kammerprinzip besteht aber kein
nachvollziehbarer Grund. Selbst die Befürworter der
Reform bestreiten die offensichtlichen Vorzüge des
Kammerprinzips nicht. Gerade komplexe Sachverhal-
te und rechtlich schwierige Fragen können im juristi-
schen Fachgespräch besser geklärt werden als von
einem einzelnen Richter im „stillen Kämmerlein“. 

Dagegen werden sich die Hoffnungen, dass durch
einen weitgehenden Abbau des Kollegialprinzips die

Richter in erster Instanz mehr Sachen erledigen, als
trügerisch erweisen. Vergleiche der Geschäftsstatisti-
ken einzelner Länder zeigen, dass eine Erhöhung der
Einzelrichterquote beim Landgericht generell weder
zu einer Verfahrensverkürzung noch zu einer Steige-
rung der Erledigungszahlen führt. Im Ergebnis be-
kommen wir also ohne messbare Gegenleistung eine
deutlich spürbare Einbuße an Qualität unserer Recht-
sprechung.

Mit großer Sorge wird von der Praxis auch die neu
eingeführte Verpflichtung gesehen, gerichtliche Hin-
weise umfassend aktenkundig zu machen. Dies führt
zu einer unnötigen Formalisierung des Verfahrens
sowie zu einer deutlich bemerkbaren Zusatzbelas-
tung der Richter und Schreibdienste. In einem Zeital-
ter, in dem allerorten eine „schlanke“ Verwaltung ge-
fordert wird, passt eine Regelung, die zu mehr
Formalismus und Bürokratismus führt, im Übrigen
nicht in die Landschaft. Wie sagte schon ein Juristen-
kollege aus Thüringen im Jahr 1780: „Wer ein Gesetz
verfasst, betrachte den Sinn seiner Zeiten.“ – Nicht
nur an dieser Stelle hätte man sich gewünscht, dass
diesem Ansinnen Johann Wolfgang von G o e t h e s
mehr Rechnung getragen worden wäre.

So erscheint es alles andere als sinnvoll, auf der
einen Seite an sich rechtskräftige Urteile allein auf die
bloße Behauptung, es sei das rechtliche Gehör ver-
letzt worden, noch einmal überprüfen zu lassen,
während auf der anderen Seite die Überprüfungs-
möglichkeiten des Berufungsgerichts in tatsächlicher
Hinsicht massiv beschränkt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich noch auf einen Punkt zu sprechen kommen,
der in der Diskussion der letzten Wochen viel zu
wenig Beachtung gefunden hat! Ich meine die Finan-
zierung der so genannten Reform. Bis heute hat uns
die Bundesregierung noch nicht einmal im Ansatz er-
läutern können, wie der in der ersten Instanz auf uns
zukommende personelle Mehrbedarf ausgeglichen
werden soll. Auf die Amtsgerichte wird durch die
neuen Regelungen – ich nenne nur die Stichworte
„erweiterte Hinweis- und Dokumentationspflichten“,
„Möglichkeit der Gehörsrüge“ und „obligatorische
Güteverhandlung“ – ein erheblicher Mehraufwand
zukommen, der zwangsläufig zu einer Senkung des
Pensenschlüssels für die Amtsrichter führen wird. Wie
dieser personelle Mehrbedarf ausgeglichen werden
soll, bleibt mir schleierhaft.

Auch die Neuregelung des Berufungsverfahrens
wird nach den uns vorliegenden Berechnungen der
Fachleute keine nennenswerten personellen Ressour-
cen freisetzen. Aus der Sicht des Bundes mag die Ver-
nachlässigung einer soliden Finanzierung verständ-
lich sein; denn schließlich sind es fast ausschließlich
die Länder, die die finanziellen Folgen der Reform zu
tragen haben. Die Länderhaushalte werden dies be-
reits in Kürze zu spüren bekommen. Da nützt uns
auch der von Nordrhein-Westfalen initiierte und
heute zur Abstimmung stehende Entschließungsan-
trag wenig. Wir Justizminister werden uns in den
nächsten Jahren nicht darüber Gedanken machen
dürfen, wie eingesparte Personalaufwendungen an-
derweitig verwendet werden können. Im Gegenteil:
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Wir werden in erhebliche Schwierigkeiten geraten,
die finanziellen Mehrbelastungen der Justizhaushalte
zu bewältigen.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, der federführende Rechtsausschuss dieses
Hohen Hauses hat empfohlen, zu insgesamt zwölf
Punkten den Vermittlungsausschuss anzurufen. Zahl-
reiche Punkte betreffen rein fachliche Fragen, die mit
der grundsätzlichen Befürwortung oder Ablehnung
des Gesetzes nichts zu tun haben. Ich denke, auch die
heutige Debatte hat gezeigt, dass die Zeit der ideolo-
gischen Redeschlachten vorbei ist und stattdessen die
sachliche Diskussion im Vordergrund steht. Lassen
wir daher die Gelegenheit nicht ungenutzt verstrei-
chen, im Vermittlungsausschuss noch Verbesserun-
gen des Gesetzes zu erreichen, die letztlich uns allen
zugute kommen werden! Ich bitte Sie, den Empfeh-
lungen des Rechtsausschusses auf Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses zuzustimmen. – Danke schön.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Minister!

Das Wort hat Herr Minister Dieckmann (Nordrhein-
Westfalen).

Jochen Dieckmann (Nordrhein-Westfalen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Bundestag und
Bundesrat, aber auch die interessierte Öffentlichkeit
haben in den letzten beiden Jahren eine Diskussion
über die Reform des Zivilprozessrechts erlebt, die in
einer für dieses Thema ungewöhnlichen Intensität
und gelegentlich auch in einer, wie ich denke, unnöti-
gen Schärfe geführt worden ist. Deshalb ist es ange-
zeigt, hier und heute einmal daran zu erinnern, dass
die Bundesjustizministerin sowie die Justizministerin-
nen und -minister der Länder die Diskussion über das
Gesetzesvorhaben in großer Einmütigkeit auf den
Weg gebracht haben. Ich nenne die Beschlüsse der
Justizministerkonferenz vom November 1998 und
vom Sommer 1999, aber auch die gemeinsame sehr
fruchtbare Arbeit der Bund-Länder-Arbeitsgruppe
„Umgestaltung der Berufungsinstanz“. Nordrhein-
Westfalen hat sich an diesen Arbeiten, aber auch am
Diskussionsprozess in der Folgezeit sehr intensiv be-
teiligt. Das hat sich unter anderem an der Verfahrens-
simulation gezeigt, die wir in der nordrhein-westfäli-
schen Justizakademie durchgeführt haben und die
wir als Beispiel für die Begleitung von Gesetzgebung
durchaus zur Nachahmung empfehlen möchten.

Ich darf betonen und dankbar anerkennen, dass
sich die Bundesministerin der Justiz und ihr Haus
offen für Anregungen gezeigt und sich gerade mit
den Interessen der Länder verständig auseinander
gesetzt haben, auch wenn nicht alle Vorschläge ver-
wirklicht werden konnten. Das Ergebnis ist ein auf
Konsens angelegter Prozess zwischen dem Bund und
jedenfalls der Mehrheit der Länder gewesen. 

Meine Damen und Herren, herausgekommen ist si-
cherlich keine „Jahrhundertreform“, aber, wie die
Kollegin Schubert mit Recht gesagt hat, eine beachtli-
che Reform. Weitergehende Erwartungen wären si-
cherlich auch nicht realistisch gewesen. Uns ist es ge-
lungen, wesentliche Änderungen zu formulieren,

ohne das bewährte Grundgerüst der Zivilprozessord-
nung in Frage zu stellen. Der Zivilprozess ist nicht zu-
letzt deshalb seit über 100 Jahren funktionstüchtig,
weil die ZPO immer wieder reformiert wurde. Diesen
Prozess setzt das Gesetz nachhaltig fort; er wird auch
in Zukunft andauern. 

Die Reformpunkte können sich sehen lassen: 

Der Rechtsschutz für die Bürgerinnen und Bürger
wird erweitert; das ist schon gesagt worden. Man
mag demgegenüber hervorheben, dass das Gesetz
auch Einschränkungen des Revisions- und Berufungs-
rechts vorsieht. Diese werden aber im Wesentlichen
nur dazu führen, dass aussichtslose Rechtsmittel be-
schleunigt erledigt werden können. Auch das ist
letztlich eine Verbesserung des Rechtsschutzes; denn
effektiver Rechtsschutz bedeutet auch schnelleren
Rechtsschutz.

Die Reform eröffnet zudem die Möglichkeit, den
Prozess in der Eingangsinstanz zu verändern. Die
mündliche Verhandlung soll in der täglichen Praxis
ihrem Namen gerecht werden und wieder die Bedeu-
tung erhalten, die ihr bislang schon nach den Buch-
staben des Gesetzes zukommt.

Die personelle Verstärkung der Eingangsinstanz,
die wir hierfür brauchen, wird es aber erforderlich
machen, Personal umzuverteilen. Deshalb müssen
Entlastungseffekte, sofern sie sich durch die Reform
ergeben, ungeschmälert und unmittelbar den Amts-
gerichten und Landgerichten zugute kommen. Dass
so etwas möglich ist, haben wir in Nordrhein-Westfa-
len in den vergangenen Jahren schon bewiesen: Die
Änderungen durch die Novellierung der Verwal-
tungsgerichtsordnung haben zu einer spürbaren Um-
verteilung vom Oberverwaltungsgericht zu den Ver-
waltungsgerichten geführt und letzteren einen Teil
ihrer hohen Belastung genommen.

Zugleich zeigt die Reform des Zivilprozesses, dass
wir Länder es mit der wichtigen Rolle der Amtsge-
richte ernst meinen. Es bleibt deshalb bei dem, was
ich mehrfach erklärt habe: Im Zusammenhang mit der
Zivilprozessreform wird in Nordrhein-Westfalen kein
einziger Standort eines Amtsgerichts in Frage ge-
stellt.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das heute
zur Abstimmung stehende Gesetz ein guter Kompro-
miss ist: Er trägt den Möglichkeiten der Länder Rech-
nung, ohne den Anspruch auf eine sinnvolle und von
uns allen immer wieder eingeforderte Reform aufzu-
geben. Ein Kompromiss hat es an sich, dass nicht alle
Wünsche erfüllt werden können. Einzeln betrachtet,
mögen daher einige heute vorgetragene Wünsche auf
Änderungen in der Sache etwas für sich haben. Ich
möchte betonen, dass Nordrhein-Westfalen dem Re-
formvorhaben vollinhaltlich zustimmen kann und
konsequenterweise einzelne Anträge nicht unterstüt-
zen wird.

Meine Damen und Herren, in einem Punkt möchte
ich dem Änderungsbegehren allerdings explizit wi-
dersprechen: Die Experimentierklausel darf nicht ge-
strichen werden. Es ist kein Geheimnis, dass ich dem
Vorschlag, alle Berufungen durch die Oberlandesge-
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richte entscheiden zu lassen, jedenfalls derzeit 
kritisch gegenüberstehe. Nordrhein-Westfalen wird
deshalb voraussichtlich auch nicht von der Experi-
mentierklausel Gebrauch machen. Aber Länder, die
diesen Weg für richtig halten, sollten ihn zeitlich be-
grenzt beschreiten können. Dafür spreche ich mich
nachdrücklich aus. Wir werden die praktischen Erfah-
rungen in diesen Ländern vielleicht nicht ohne weite-
res auf andere Länder übertragen können; sie werden
aber bei entsprechender wissenschaftlicher Beglei-
tung auf jeden Fall mehr Aussagekraft besitzen als
alle unsere theoretischen Überlegungen und Modell-
berechnungen zusammen. Anders formuliert: Gegen
die Zulassung eines solchen Experiments kann sich
nur derjenige wenden, der Angst vor den möglichen
Ergebnissen hat. Dass es dabei zeitweise einen un-
einheitlichen Instanzenzug gibt, stellt für die Praxis,
Herr Weiß, Herr Birkmann, kein wirkliches Problem
dar. Es ist eben nur nicht mehr von Bundes wegen ge-
regelt, wer für die Berufung zuständig ist. Das wird
von der Landespolitik geregelt und von ihr auch zu
vertreten sein. 

Mit dem Abschluss dieses Gesetzesvorhabens er-
reichen wir nicht das Ende der Diskussion über die
Justizreform. Wir haben ein Etappenziel erreicht, und
zwar ein wichtiges. Die Diskussionen der letzten bei-
den Jahre haben neue Ideen hervorgebracht, über 
die wir weiter nachdenken sollten. Dazu gehört der
Vorschlag, ein kursorisches Erkenntnisverfahren
nach dem Beispiel der Niederlande, Englands und
Frankreichs zu ermöglichen. 

Es ist auch der Diskussion wert, vermehrt die Er-
kenntnisse aus Strafprozessen in das zivilrechtliche
Verfahren einfließen zu lassen. Außerdem haben wir
noch eine Fülle von Möglichkeiten, die sich aus der
Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs erge-
ben. Schließlich werden wir in den Ländern die Bin-
nenmodernisierung der Justiz weiter vorantreiben.
Dafür werden wir zu gegebener Zeit auch Änderun-
gen im Bundesrecht brauchen. In Nordrhein-Westfalen
denken wir dabei vor allem an die Delegation von
Aufgaben zwischen den einzelnen Laufbahngruppen.

Bei all diesen Themen sehe ich gute Möglichkeiten,
den Weg der intensiven Zusammenarbeit zwischen
Bund und Ländern weiterzugehen. Deshalb ist es
wichtig, dass wir nach den Auseinandersetzungen in
den letzten Monaten wieder zu der gemeinsamen
Grundlagenarbeit zurückfinden, die am Anfang die-
ses Reformprozesses gestanden hat.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Kollege
Dieckmann! 

Das Wort hat Frau Bundesministerin der Justiz,
Professor Dr. Däubler-Gmelin.

Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, Bundesministerin
der Justiz: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! In der Tat, wir gehen heute den ersten
wichtigen Schritt in Richtung Modernisierung der
Justiz, insbesondere in Richtung Modernisierung der
Ziviljustiz. Es hat eine Menge an Auseinanderset-
zungen gegeben, die parteipolitisch motiviert waren,

gelegentlich persönlich wurden und die sachlichen
Aspekte, auf die wir alle uns längst verständigt 
hatten, manchmal in den Hintergrund geschoben
haben. Aber vielleicht gehört das zu der Auseinan-
dersetzung, lieber Herr Birkmann, die wir führen
müssen. Tatsache ist und bleibt jedoch: Dieser wichti-
ge erste Schritt zur Modernisierung der Justiz macht
der Öffentlichkeit deutlich, dass es zwar schwierig ist,
hier zu modernisieren, aber dass es möglich ist. 

Lassen Sie mich mit einem Dank beginnen: Ich bin
all denen dankbar, die sich hieran konstruktiv betei-
ligt haben, selbstverständlich all denen, die persön-
liches Temperament und regionales Kolorit einge-
bracht haben. Ich bin auch sehr dankbar dafür, dass
schon mehrfach an den gemeinsamen Ausgangs-
punkt erinnert wurde. Es ist richtig, dass wir in einer
Bund-Länder-Kommission mit einem einstimmigen
Beschluss der Justizminister der Länder begonnen
haben. Das ging sogar noch weiter. Der heutige Kolle-
ge Justizminister aus Hessen hat die Pläne, die ur-
sprünglich vorgelegt worden waren, unmittelbar nach
seinem Amtsantritt ausdrücklich begrüßt. Ich darf nur
darauf hinweisen, dass auch aus Bayern zu Beginn
dieses Prozesses bei sehr viel weiter gehenden Lösun-
gen erheblich interessantere, auf Modernisierung
ausgerichtete Überlegungen in die Öffentlichkeit ge-
bracht worden waren, als in der Zwischenzeit umge-
setzt werden konnten.

Ich bedanke mich unmittelbar und ausdrücklich bei
all den Justizministerinnen und Justizministern, -se-
natorinnen und -senatoren, die trotz der schwierigen
Auseinandersetzungen auch mit Berufsverbänden,
die begreiflicherweise auf das achten, was in den letz-
ten Jahrzehnten gewachsen ist, nicht die Mühe ge-
scheut haben, die Modernisierung der Justiz auf ihre
Fahnen zu schreiben. 

Ich stimme ausdrücklich dem zu, was Herr Kollege
Dieckmann gesagt hat: Die Modernisierung muss
weitergehen; die parteipolitisch motivierte Auseinan-
dersetzung sollte in den Hintergrund gedrängt wer-
den, und das, was der Bundestag beschlossen hat und
heute vom Bundesrat bestätigt wird, sollte gemeinsam
umgesetzt werden. 

Das ist zunächst die Stärkung der Amtsgerichte. Es
ist mir besonders wichtig, dies in den Vordergrund zu
stellen; denn ich weiß natürlich sehr genau, dass Sie,
verehrte Kolleginnen und Kollegen aus den Ländern,
die Frage, wo Amtsgerichte angesiedelt sein sollen, 
d. h. die Standortfragen, selber klären müssen. Aber
wir müssen sehr deutlich machen – und das ist 
die Funktion des Bundesrechtes –, dass die vielen
Amtsrichterinnen und Amtsrichter nicht länger als die
Lastesel der deutschen Justiz angesehen werden dür-
fen.

Ich darf die Zahlen, um die es geht, in Erinnerung
rufen: 80 % aller zivilrechtlichen Verfahren beginnen
heute vor Einzelrichtern am Amtsgericht. Diese Rich-
terinnen und Richter müssen zwischen 600 und 700
Verfahren im Jahr bearbeiten. Die vergleichbaren
Zahlen bei den Landgerichten belaufen sich noch
nicht einmal auf ein Drittel. Natürlich haben Oberlan-
desgerichte schwierigere Fälle; aber dass die Belas-

(A)

(B)

(C)

(D)

Jochen Dieckmann (Nordrhein-Westfalen)



Bundesrat – 765. Sitzung – 22. Juni 2001 289

(A)

(B)

tungszahlen mit unter 70 Fällen pro Jahr in einem er-
heblichen Missverhältnis dazu stehen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, will ich deutlich hervorheben. 

Das zu verändern ist nicht nur Aufgabe dieses Bun-
desgesetzes, sondern eine Aufgabe, die Sie gemein-
schaftlich mit uns lösen müssen; denn es muss nicht
nur die Stärkung der Amtsgerichte, sondern auch die
Entlastung der Amtsrichterinnen und Amtsrichter
und damit eine Verbesserung der Rechtsprechung für
die vielen Hunderttausenden von Bürgerinnen und
Bürgern, die bei den Amtsgerichten ihr Recht suchen,
erreicht werden.  

Das Zweite, das die Reform in einem wichtigen ers-
ten Schritt umsetzt, ist eine weitere Verbesserung der
Schlichtungskultur. Sie setzt das fort, was wir ge-
meinsam mit dem Gesetz zur Förderung der außerge-
richtlichen Streitschlichtung begonnen haben. Ich
finde es sehr anerkennenswert, und ich danke dafür,
dass in einigen Ländern, übrigens im Wege der Öff-
nungsklausel, die eben nicht so negativ zu sehen ist,
wie Sie es, lieber Kollege Birkmann, angemerkt
haben, und natürlich auch mit einer von Land zu Land
unterschiedlichen Gesetzgebung, dafür gesorgt wird,
dass die außergerichtliche Streitschlichtung vorange-
trieben werden kann. Mediation hat hier ihr Gewicht
und ihren Standort. Ich wäre sehr dankbar, wenn sich
mehr Länder, mehr Landesjustizverwaltungen, mehr
Landesgesetzgeber der außergerichtlichen Streit-
schlichtung anschlössen. 

Wir setzen diesen Weg fort. Auch Skeptiker wie Sie,
Herr Birkmann, werden bemerken, dass dieser Weg
mehr Rechtszufriedenheit, mehr Rechtssicherheit und
schließlich auch mehr Effizienz mit sich bringt. 
Dadurch werden unter dem Strich Zeit und Geld ge-
spart. 

Lassen Sie mich sehr deutlich sagen, dass wir
gleichfalls die Rechtsschutzmöglichkeiten für die
große Zahl der rechtsuchenden Bürgerinnen und Bür-
ger verbessern und durch die Abkehr vom Streitwert-
prinzip für das Rechtsmittel in die gleiche Richtung
gehen. Es war ungerecht und unvernünftig, dass zum
Teil aussichtslose Verfahren streitwertbedingt über die
Instanzen gezogen werden konnten. Das bittere und
böse Wort vom „Justizkredit“ ist uns in diesem Zusam-
menhang vom Handwerk und von der Wirtschaft häu-
fig entgegengehalten worden. Damit räumen wir jetzt
auf.

Es war aber auch ungerecht und eine Verzerrung,
dass bei geringen Streitwerten auch Grundsatzfragen
keine Chance oder nur in einem verschwindend ge-
ringen Ausmaß die Chance hatten, vom Bundesge-
richtshof einheitlich für die Bundesrepublik Deutsch-
land entschieden zu werden. Auch damit räumen wir
jetzt auf, und ich meine, verehrter Herr Birkmann, das
ist gut.

Ich finde es übrigens auch gut – das habe ich den
Worten der eher skeptisch gestimmten Kolleginnen
und Kollegen aus den Ländern entnommen –, dass
sich Ihre ablehnende Haltung gegenüber der Verän-
derung der Streitwertgrenzen und ebenso gegenüber

der Veränderung der Bedeutung der Streitwertgren-
zen verändert hat. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Frage, ob die Beru-
fungen nicht an einem Berufungsgericht zusammen-
gebracht werden sollten. Es erstaunt mich gelegent-
lich, wie selten wir uns auf unsere gemeinsamen
Ausgangspunkte besinnen. Ich darf deswegen an die-
ser Stelle in Erinnerung rufen, was z. B. mein Vorgän-
ger auf dem Deutschen Juristentag in Bremen gesagt
hat: klare Dreistufigkeit! Ich darf ferner an das erin-
nern, was der der CDU angehörende frühere Vorsit-
zende des Rechtsausschusses, ebenfalls ein Sachken-
ner und ein praktizierender Anwalt, zu diesen Fragen
gesagt hat. Auch das ging in Richtung Dreistufigkeit. 

Die Sorgen, die Sie, lieber Herr Birkmann, gerade
beschworen haben, sind aus zwei Gründen nicht rea-
listisch, und zwar zum einen deswegen, weil, wie Sie
wissen, auch die Frage der Standorte von Oberlan-
desgerichten in Ihrer eigenen Zuständigkeit, also in
der Landeszuständigkeit, geregelt wird. Meine
Damen und Herren, die Bürgerinnen und Bürger wis-
sen natürlich sehr genau, dass es Vorzüge haben
kann, schneller zu einem abschließenden Urteil zu
kommen, und sie wissen es auch zu schätzen, dass die
Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Arbeitsgerichtsbar-
keit, die Sozialgerichtsbarkeit und im Bereich des Zi-
vilrechts die Familiengerichtsbarkeit, die besonders
häufig mit dem persönlichen Erscheinen vor Gericht
verbunden ist, auf die gleiche Weise geregelt sind.
Und weil das alles so gut ist, haben wir vor wenigen
Jahren gemeinsam auch noch die Vormundschafts-
gerichtsbarkeit in die gleiche Richtung verändert.
Deswegen so zu tun, als sei der Untergang des
Abendlandes zu besorgen, war schon immer – lassen
Sie mich das sagen – erheblich parteipolitisch einge-
färbt, maßlos übertrieben und sogar in der Richtung
falsch. 

Dass die Experimentierklausel mehrere außeror-
dentlich erfahrene und sachkundige Väter hat, wissen
wir, darunter einige der heute anwesenden Justizmi-
nister, etwa der Kollege Dieckmann, sowie der jetzige
Vorsitzende des Rechtsausschusses des Deutschen
Bundestages aus den Reihen der CDU. Beide haben
immer wieder gesagt: Modernisierung muss sein, und
wenn die Möglichkeit, gemeinsam einen großen
Schritt zu tun, aus diesen oder jenen Gründen, die ich
jetzt nicht aufzählen will, nicht oder noch nicht 
besteht, dann lassen Sie uns das ausprobieren! – Gut
so: Das war die Geburtsstunde der Experimentier-
klausel.

Dass jetzt wieder daran herumgemäkelt wird, war
zu erwarten. Das ist sachlich nicht gerechtfertigt. Und
dass der Vorwurf der Rechtszersplitterung nicht zu-
treffend ist, meine Damen und Herren, wissen Sie
selbst. Dass im Übrigen die eine oder andere regional
spezifische Lösung ausprobiert werden kann, brauche
ich in diesem Saal doch nicht ernsthaft zu wieder-
holen. Ich habe auf die außergerichtliche Streitschlich-
tung schon hingewiesen, bei der einige Länder eben
weiter sind als andere und deshalb mit ihren Erfah-
rungen die Diskussion über die Modernisierung be-
fruchten. Wenn ich hier leise und laute, humoristische
und ernsthafte Töne gegen die Experimentierklausel
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höre, noch dazu aus Bayern, muss ich schmunzeln,
weil gerade die Bayern, sehr geehrter Herr Kollege
Weiß, den übrigen Bundesländern die in der Tat bei-
spiellosen Besonderheiten im Verfahrensgang zum
Bayerischen Obersten Landesgericht noch nie vorent-
halten haben, sondern immer stolz darauf waren. Ein
klassischeres Beispiel für eine Rechtszersplitterung
als dieses gibt es nicht. Dass man deswegen immer
ein bisschen aufpassen muss, in welche Richtung man
argumentiert, will ich an dieser Stelle nur hinzufügen.

Natürlich bringt die Reform Effizienzgewinne,
nicht nur durch Veränderungen im Rechtsmittelrecht,
sondern auch durch den – bewussten und gewollten –
erweiterten Einsatz des Einzelrichters. Ich habe schon
erwähnt, lieber Herr Birkmann, dass 80 % sämtlicher
erstinstanzlichen Zivilverfahren von Einzelrichtern
behandelt und entschieden werden. Das machen wir
jetzt besser. Warum das nur für das Amtsgericht und
nicht auch für das Landgericht gut sein soll, ist, glau-
be ich, schwer nachzuvollziehen. Schließlich haben
wir für die schwierigen landgerichtlichen Prozesse
weiterhin die Kammer. Das sollte man nochmals beto-
nen. Übrigens sind Sie in dem, was Sie vor mehreren
Jahren im Rahmen des Rechtspflege-Vereinfachungs-
gesetzes nicht nur erörtert, sondern sogar noch im
Vermittlungsausschuss vertreten haben – das ist an
einem anderen Punkt gescheitert –, wesentlich weiter
gegangen. 

Schon der gesunde Menschenverstand und der
Fachverstand bestätigen uns – das hat auch die
VwGO-Reform gezeigt –, dass ein deutlicher Entlas-
tungseffekt eintritt, wenn statt drei Richtern einer über
die Sache entscheidet. Ich finde es deswegen erstaun-
lich, dass das wiederum in Frage gestellt wird, will
aber betonen, dass der Deutsche Bundestag von den
Ländern erwartet, dass die Kooperation bei der Umset-
zung in gewohnt guter und sachlicher Weise fortge-
führt wird, wozu selbstverständlich auch wir bereit
sind. Der Deutsche Bundestag wird auch darauf ach-
ten, dass die Effizienzgewinne zur Stärkung der Amts-
gerichte und zur Entlastung der Amtsrichterinnen und
Amtsrichter verwendet werden.

Ich bin den Ländern und den Landesjustizministe-
rinnen und -ministern, die heute schon deutlich er-
klärt haben, dass sie das so machen werden und es im
Bundesrat zum Antrag erhoben haben, für diese Klar-
stellung außerordentlich dankbar. Ich meine, das sind
wir nicht nur den Amtsrichterinnen und Amtsrichtern,
die ihre Pflicht tun, sondern auch den vielen Bürge-
rinnen und Bürgern schuldig, die, wenn es nötig ist,
ihr Recht suchen und es dann auch zügig und von
hoher Qualität bekommen sollen.

Verehrte Anwesende, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich glaube, die Modernisierung, die wir jetzt ein-
leiten, wird uns noch lange beschäftigen. Ich wäre
deswegen – das sage ich ganz offen – sehr dankbar,
wenn Initiativen zur weiteren Modernisierung durch
den Bundesrat auch und gerade in den Ländern deut-
lich würden, die ja hohe Verantwortung für die Mo-
dernisierung tragen. Ich sage Ihnen zu, dass auch die
Bundesregierung den Weg der Modernisierung wei-
tergehen wird und dass wir zur Kooperation nicht nur
bereit sind, sondern jede Form der Unterstützung von
Modernisierung anbieten. Wir brauchen sie, weil die

Herausforderungen und die Veränderungen, die auf
unsere Justiz zukommen, erheblich sind, und zwar
nicht nur bei der Schaffung eines einheitlichen
Rechtsraums in Europa, sondern auch wegen der vie-
len Veränderungen, denen wir im Zuge der Interna-
tionalisierung auch des Rechtes ausgesetzt sind. Wir
werden deswegen auf die Kooperation mit Ihnen
bald wieder zurückkommen. – Herzlichen Dank.

Präsident Kurt Beck: Wir danken Ihnen, Frau Bun-
desministerin. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Empfehlungen
des Rechtsausschusses in Drucksache 397/1/01 vor.
Da dort die Anrufung des Vermittlungsausschusses
aus mehreren Gründen empfohlen wird, ist zunächst
darüber abzustimmen, wer allgemein für die Anru-
fung ist.

Wer allgemein für die Anrufung ist, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das ist eine Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss n i c h t  angerufen.

Wir haben nun noch über die in Ziffer 13 der Aus-
schussempfehlungen enthaltene Entschließung zu be-
finden. Wer ist für Ziffer 13? Bitte das Handzeichen! –
Das ist eine Minderheit. 

Damit ist die Entschließung n i c h t  gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 8:

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des
Pflanzenschutzgesetzes – Antrag des Landes
Rheinland-Pfalz – (Drucksache 330/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Ihnen
die Ausschussempfehlungen in Drucksache 330/1/01
vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! Bitte Handzeichen! – Das ist die Mehrheit.

Ziffer 2! – Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer den Ge-
setzentwurf in der soeben festgelegten Fassung beim
Deutschen Bundestag einzubringen wünscht, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Einbringung des Ge-
setzentwurfs beschlossen. Herr Staatsminister Hans-
Artur Bauckhage (Rheinland-Pfalz) wird entspre-
chend Ziffer 4 zum Beauftragten des Bundesrates
gemäß § 33 unserer Geschäftsordnung bestellt.

Wir haben nun noch über die unter Ziffer 5 der
Drucksache 330/1/01 empfohlene Entschließung zu
befinden. Wer ist dafür? – Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Punkte 9 a)
und b) der Tagesordnung auf:

a) Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der am-
bulanten Hospizarbeit – Antrag der Länder
Baden-Württemberg und Bayern – (Drucksa-
che 407/00)
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b) Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der am-
bulanten Hospizarbeit – Antrag des Landes
Rheinland-Pfalz – (Drucksache 578/00)

Dem Antrag der Länder Baden-Württemberg und
Bayern unter Punkt 9 a) und dem Antrag des Landes
Rheinland-Pfalz unter Punkt 9 b) sind Hamburg und
Sachsen beigetreten.

Das Wort hat Herr Minister Dr. Repnik (Baden-
Württemberg).

Dr. Friedhelm Repnik (Baden-Württemberg): Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
In Baden-Württemberg hat die Hospizbewegung eine
lange Tradition, und sie ist stark. Das ist auch gut so.
Nach einer aktuellen Erhebung unserer Landesar-
beitsgemeinschaft Hospiz von Anfang dieses Monats
gibt es in Baden-Württemberg 236 Hospizdienste. Die
Tendenz ist steigend. Ich höre auch aus anderen Bun-
desländern, dass die Zahl der Sitzwachen deutlich zu-
nimmt.

Die ehrenamtliche Arbeit, die bei der Sterbebeglei-
tung geleistet wird, schätzen wir alle außerordentlich.
Wir haben uns deshalb gefragt, was wir tun können,
um die Hospizbewegung zu stärken. Nach vielen Ge-
sprächen mit Ehrenamtlichen und Professionellen
haben wir Ansatzpunkte gefunden, an denen man an-
setzen sollte. 

Erfahrungen aus knapp zwei Jahrzehnten ehren-
amtlicher Hospizarbeit zeigen, dass durch das Setzen
professioneller Akzente diese wertvolle Arbeit an
Kontinuität und Verlässlichkeit, aber auch an Effizienz
und Qualität gewinnen kann. Um es sehr deutlich zu
sagen: Es kann nicht Ziel sein, die mitmenschliche
Zuwendung irgendeiner Vergütung zuzuführen. An-
dererseits ist es eines der größten Probleme der Hos-
pizgruppen, die Rahmenbedingungen der eigentli-
chen Hospizarbeit zu sichern.

Worum geht es? Ehrenamtliche Hospizkräfte müs-
sen auf ihre schwierige Arbeit gut vorbereitet werden.
Eine Einsatzleitung sollte ihnen zur Seite stehen und
ihre Tätigkeit koordinieren und begleiten; das ist auf
Dauer durch Ehrenamtliche nicht mehr möglich.
Außerdem ist wegen der großen Belastung eine Su-
pervision unbedingt notwendig. Nicht zuletzt bedarf
es einer wirkungsvollen Öffentlichkeitsarbeit, um der
Bevölkerung die hervorragende Arbeit der Hospiz-
dienste zu verdeutlichen und weitere ehrenamtliche
Hospizkräfte zu gewinnen.

Baden-Württemberg hat gemeinsam mit Bayern mit
seiner Gesetzesinitiative vom 5. Juli 2000 den Anstoß
gegeben, die gesetzliche Krankenversicherung zu
verpflichten, neben der stationären Hospizarbeit die
ambulanten Hospizdienste zu unterstützen. Damals
wie heute sind wir der Auffassung, dass es eines deut-
lichen Signals für das Anliegen der Hospizbewegung
bedarf, vorrangig ein Sterben zu Hause zu ermögli-
chen. Rheinland-Pfalz ist mit seiner Gesetzesinitiative
vom 26. September 2000 diesem Anliegen gefolgt,
unter anderem mit dem besonderen inhaltlichen 
Akzent der Stärkung der palliativ-pflegerischen Be-
ratung.

Nach der Anhörung von Sachverständigen vor dem
Gesundheitsausschuss des Bundesrates am 21. März
2001 haben wir nunmehr beide Gesetzesinitiativen
zusammengeführt. Mein besonderer Dank gilt insbe-
sondere den Bundesländern Bayern und Rheinland-
Pfalz, die an der Erstellung eines gemeinsamen Ent-
wurfs von Anfang an konstruktiv mitgewirkt haben.
Dabei haben wir die Ansätze der beiden Gesetzent-
würfe integriert und die Empfehlung der Sachverstän-
digen aufgegriffen, die Hospizdienste in vergleichba-
rer Form zu fördern wie die Selbsthilfegruppen
chronisch Kranker. Dies entspricht auch dem Anliegen
von Baden-Württemberg, ein besonderes Signal der
Unterstützung in Richtung ehrenamtlicher Tätigkeit
zu geben.

Ich bin überaus dankbar für die Zusammenarbeit
der Bundesländer bei diesem wichtigen Thema. Dass
wir hier gemeinsam an einem Strang ziehen, zeigt sich
an dem erfreulich deutlichen Abstimmungsergebnis in
den Ausschüssen.

Den Krankenkassen kann nicht die komplette Ver-
antwortung für die Finanzierung der Hospizdienste
übertragen werden. Die finanzielle Unterstützung
der Hospizdienste sehe ich als eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe an. Aber die Krankenkassen soll-
ten einen Teil der Personalkosten für die professionel-
le Unterstützung der Hospizdienste übernehmen.
Weitere Finanzierungsquellen – etwa aus Mitglieds-
beiträgen, Spenden, Sponsorengeldern und Zuschüs-
sen der öffentlichen Hand – bleiben selbstverständ-
lich von großer Bedeutung.

Nunmehr ist ein zweistufiges Verfahren vorgese-
hen: Auf Bundesebene sollen gemeinsame Rahmen-
empfehlungen über den Inhalt der Leistungen verein-
bart werden. Art und Umfang der zu fördernden
Leistungen sollen auf Landesebene festgelegt wer-
den. Dieses zweistufige Verfahren ist zweckmäßig,
weil es eine bundeseinheitlich verbindliche Qualität
der Leistungsinhalte schafft und gleichzeitig die In-
teressen unseres föderalistischen Systems berücksich-
tigt. Dem zum Teil noch sehr unterschiedlichen Aus-
baustand der Hospizbewegung in den Bundesländern
kann auf diese Weise besser Rechnung getragen wer-
den.

Der Entwurf sieht nunmehr eine kontinuierliche
Steigerung des Zuschusses von rund 10,5 Millionen
Euro im Jahre 2002 auf rund 28 Millionen Euro im
Jahre 2007 vor. Die Auswirkungen dieses Vorschlags
auf das Beitragsniveau der gesetzlichen Krankenver-
sicherung sind nicht gravierend. Die 28 Millionen
Euro im Jahre 2007 entsprechen lediglich 0,024 % der
heutigen Gesamtausgaben der GKV.

Der Umgang mit Schwerstkranken und Sterbenden
ist ein Gradmesser dafür, wie human wir in unserer
Gesellschaft miteinander umgehen. Angesichts der
aus den Niederlanden zu uns getragenen aktuellen
Diskussion über die aktive Sterbehilfe ist ein deutli-
ches politisches Signal für eine Stärkung der Hospiz-
bewegung angebracht. Unlängst hat sich auch der
104. Deutsche Ärztetag dafür ausgesprochen.

Es muss uns darum gehen, das Sterben zu humani-
sieren und nicht das Töten zu legalisieren. Genau das
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ist das Ziel der Hospizbewegung. Ich meine deshalb,
die vielen Frauen und Männer, die sich tatkräftig in
diesem Bereich engagieren, haben ein spürbares Zei-
chen unserer Unterstützung verdient. Unser gemein-
samer Gesetzentwurf wird unserer politischen Ver-
antwortung gerecht. Ich bitte Sie alle, den Entwurf zu
unterstützen. – Ich bedanke mich.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Dr. Repnik! 

Eine Erklärung zu Protokoll*) gibt Frau Staatsminis-
terin Martini (Rheinland-Pfalz) ab. – Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Die beteiligten Aus-
schüsse empfehlen in Drucksache 433/01, die Gesetz-
entwürfe in den Drucksachen 407/00 und 578/00 zu-
sammenzuführen und in einer neuen Fassung beim
Deutschen Bundestag einzubringen.

Wer stimmt den Ziffern 1 und 2 der Ausschussemp-
fehlungen zu? – Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Einbringung des Ge-
setzentwurfs, wie soeben festgelegt, beschlossen und
Staatsminister Gerster (Rheinland-Pfalz) und Minis-
ter Dr. Repnik (Baden-Württemberg) zu Beauftragten
bestellt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur tariflichen Entloh-
nung bei öffentlichen Aufträgen – Antrag der
Länder Nordrhein-Westfalen und Berlin –
(Drucksache 322/01)

Das Wort hat Herr Kollege Clement (Nordrhein-
Westfalen).

Wolfgang Clement (Nordrhein-Westfalen): Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Nordrhein-Westfalen legt Ihnen einen Gesetzentwurf
zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen Aufträgen,
dem so genannten Vergabegesetz, vor.

Ich will eingangs sagen, dass ich nichts von Arbeits-
niederlegungen mit dem Ziel halte, ein bestimmtes
politisches Handeln herbeizuführen. Das gilt für alle
Fälle, so auch für diesen Fall. Solche Arbeitsniederle-
gungen sind fehl am Platze. Ich lehne sie ab.

Genauso deutlich will ich allerdings sagen, dass die
Tariffreiheit ein außerordentlich hohes Gut ist und
dass Tarifverträge auch in Zeiten, in denen wir über
die Flexibilität von Tarifverträgen diskutieren, eine
wichtige sozialpolitische, wirtschaftspolitische und ar-
beitsmarktpolitische Rolle spielen sowie eine wichti-
ge Schutz- und Ordnungsfunktion haben.

Dem müssen auch die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen gerecht werden; sie dürfen Tariftreue natür-
lich nicht konterkarieren, sie gewissermaßen unter-
laufen. Wir dürfen über Tariftreue und Tariffreiheit
nicht nur in Sonntagsreden sprechen, was oft genug
geschieht, sondern müssen ihnen auch im Alltag
Rechnung tragen.

In dieser Hinsicht weist ausgerechnet das für öffent-
liche Aufträge maßgebende Vergabegesetz ein gra-
vierendes Defizit auf – es ist inzwischen bekannt –:
Die geltenden Bestimmungen schließen nicht aus,
dass bei der öffentlichen Auftragsvergabe Tarifverträ-
ge unterlaufen werden. Ganz im Gegenteil: Den Zu-
schlag erhält bisher im Prinzip nur das günstigste An-
gebot. Er nimmt auf die Beschäftigungsbedingungen,
unter denen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in den jeweiligen Unternehmen arbeiten, keiner-
lei Rücksicht.

Wir haben es aber gerade im Wettbewerb um öf-
fentliche Bauaufträge – wie allgemein bekannt ist –
und zunehmend auch um Verkehrsdienstleistungen
im öffentlichen Personennahverkehr mit einer Billig-
konkurrenz zu tun, mit einer Konkurrenz, die mit
Lohndumping, mit Sub- und Sub-sub-sub-Unterneh-
men arbeitet, die nicht selten illegal operieren und
auf diese Weise Unternehmen, die sich an die Tarif-
verträge halten, aushebeln. Es ist unübersehbar
– überall im Lande sind Beispielsfälle dafür zu
finden –, dass Lohn- und Sozialdumping bei uns um
sich greifen. Auf diese Weise verlieren tarifgebunde-
ne Unternehmen, die sich an die Tarifverträge halten,
ihre Wettbewerbsfähigkeit, und Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer werden durch den Verlust sozialer
Standards bedroht; sie verlieren nicht selten ihre Ar-
beitsplätze auf Grund solcher Vorgänge. Im Bauwe-
sen herrscht eine teilweise dramatische Situation.

Es ist deshalb sehr verständlich, dass viele Beschäf-
tigte um ihre Arbeitsplätze fürchten. Ich halte ihre
Sorgen für berechtigt. Deshalb möchten wir gerne 
– bei aller Notwendigkeit für die öffentlichen Hände,
sparsam zu wirtschaften, ob auf der kommunalen
Ebene, der Ebene der Länder oder auf der Bundes-
ebene – darauf hinweisen, dass es schlicht inakzepta-
bel ist, dass das geltende Vergaberecht es den öffent-
lichen Auftraggebern, also uns selbst, zumutet, daran
mitwirken zu müssen, einem Lohndumping Vorschub
zu leisten und dabei tarifgebundene Unternehmen ins
Abseits zu stellen.

Um es noch etwas konkreter zu sagen: Auf diese
Weise werden wir nicht selten zu einer Auftragsver-
gabe gezwungen, die tariftreue Unternehmen nicht
nur ins Abseits stellt, sondern gelegentlich „vor die
Wand fahren“, d. h. in Konkurs gehen lässt, so dass
die öffentlichen Hände, die den Auftrag an diese Un-
ternehmen nicht vergeben können, anschließend 
– aber aus anderen Kassen – die Arbeitslosigkeit zu 
finanzieren haben. Dies kann nicht sinnvoll sein. Des-
halb ist es unsere nachdrückliche Bitte, hier zu einer
Änderung zu kommen.

Mit der Initiative, über die zu entscheiden Sie, wir
alle, heute gebeten sind, möchten wir im Interesse
eines fairen Wettbewerbs bei der Ausschreibung öf-
fentlicher Aufträge erreichen, dass die Anbieter ge-
setzlich verpflichtet werden, einen Tariflohn zu zah-
len, der am Ort der Auftragsausführung gilt. Wir
stimmen in dieser Zielsetzung mit dem auf Antrag
Bayerns im Dezember vergangenen Jahres beim Bun-
destag eingebrachten Gesetzentwurf für Tariftreue-
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erklärungen überein, der allerdings nur eine Öff-
nungsklausel für den Landesgesetzgeber zur Tarifbin-
dung enthält und sich auf öffentliche Bauaufträge be-
schränkt. Wir haben diesen Entwurf unterstützt,
möchten aber im Lichte der Entwicklung, die im Wirt-
schaftsleben und im Vergabewesen zunehmend er-
kennbar wird, jetzt gerne einige Schritte weiter
gehen: Wir wollen mit dieser Initiative zu einer bun-
deseinheitlichen Regelung kommen, die außerdem
den öffentlichen Personennahverkehr einbezieht,
weil sich dort ähnliche Entwicklungen abzeichnen.
Schließlich wollen wir damit den Abschluss eines zwi-
schen den Tarifvertragsparteien bereits ausgehandel-
ten Spartentarifvertrags ermöglichen, ohne dass 
dadurch der Wettbewerb bei der Vergabe von Ver-
kehrsdienstleistungen ausgeschlossen wird.

Das, was wir vorschlagen, richtet sich nicht gegen
Wettbewerb; es ist vielmehr ein Plädoyer für einen
fairen Wettbewerb und will den Rahmen dafür set-
zen. Diese Problematik geht alle öffentlichen Auftrag-
geber an, ob auf der Ebene des Bundes, der Länder
oder auf der kommunalen Ebene. Wir halten zur Absi-
cherung sozialer Mindeststandards hier zu Lande
eine einheitliche Lösung für geboten. Ich bitte Sie
deshalb sehr herzlich um Ihre Unterstützung der Ge-
setzesinitiative.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Kollege 
Clement! 

Eine Erklärung zu Protokoll*) gibt Frau Ministerin
Schubert (Sachsen-Anhalt) ab. – Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 322/1/01 vor. Der Antrag
des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Drucksa-
che 322/2/01 wurde zurückgezogen.

Wer stimmt Ziffer 1 zu? Bitte das Handzeichen! –
Das ist eine Minderheit.

Ich rufe jetzt Ziffer 2 auf. Wer stimmt zu? – Das ist
die Mehrheit.

Wir stimmen nun darüber ab, ob der Gesetzentwurf
nach Maßgabe der soeben beschlossenen Änderung
beim Deutschen Bundestag eingebracht werden soll.
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat beschlossen, den Gesetz-
entwurf in der soeben festgelegten Fassung beim
Deutschen Bundestag einzubringen.

Wir sind übereingekommen, dass gemäß Ziffer 4
der Ausschussempfehlungen Herr Minister Ernst
Schwanhold (Nordrhein-Westfalen) zum Beauftrag-
ten des Bundesrates für die Beratungen des Gesetz-
entwurfs im Deutschen Bundestag und seinen Aus-
schüssen bestellt wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Entschließung des Bundesrates zum Vorschlag
der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften für eine Richtlinie des Rates zur Fest-
legung von Mindestnormen für die Aufnahme
von Asylbewerbern in den Mitgliedsstaaten
– Antrag des Landes Baden-Württemberg
gemäß § 36 Abs. 2 GO BR – (Drucksache
438/01)

Hierzu liegt eine Wortmeldung von Herrn Minister
Köberle (Baden-Württemberg) vor.

Rudolf Köberle (Baden-Württemberg): Sehr verehr-
ter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Der Bundesrat hat bereits am 10. Juli 1998 ein harmo-
nisiertes Leistungsrecht für Asylbewerber und sonsti-
ge Flüchtlinge in der Europäischen Union gefordert,
um Sogwirkungen auf einzelne Mitgliedstaaten zu
verhindern. Deshalb begrüßen wir die mit dem vorlie-
genden Richtlinienentwurf beabsichtigte Festlegung
von europäischen Mindeststandards für die Aufnah-
me, Unterbringung und Versorgung von Asylbewer-
bern grundsätzlich.

Der Richtlinienentwurf geht über dieses berechtigte
Anliegen allerdings weit hinaus. Ich will vier Kri-
tikpunkte im Einzelnen ansprechen.

Erstens: Zugang zum Arbeitsmarkt und zur berufli-
chen Bildung! Die Länder sind der Auffassung, dass
der EG-Vertrag generell keine Rechtsgrundlage bie-
tet, den Zugang zum Arbeitsmarkt in den Mitglied-
staaten zu regeln. Das Bundesministerium des Innern
sieht allerdings eine Regelungskompetenz der Eu-
ropäischen Union aus Artikel 63 Abs. 2 des EG-Ver-
trages als gegeben an.

Aber auch wenn man diese Grundsatzfrage zurück-
stellt, sind die Regelungen zur Beschäftigung und zur
beruflichen Bildung kritisch zu bewerten. Nach dem
vorliegenden Richtlinienentwurf dürfen die Mitglied-
staaten Asylbewerbern und den sie begleitenden Fa-
milienangehörigen den Zugang zum Arbeitsmarkt
und zur beruflichen Bildung nicht länger als sechs
Monate nach der Antragstellung verweigern. Eine
weitere Einschränkung auf nationaler Ebene sieht der
Richtlinienentwurf nicht vor. Damit geht der Richtli-
nienvorschlag deutlich über die in Deutschland 
geltenden Regelungen hinaus. Nach unseren Erfah-
rungen haben aber gerade Erwerbs- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten eine erhebliche Anreizwirkung.
Sie sind auch ein wesentliches Hindernis für die frei-
willige Ausreise abgelehnter Asylbewerber.

Zweiter Kritikpunkt: Unterbringung und Leistungs-
gewährung! Der Richtlinienentwurf ermöglicht den
Mitgliedstaaten grundsätzlich die Unterbringung in
Gemeinschaftsunterkünften und die Gewährung von
Sachleistungen. Allerdings enthält der Vorschlag
weitgehende Einschränkungen für bestimmte Perso-
nengruppen sowie zum Schutz des Familienlebens
und der Privatsphäre. Nach allem, was wir wissen,
muss es aber auch bei einem harmonisierten Asylver-
fahren bei der grundsätzlichen Unterbringung in Ge-
meinschaftsunterkünften und der generellen Ge-
währung von Sachleistungen bleiben.
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Dritter Punkt: Verfahrensbeschleunigung! Asylver-
fahren müssen zügiger durchgeführt werden. Dazu
muss ein Asylbewerber zur Mitwirkung bereit und
anwesend sein. Falsch ist daher die im Richtlinienent-
wurf vorgesehene grundsätzliche Bewegungsfreiheit
innerhalb des für das Verfahren zuständigen Mit-
gliedstaates. In der Praxis hat sich gezeigt, dass gera-
de die Beschränkung der Bewegungsfreiheit für ein
effizientes und zügiges Asylverfahren unabdingbar
ist.

Viertens. Der Richtlinienvorschlag enthält eine Viel-
zahl detaillierter Regelungen für den Einzelfall. Diese
Regelungen sind nicht erforderlich. Ziel muss eine
Beschränkung auf Mindestnormen sein, die von allen
Mitgliedstaaten umgesetzt werden können und genü-
gend Spielraum für nationale Ausgestaltungen im
Einzelfall lassen.

Ich fasse zusammen: Die EU-weite Vereinheitli-
chung der Aufnahmebedingungen ist richtig. Die
Ausgestaltung bedarf jedoch in einigen Bereichen
– wie angesprochen – der Korrektur. Diesem Anliegen
dient der Entschließungsantrag von Baden-Württem-
berg, und ich bitte Sie herzlich um Unterstützung.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Minister! 

Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär
beim Bundesminister des Innern, Herr Körper.

Fritz Rudolf Körper, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die Bundesregierung und auch der Bun-
desrat begrüßen grundsätzlich den von der Kommissi-
on vorgelegten Richtlinienentwurf zu den Aufnahme-
bedingungen von Asylbewerbern. Zusammen mit der
Richtlinie zum Asylverfahren sowie der Richtlinie zum
vorübergehenden Schutz ist er nach unserer Auffas-
sung eine wichtige Grundlage und wird bei der
Schaffung eines einheitlichen europäischen Asylsys-
tems richtungsweisend sein.

Der Vorschlag, der der Umsetzung des Amsterda-
mer Vertrages dient und im Einklang mit den Schluss-
folgerungen des Europäischen Rates von Tampere
steht, soll den Rahmen für möglichst vergleichbare
Lebensbedingungen von Asylbewerbern in den Mit-
gliedstaaten sowie für die Behandlung von Miss-
brauchsfällen schaffen. Damit wird er ein weiterer
wichtiger Schritt sein, unerwünschten Phänomenen,
wie dem so genannten „Asylshopping“ oder der Se-
kundärmigration, zu begegnen. 

Der vorliegende Entwurf ist nach unserer Auffas-
sung eine gute Arbeitsgrundlage, über die demnächst
in Brüssel im Kreis der Mitgliedstaaten im Einzelnen
intensiv zu beraten sein wird.

Die Sicherung der Grundversorgung – wie Unter-
kunft, Kleidung, Verpflegung, medizinische Versor-
gung – unter Anrechnung des Einkommens bzw. des
Vermögens entspricht vom Ansatz her den deutschen
Regelungen im Asylbewerberleistungsgesetz. Die
Bundesregierung begrüßt es insbesondere, dass wich-
tige deutsche Anliegen, die bereits im Vorfeld von uns
in die Diskussion eingebracht worden sind, in dem

nunmehr vorliegenden Entwurf enthalten sind. Dazu
gehört zum einen der Kreis der Begünstigten, auf den
die Richtlinie Anwendung findet: Im Gegensatz zu
den Vorentwürfen ist jetzt klargestellt, dass die Richt-
linie nur Asylbewerbern zugute kommt. Ein weiterer
wichtiger Punkt ist, dass die Richtlinie – insbesondere
zur Beschleunigung von Asylverfahren – die Möglich-
keit zulässt, die Bewegungsfreiheit von Asylbewer-
bern räumlich einzuschränken.

Trotz dieser grundsätzlich positiven Tendenz des
Richtlinienentwurfs ist dem Entschließungsantrag
darin zuzustimmen, dass noch erheblicher – und zum
Teil auch sehr grundsätzlicher – Erörterungsbedarf
besteht. 

Dies betrifft zum einen die Frage, welche Art von
Leistungen gewährt werden soll. Auch die Bundesre-
gierung ist der Ansicht, dass Maßnahmen, die bereits
in Richtung Integration gehen, in laufenden Asylver-
fahren nicht ohne weiteres einen Platz haben können.
Solange nicht klar ist, ob ein Asylsuchender ein be-
rechtigtes Schutzinteresse hat und im Aufnahmeland
bleiben wird, besteht weder das Bedürfnis noch die
Notwendigkeit, ihn in die Gesellschaft zu integrieren.
Daher wird genau zu prüfen sein, inwieweit und ab
welchem Zeitpunkt z. B. Zugang zur beruflichen Bil-
dung oder auch zu Sprachkursen gewährt werden
soll.

Hinsichtlich des Zugangs zum Arbeitsmarkt ist zu-
mindest die in dem Entwurf vorgesehene Wartefrist
von sechs Monaten zu kurz bemessen. Eine Frist von
einem Jahr scheint uns angemessener zu sein.

Entgegen der Auffassung der Länder, die sie bereits
zu anderen Richtlinienentwürfen vorgetragen haben,
sollte der Zugang zum Arbeitsmarkt jedoch europa-
weit einheitlich geregelt und nicht alleine in nationale
Verantwortung gestellt werden. Von der Handhabung
dieser Frage geht eine erhebliche Sogwirkung aus,
und eine einheitliche Lösung in den Mitgliedstaaten
würde dazu beitragen, das so genannte „Asylshop-
ping“ zu unterbinden.

Neben weiteren problematischen Regelungen, auf
die ich hier nicht im Einzelnen eingehen will, stellt
sich die sehr grundsätzliche Frage nach der Rege-
lungstiefe von Richtlinien im Asylbereich, die ledig-
lich Mindestnormen zum Inhalt haben sollen. Auch
wir sind der Auffassung, dass der vorliegende Richtli-
nienentwurf zum Teil zu detailliert ist und daher die
Frage aufwirft, ob hier noch von Mindestnormen ge-
sprochen werden kann. Daher wird auf europäischer
Ebene darüber diskutiert werden müssen, was unter
diesem Begriff, der erst mit der Vergemeinschaftung
der Asyl- und Einwanderungspolitik in den EG-Ver-
trag eingeführt worden ist und mit dessen Anwen-
dung bislang kaum Erfahrungen bestehen, verstan-
den werden soll.

Um das Ziel und den Zweck der Richtlinie, z. B. zu
den Aufnahmebedingungen, zu erreichen, sind Rege-
lungen nötig, die eine gewisse einheitliche Praxis in
den Mitgliedstaaten sicherstellen. Die Frage ist nur,
wie weit die Regelungen gehen müssen und wie viele
insbesondere vor dem Hintergrund des Subsidiaritäts-
gedankens unerlässlich sind. – Danke schön.
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Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur weiteren Beratung überweise ich den Ent-
schließungsantrag dem Ausschuss für Fragen der
Europäischen Union – federführend – und dem Aus-
schuss für Arbeit und Sozialpolitik, dem Ausschuss
für Frauen und Jugend, dem Ausschuss für Familie
und Senioren, dem Finanzausschuss, dem Gesund-
heitsausschuss, dem Ausschuss für Innere Angele-
genheiten, dem Ausschuss für Kulturfragen sowie
dem Rechtsausschuss – mitberatend.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Entschließung des Bundesrates zur Ausdeh-
nung des strafrechtlichen Schutzes vor sexu-
ellen Übergriffen und zur verbesserten Auf-
klärung von schweren Sexualdelikten – Antrag
des Landes Baden-Württemberg – (Drucksache
158/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor. – Eine Erklärung
zu Protokoll*) gibt Herr Minister Köberle (Baden-
Württemberg) ab.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 158/1/01 vor.

Wer dafür ist, die Entschließung nach Maßgabe der
Ziffer 1 zu fassen, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist eine Minderheit.

Ich frage nunmehr, wer dafür ist, die Entschließung
in unveränderter Form zu fassen. Ich bitte um das
Handzeichen. – Das ist eine Minderheit.

Der Bundesrat hat die Entschließung n i c h t  ge-
fasst.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 52 auf:

Entschließung des Bundesrates zur Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Her-
stellung, die Aufmachung und den Verkauf von
Tabakerzeugnissen – Antrag der Länder
Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Thüringen
gemäß § 36 Abs. 2 GO BR – (Drucksache 477/
01)

Hierzu liegt eine Wortmeldung von Minister Senff
(Niedersachsen) vor.

Wolfgang Senff (Niedersachsen): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die von
Ihnen, Herr Präsident, aufgerufene Richtlinie be-
schäftigt sich inhaltlich mit dem Genuss von
schwächerem Tabak. In Wirklichkeit stellt sie starken
Tobak dar.

Der Bundesrat hat das Motiv der Richtlinie, die vom
Rauchen ausgehenden Risiken zu minimieren, soweit
es geht, in seinen Stellungnahmen immer begrüßt.
Mit dem von den drei genannten Ländern einge-

brachten Entschließungsantrag richtet sich der Bun-
desrat deshalb nicht gegen die gesundheitspoli-
tischen Zielsetzungen, die die Richtlinie enthält. Im
Gegenteil: Wir unterstreichen sie.

Uns geht es um ein Thema, das darüber hinausgeht.
Wir fragen uns: Warum greift die Europäische Union,
wenn sie Gesundheitspolitik betreibt, zum Binnen-
marktrecht? Das tut sie mit dieser Richtlinie. Uns geht
es um die Frage: Kann die Union Regelungen nur für
ihre Mitgliedstaaten treffen, oder erhebt sie den An-
spruch, die in ihrem Inneren geltenden Regeln auch
auf Staaten außerhalb der Union auszudehnen, ja sie
ihnen förmlich aufzuzwingen?

Die Position der antragstellenden Länder dazu ist
eindeutig: Die Union soll gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen für den Binnenmarkt herstellen. Sie soll den
Binnenmarkt und die in ihm geltenden Regelungen
schützen. Ihre Aufgabe ist es nicht, Exporte über die
Grenzen der Union hinaus zu behindern, zu regle-
mentieren, wie sie es mit der Richtlinie versucht.
Schon gar nicht darf sie das unter Missbrauch anderer
Politikfelder tun, die vorgeschoben werden, unter
deren Schutz Exporthemmnisse aufgebaut werden.

Genau darum geht es im Fall der Tabakrichtlinie der
Europäischen Union: Gesundheitspolitisch sinnvolle
Grenzwerte für die Herstellung von Zigaretten zum
Verbrauch innerhalb der Union werden gleichzeitig
für den Export beschlossen. Nach unserer festen Über-
zeugung überschreitet die Europäische Union damit
ihr Mandat. Sie maßt sich Regelungsbefugnisse an,
die eigentlich den Gesetzgebern in den Staaten außer-
halb der Union zustehen, die unsere Exporterzeugnis-
se – in diesem Fall: unsere Tabakerzeugnisse – aufneh-
men. Das kommt mir vor, als wollte es die Europäische
Union besser wissen, ob die Verbraucherinnen und
Verbraucher – in diesem Fall: die Raucherinnen und
Raucher – leichteren oder stärkeren Tabak genießen
oder ob sie gar nicht rauchen wollen. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, das geht uns innerhalb
der Union nichts an.

Die Union handelt damit wirtschaftlich leichtfertig.
Sie fördert die Verlagerung von Hunderten von
Arbeitsplätzen in Thüringen, Rheinland-Pfalz, Nieder-
sachsen, ja – bezieht man die Vorlieferanten ein – mit
zwei Ausnahmen in allen Bundesländern.

Es handelt sich also um eine Richtlinie, die nicht vor-
rangig der Verwirklichung des Binnenmarktes dient,
sondern – ich sagte es bereits – den Export in Staaten
außerhalb der Union entscheidend beeinflusst.

In unserer Entschließung fordern wir die Bundes-
regierung auf, vor dem Europäischen Gerichtshof
gegen die Richtlinie zu klagen, um eine grundsätzli-
che Klärung herbeizuführen. Denn das, was im Fall
von Tabakerzeugnissen geschieht, kann jederzeit
auch in Bezug auf andere Erzeugnisse aus der Bun-
desrepublik geschehen. Wir sind uns darüber im Kla-
ren, dass „Tabak“ ein sehr schwieriges Thema ist.
Aber es steht nun einmal auf der Tagesordnung. Wir
sind der Meinung, dass wir es in diesem Punkt klären
müssen. Zu klären ist, wo die Grenzen der Verwirkli-
chung des Binnenmarktes sind und wo andere Poli-
tikfelder – in diesem Fall die Gesundheitspolitik, beim
nächsten Mal ein anderes Politikfeld – beginnen.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir er-
kennen an, dass die Bundesregierung bei der Ab-
stimmung im Ministerrat ausdrücklich einen Vorbe-
halt gemacht und damit den Weg zum Europäischen
Gerichtshof offen gelassen hat. Wir begrüßen es, dass
die Bundesregierung mit der Prüfung der Frage, ob
die Klage Aussicht auf Erfolg hat, bereits begonnen
hat. Wir hoffen auf ein positives Ergebnis.

Wir sind davon überzeugt, dass dieser Weg aus
grundsätzlichen Überlegungen gegangen werden
muss. Wir sind aber auch davon überzeugt, dass wir
alles tun müssen, um die Arbeitsplätze in unseren
Ländern zu retten. Wir sichern der Bundesregierung
daher unsere Unterstützung zu, wenn sie zu einem
positiven Ergebnis kommt.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Minister
Senff!

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Ausschussberatun-
gen haben noch nicht stattgefunden. Wir haben daher
zunächst darüber zu befinden, ob bereits heute in der
Sache entschieden werden soll. Wer für sofortige
Sachentscheidung ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die Mehrheit.

Wer für die Annahme der Entschließung ist, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Der Bundesrat hat die Entschließung gefasst.

(Läuten eines Telefons)

– Wir wären dankbar, wenn im Plenarsaal auf das
Handy verzichtet werden könnte.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Punkte 14,
51 a) und b) auf:

14. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Famili-
enförderung (Drucksache 393/01)

in Verbindung mit

51. a) Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung
der steuerrechtlichen Möglichkeiten zur
Beschäftigung von Haushaltshilfen – An-
trag des Freistaates Bayern – Geschäftsord-
nungsantrag des Freistaates Bayern –
(Drucksache 412/01)

b) Entschließung des Bundesrates zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze in hauswirt-
schaftlichen Dienstleistungsagenturen 
– Antrag der Freistaaten Thüringen und
Bayern – Geschäftsordnungsantrag des
Freistaats Thüringen – (Drucksache 380/01)

Dem Antrag des Freistaates Bayern unter Punkt 
51 a) ist der Freistaat Thüringen beigetreten.

Es liegt eine Reihe von Wortmeldungen vor. Das
Wort hat zunächst Herr Kollege Teufel (Baden-Würt-
temberg).

Erwin Teufel (Baden-Württemberg): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit dem
heute zur Diskussion stehenden Entwurf eines Zwei-

ten Gesetzes zur Familienförderung sollen die Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts zur Steuerfrei-
stellung des Existenzminimums von Kindern vollends
umgesetzt werden.

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom November 1998 umfasst das Existenzmini-
mum eines Kindes einen Betreuungs- und Erzie-
hungsbedarf. Der Betreuungsbedarf war vom Jahr
2000 an, der Erziehungsbedarf ist vom Jahr 2002 an
steuerlich zu verschonen.

Nun soll ab dem kommenden Jahr der allgemeine
Kinderfreibetrag von 6 912 auf 7 135 DM erhöht 
werden und der bisherige Betreuungsfreibetrag von
3 024 DM in einem einheitlichen Freibetrag für den
Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf von
4 225 DM aufgehen. Die kindbedingten Freibeträge
werden damit insgesamt auf gut 11 000 DM erhöht.

Diese Anhebung der Freibeträge ist gut. Sie be-
wegt sich aber am unteren Rand des verfassungs-
rechtlich Gebotenen. Mit anderen Worten: Mit der
vorgeschlagenen Erhöhung der kindbedingten Frei-
beträge um rund 1 400 DM bringt die Bundesregie-
rung zum Ausdruck, dass sie die Familien finanziell
nicht mehr entlasten will, als nach Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts unbedingt erforderlich ist.
Das halte ich nicht für gut.

Auch bei der Kindergelderhöhung praktiziert die
Bundesregierung eine Politik der kleinen – zu klei-
nen – Schritte. Nur mit einer Erhöhung des Kindergel-
des werden auch diejenigen Familien entlastet, die
wegen ihres geringen Einkommens von der Anhe-
bung der Freibeträge nicht oder nur in geringem Um-
fang profitieren.

Die Anhebung des Kindergeldes von 270 auf 300
DM bedeutet de facto nicht mehr als einen Ausgleich
für die gestiegenen Lebenshaltungskosten bei einer
Inflationsrate von 3,5 %, die wir inzwischen erreicht
haben. Entgegen ihren Beteuerungen vernachlässigt
die Bundesregierung damit die Stärkung der Familien
gerade im mittleren und unteren Einkommensbe-
reich. Die Kindergelderhöhung um 30 DM kann daher
nur als Zwischenschritt akzeptiert werden. Weitere
Schritte müssen folgen.

Bereits in der zum 1. Januar 2000 in Kraft getrete-
nen ersten Stufe der Neuregelung der Familienentlas-
tung wurde das Kindergeld lediglich für das erste und
zweite Kind angehoben. Auch nach dem heute vorlie-
genden Entwurf eines Zweiten Gesetzes beschränkt
sich die Erhöhung auf die ersten beiden Kinder. Fami-
lien mit drei und mehr Kindern sollen also erneut be-
nachteiligt werden. Das ist ganz und gar unerträglich;
denn jeder weiß, dass es leichter ist, ein Kind aufzu-
ziehen als drei oder vier Kinder. Jeder weiß, dass es
gerade kinderreiche Familien mit einem Normalein-
kommen sind, die an den Rand der Existenzkrise oder
unter die Sozialhilferichtsätze geraten.

Deshalb appelliere ich an Sie: Stimmen Sie unserem
Antrag, auch das Kindergeld für das dritte und jedes
weitere Kind um 30 DM zu erhöhen, zu!

Dem Vorschlag der Bundesregierung, den Sonder-
ausgabenabzug für hauswirtschaftliche Beschäfti-
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gungsverhältnisse abzuschaffen, sollte ebenfalls nicht
gefolgt werden – auch weil dieser Regelung jeder Zu-
sammenhang zur Familienförderung fehlt. Seit dem
Inkrafttreten des Jahressteuergesetzes 1997 verfolgt
der Gesetzgeber damit ausdrücklich das Ziel, die
Schaffung regulärer, sozialversicherungspflichtiger
Arbeitsplätze in Privathaushalten zu erleichtern. Mit
Blick auf diese nach wie vor wichtige und richtige be-
schäftigungspolitische Zielsetzung ist aus unserer
Sicht nicht die Streichung, sondern – im Gegenteil –
die Ausdehnung des Sonderausgabenabzugs, bei-
spielsweise auf Dienstleistungszentren, geboten.

Völlig unverständlich aus der Sicht der Länder ist,
dass der Gesetzentwurf keine Aussagen zur Vertei-
lung der Mehrkosten trifft. Nach den bisherigen Re-
gelungen sollen die Belastungen des seit 1996 neu ge-
regelten Familienausgleichs zu 74 % vom Bund und
zu 26 % von den Ländern und Gemeinden getragen
werden. Dazu wurden den Ländern 5,5 Umsatzsteuer-
punkte, seit dem Jahr 2000 5,75 Umsatzsteuerpunkte
übertragen.

Obwohl der Bund verfassungsgemäß verpflichtet ist,
die Steuermindereinnahmen der Länder und Gemein-
den auszugleichen, konnten die Länder und Gemein-
den durch die übertragenen Umsatzsteuerpunkte ihre
Mehrbelastungen nicht decken. So ist der nicht ge-
deckte Betrag ständig gestiegen. Bis heute hat der
Bund – entgegen der getroffenen Absprache – Länder
und Gemeinden auf einem nicht gedeckten Betrag
von 18,6 Milliarden DM sitzen lassen.

Die heute zur Debatte stehenden Kindergelder-
höhungen, die wir für richtig halten, führen mit ihren
Folgewirkungen zu einer weiteren Verschärfung die-
ser Schieflage. Nach den Vorstellungen des Bundes
sollen Länder und Gemeinden auch beim jetzt anste-
henden Schritt nicht – wie vereinbart – 26 %, sondern
den Löwenanteil, nämlich 57,5 % und damit jährlich
3,6 Milliarden DM der Kosten tragen. Dies ist nicht
akzeptabel. Der Bund muss endlich seiner Pflicht
nachkommen und sowohl die den Ländern und 
Gemeinden garantierte Lastenverteilungsquote ein-
halten als auch den Familienlastenausgleich im Inte-
resse von Familien mit Kindern gerecht gestalten.

Meine Damen und Herren, Familien sind das Fun-
dament, und Kinder sind die Zukunft unserer Gesell-
schaft. Ohne sie ist im wahrsten Sinne des Wortes
„kein Staat zu machen“.Deshalb gehören Familien
mit Kindern ins Zentrum einer modernen, zukunfts-
orientierten Gesellschaftspolitik. 

Dazu gehört, dass unsere Gesellschaft die Leis-
tungen von Familien mit Kindern stärker als bisher
anerkennt und honoriert. Unser Vorschlag hat des-
halb zum Ziel, die derzeitige Förderung Schritt für
Schritt zu einem echten Familiengeld aufzuwerten
und auszubauen.

Natürlich wissen wir um den erheblichen Finanzbe-
darf, der damit einhergehen würde, wenn man alle fa-
milienpolitischen Leistungen zusammenfasste. Aber
wir halten es in Stufen für realisierbar, dass alle Fami-
lien pro Kind monatlich 1 200 DM bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahres erhalten.

Wir halten dies für möglich, wenn wir uns in Politik
und Gesellschaft wirklich ernsthaft um eine dringend
erforderliche Prioritätensetzung zu Gunsten von Fa-
milien mit Kindern bemühen. Ich betone für das Land
Baden-Württemberg, dass wir bereit sind, unseren fi-
nanziellen Beitrag zur Verwirklichung eines Famili-
engeldes zu leisten. Wir alle – Bund, Länder und Ge-
meinden – sind aufgefordert, den politischen Willen
und die politische Kraft zur Gestaltung einer wirklich
kinderfreundlichen Gesellschaft aufzubringen – eine
gesellschaftliche Herausforderung ersten Ranges!
Lassen Sie uns deshalb gemeinsam dafür arbeiten!

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Kollege
Teufel! 

Das Wort hat jetzt Frau Kollegin Simonis (Schles-
wig-Holstein).

Heide Simonis (Schleswig-Holstein): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Allen
Unkenrufen zum Trotz steht die Familie als Lebens-
form nicht vor dem Aus. Der Trend zum Heiraten ist
ungebrochen. Noch immer wünscht sich die Mehrheit
der jungen Erwachsenen in unserem Land ein Leben
mit Kindern in einer dauerhaften Beziehung zu einem
Partner.

In der Realität spiegelt sich dieser Wunsch nicht
immer wider. Die Geburtenrate liegt in Deutschland
nur bei 9,3 %. Das ist erheblich weniger als bei unse-
ren europäischen Nachbarn. Ein Drittel aller Frauen
und die Hälfte aller Akademikerinnen bleiben schon
jetzt kinderlos. 

Die Frage, wie eine Familie überhaupt aussieht,
was eine Familie ist, ist nur schwer zu beantworten.
Die Formen von Familie sind vielfältig. Familien sind
verheiratete und unverheiratete Eltern mit ihren leib-
lichen Kindern, mit Adoptiv- und Pflegekindern,
Paare, die in einer „Patchwork“-Familie mit Kindern
aus früheren Beziehungen zusammenleben, Alleiner-
ziehende – meist Frauen – oder erwachsene Kinder,
die mit ihren alten Eltern leben. 

Genauso vielfältig muss eine moderne Familienpo-
litik aussehen. Sie darf sich nicht an einer fiktiven
Musterfamilie orientieren, sie muss vielmehr der Le-
benswirklichkeit von Eltern und Kindern gerecht wer-
den. 

Wir brauchen also einen Mix aus direkten und indi-
rekten Leistungen für Familien. Seit dem Amtsantritt
der rotgrünen Bundesregierung hat sich gerade bei
den direkten Hilfen viel getan. Nach 16 Jahren fast
Stillstand ist wieder Bewegung in dieses Thema ge-
kommen:

Beim Erziehungsgeld wurden die Einkommens-
grenzen für verheiratete Eltern um 9,5 % auf
32 200 DM erhöht. Für Alleinerziehende wurde die
Grenze um 11,4 % auf 26 400 DM erhöht. 

Auch für den Elternurlaub wurde das Erziehungs-
geldgesetz verändert: Väter und Mütter können
gleichzeitig Elternurlaub nehmen und während die-
ser Zeit bis zu 30 Wochenstunden arbeiten. 
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Seit Januar 2001 ist die erste Stufe der Steuerre-
form in Kraft. Eine vierköpfige Familie mit durch-
schnittlichem Einkommen spart schon in diesem Jahr
bis zu 3 000 DM an Steuern.

Beim BAföG gelten seit 1. April 2001 höhere För-
dersätze für die Studierenden und höhere Einkom-
mensgrenzen für die Eltern. 

Schließlich wurde das Kindergeld seit 1998 in zwei
Stufen von 220 auf 270 DM angehoben. Die nächste
Erhöhung ab Januar 2002 auf dann 300 DM für das
erste und zweite Kind hat das Bundeskabinett bereits
beschlossen. Der Entwurf geht jetzt in die Gremien-
beratung. 

Unsere Familien werden also ab dem 1. Januar 2002
Jahr für Jahr 4,6 Milliarden DM mehr in der Tasche
haben. Das ist eine beachtliche Leistung. Natürlich
könnte man noch mehr ausgeben, sehr geehrter Herr
Kollege Teufel. Wenn ich mich aber an die Diskus-
sionen der letzten zwei Tage über den Länderfinanz-
ausgleich erinnere, bei dem schon 1 Milliarde DM
mehr oder weniger den Zusammenbruch des gesam-
ten Systems herbeiführen könnte, ist bei einer Forde-
rung nach noch mehr als dem, was bisher erreicht
wurde, zumindest zu begründen, wie man es denn
bezahlen möchte.

Wenn wir in der Familienpolitik über den Tag hi-
nausblicken wollen, müssen wir mehr Antworten fin-
den als Kindergeld, Mutterschutz und Elternurlaub –
so wichtig sie sind. Eine solche Familienpolitik muss
viele Bereiche einschließen: Finanz- und Steuerpoli-
tik, Wohnungsbau- und Arbeitsmarktpolitik, Jugend-
und Bildungspolitik.

Wir dürfen die Frauen nicht mehr vor die Wahl
Beruf oder Familie stellen. Immer häufiger fällt diese
Entscheidung heute für den Beruf aus; Sie haben die
Zahlen am Anfang bereits gehört. Gerade jüngere gut
ausgebildete Frauen wollen kein Entweder-oder, son-
dern ein Leben mit Kind und beruflichem Fortkom-
men. Gesellschaftliche Teilhabe und die Möglichkeit,
für sich selbst zu sorgen, müssen für Väter und Mütter
geschaffen werden.

Direkte finanzielle Leistungen sind für die einzel-
nen Familien wichtig. Ich glaube aber nicht, dass sie
der Weisheit letzter Schluss sind. In der Europäischen
Union gibt es Länder mit deutlich niedrigeren finanzi-
ellen Leistungen für Familien, und trotzdem sind die
Geburtenraten höher. Unsere europäischen Nachbarn
zeigen uns, dass familien- und kinderfreundliche
Rahmenbedingungen bei der Entscheidung für oder
gegen ein Kind wichtiger sind als direkte finanzielle
Leistungen.

Nehmen wir als Beispiel Norwegen: Dort liegen die
Frauenerwerbsquote bei 76 % und die Geburtenrate
bei 13,3 je 1 000 Einwohner. In Deutschland liegt die
Geburtenrate, wie gesagt, bei rund 9 %. Gleichzeitig
sind hier nur 62 % der Frauen teilweise oder ganztags
erwerbstätig. Mir scheint, dass hier ein Zusammen-
hang nicht geleugnet werden kann. In Norwegen ist
die Ganztagsbetreuung für Kinder besser organisiert
und auch leichter zu bezahlen als bei uns. Deshalb
müsste die Schaffung besserer Betreuungsmöglich-

keiten für Kinder aller Altersstufen auf dem Land wie
in den Ballungszentren und in und außerhalb von 
Familien ganz oben auf unserer Agenda stehen. Bis
dieses Ziel erreicht ist, müssen sich viele Eltern die
Betreuung für ihre Kinder als private Dienstleistung
kaufen. Dieses Privileg können sich nur wenige Men-
schen leisten. Mit dem zum 1. Januar 2000 eingeführ-
ten steuerlichen Betreuungsfreibetrag hat die Bun-
desregierung einen ersten Schritt getan, um Eltern zu
entlasten. 

Wir sollten uns allerdings weiter überlegen, ob wir
es schaffen, dass berufstätige Eltern, egal ob sie ver-
heiratet oder unverheiratet sind, auf lange Sicht alle
nachgewiesenen Betreuungskosten von der Steuer
absetzen können, und zwar in kleinen, für den Staat
verkraftbaren Stufen. Denn das kostet Geld, welches
an anderer Stelle weggenommen werden muss, so
dass dort weniger zur Verfügung steht. Auf Dauer
werden wir nicht daran vorbeikommen, stärker als
bisher zu Gunsten von Familien mit Kindern umzu-
schichten. Das 4,6-Milliarden-DM-Paket, das zum
1. Januar 2002 in Kraft treten soll, ist ein erster Schritt
auf einem sehr langen Weg.

Die Rahmenbedingungen für Familien müssen in
Zukunft schrittweise verbessert werden. Wenn allein-
erziehende Mütter, wie es häufig der Fall ist, nicht ar-
beiten können, weil sie die Betreuung ihrer Kinder
nicht bezahlen können, ist das frauenpolitisch und
volkswirtschaftlich Unsinn. Die Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichts, den Haushaltsfreibetrag für Al-
leinerziehende abzuschaffen, geht an diesem Punkt
deutlich an der Lebenswirklichkeit vieler Familien in
unserem Lande vorbei.

Bundesweit gab es 1999 rund 38 000 sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte in privaten Haushal-
ten. In Schleswig-Holstein gab es 1998 rund 1 700 sol-
cher privater Beschäftigungsverhältnisse. Dies sollte
man aus arbeitsmarktpolitischen Gründen nicht ein-
fach beiseite schieben. Auch die leicht herablassende
Bezeichnung „Dienstmädchenprivileg“ ist keine
große Hilfe in der Diskussion.

Eine gesellschaftspolitische Alternative, um Geld
freizumachen und es den Familien zu ermöglichen,
ihren Verpflichtungen nachzukommen, wäre eine Re-
duzierung des Ehegattensplittings, um mit den zu-
sätzlichen Steuereinnahmen die Infrastruktur für Fa-
milien mit Kindern auszubauen. Mit der aktuellen
Form des Splittings subventioniert der Staat den Tat-
bestand „Ehe“ Jahr für Jahr mit rund 40 Milliarden
DM. Die Entlastung tritt übrigens auch dann ein,
wenn keine Kinder zu versorgen sind. Alleinerziehen-
de und unverheiratete Paare mit Kindern gehen dage-
gen leer aus. So kommt es, dass ein nichtverheiratetes
Paar mit einem Einkommen von 60 000 DM rund
13 000 DM, ein verheiratetes Paar dagegen nur rund
7 600 DM Steuern pro Jahr bezahlt. Die Tatsache,
dass jemand verheiratet ist, führt also zu einer Steuer-
ersparnis von 5 400 DM. Unser Ziel müsste es doch
sein, das Zusammenleben mit Kindern zu fördern,
nicht die schlichte Tatsache, dass zwei Menschen ver-
heiratet sind. Eine maßvolle Kappung des Ehegatten-
splittings wäre gut zu verkraften. Wir bekämen damit
Milliardenbeträge frei, die in eine familien- und
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kinderfreundliche Infrastruktur investiert werden
könnten. Je nach Modell – so haben wir errechnet –
bewegt sich diese Summe zwischen 3,4 und 6,5 Mil-
liarden DM.

Mir erscheint es vernünftiger, Eltern in den Stand zu
setzen, selbst für den Unterhalt ihrer Familie zu arbei-
ten. Dafür brauchen wir gute und vor allem bedarfsge-
rechte Betreuungsangebote in Kindergärten und
Schulen. Wir brauchen mehr Ganztagsbetreuung an
der Schule, welche nicht nur Lernen, sondern auch
Spielen, Toben und Hausaufgabenmachen umfasst.
Darüber hinaus sollten die Kinder von Lehrerinnen
und Lehrern, von Betreuerinnen und Betreuern dazu
angehalten werden, wenigstens einmal am Tag eine
warme Mahlzeit einzunehmen, was in einigen Regio-
nen Deutschlands fast jedes dritte Kind nicht mehr tut.

Neben der verlässlichen Ganztagsbetreuung brau-
chen Eltern und Kinder aber mehr: ausreichend
Wohnraum und Spielflächen, flexible Arbeitszeiten,
die es ermöglichen, mit Kindern zu leben und trotz-
dem berufstätig zu sein. Eine lange Liste dessen, was
sich junge Eltern wünschen, könnte hinzugefügt wer-
den. 

Nicht alle Vorschläge, über die gegenwärtig disku-
tiert wird, sind gleichermaßen sinnvoll. Zum Beispiel
erscheint mir die Forderung, Artikel, die für Kinder
benötigt werden, nur mit der Hälfte des Mehrwert-
steuersatzes zu belegen, schwer durchsetzbar. Ist die
Teekanne, in der Fencheltee für die Kinder zubereitet
wird, nun mit dem halben oder dem ganzen Mehr-
wertsteuersatz zu belegen, wenn sie auch dazu be-
nutzt wird, Tee für Erwachsene zuzubereiten?

Auf jeden Fall muss die Frage gestellt werden, wie
die Rahmenbedingungen für Familien mit Kindern
verbessert und wie die Familien finanziell entlastet
werden können. Die Bundesregierung hat erste wich-
tige Zeichen gesetzt. Der Bundesrat unterstützt sie.
Für die Zukunft sind weitere mutige und kreative
Ideen gefragt. Der Staat muss „Familie“ in ihrer Viel-
falt anerkennen. Das ist wichtig für ein gesellschaftli-
ches Klima, in dem Familien nicht an den Rand ge-
drängt und Kinder nicht als reines Privatvergnügen
betrachtet werden. Politik, Unternehmen, Gerichte,
Nachbarn, Kollegen, ja die gesamte Gesellschaft ist
aufgefordert, ihren Teil dazu beizutragen.

Schon wird seitens der Politik darauf hingewiesen,
dass die Ganztagsbetreuung von Kindern vorange-
bracht werden solle, weil gut ausgebildete Frauen
von den Unternehmen als Fachkräfte sehr begehrt
würden. 

Es darf auch nicht einseitig die Ehe privilegiert wer-
den, in der der Mann allein erwerbstätig und die Frau
für die Haus- und Familienarbeit verantwortlich ist.
Im Vorschlag der CDU zum Familiengeld scheint mir
das ein wenig versteckt zu sein. Ganz nebenbei: Man
müsste auch darüber diskutieren, wie das alles be-
zahlt werden soll.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Mit-
telpunkt der gegenwärtigen Debatte, an der sich alle
beteiligen – und das ist jedenfalls gut –, steht die
Suche nach den besten und erfolgversprechendsten

Wegen, um Familien mit Kindern zu fördern. Bei die-
ser Suche lohnt es sich auch, die Frage zu prüfen, ob
das Ehegattensplitting in seiner aktuellen Form noch
zukunftstauglich ist. Schleswig-Holstein legt Ihnen
heute einen entsprechenden Antrag an die Bundesre-
gierung vor. Ich bitte Sie sehr herzlich, unseren An-
trag zu unterstützen. Vielen herzlichen Dank dafür
auch im Namen aller Frauen, die sich davon durchaus
Hilfe für ihre persönliche Situation versprechen! –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Kurt Beck: Wir danken Ihnen, Frau Kolle-
gin Simonis. 

Das Wort hat Herr Staatsminister Dr. Geisler (Sach-
sen).

Dr. Hans Geisler (Sachsen): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Das Bundesverfassungsgericht
hat mit seinen Beschlüssen vom 10. November 1998
dem Bundesgesetzgeber die Neuregelung des Famili-
enleistungsausgleichs in zwei Stufen vorgegeben. 

Wie schon das erste Gesetz zur Familienförderung
vom 22. Dezember 1999 trägt auch der vorliegende
Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Familienförderung
diese Bezeichnung zu Unrecht. In der Sprachregelung
des Einkommensteuergesetzes wird bekanntlich nur
jener Teil des Kindergeldes als der Familienförderung
dienend bezeichnet, der die Steuererstattung über-
steigt. Weil dieser Gesetzentwurf überwiegend der
Steuergerechtigkeit dient – das ist richtig und gut –,
weniger der Familienförderung, wäre wohl der Begriff
„Steuerrückerstattungsgesetz“ eher sachgerecht. 

Aber nicht nur die Bezeichnung des vorliegenden
Gesetzentwurfs ist unzutreffend. Aus familienpoliti-
scher Sicht ist sein Inhalt unzureichend und sozial un-
ausgewogen. Eine wesentliche, deutlich erkennbare
Förderung der Familien wird nicht erreicht. Auch wenn
das Bundesverfassungsgericht primär die Herstellung
der so genannten horizontalen Steuergerechtigkeit
forderte, darf die vertikale Bedarfsgerechtigkeit dabei
nicht auf der Strecke bleiben. Der Entwurf stellt eine
minimalistische Umsetzung der verfassungsgericht-
lichen Aufträge dar. Die Chance auf eine konzeptionel-
le Neugestaltung oder wenigstens auf eine deutliche
Erweiterung der familienpolitischen Leistungen ist lei-
der ungenutzt geblieben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Er-
höhung des Kindergeldes um 30 DM ist für die Fami-
lien fraglos besser als nichts und wird daher sicherlich
auch in diesem Hause Zustimmung finden. Aber
schon die Tatsache, dass 40 % des Entlastungsvolu-
mens von 7,5 Milliarden DM durch familienpolitische
Einsparungen in Höhe von 2,9 Milliarden DM finan-
ziert werden, zeigt das Hauptziel dieses Gesetzent-
wurfs: eine möglichst billige Umsetzung der Urteile
des Verfassungsgerichts. 

Frau Ministerpräsidentin, ich halte es nicht für
sachgerecht, von „fast Stillstand“ in 16 Jahren zu
sprechen, wie Sie es gerade getan haben. Wenn Sie
die Jahre 1982 und 1997 vergleichen, stellten Sie fest:
Das Kindergeld ist von 50 auf 220 DM für das erste
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Kind, von 100 auf 220 DM für das zweite Kind, von
220 auf 300 DM für das dritte Kind und von 240 auf
350 DM für das vierte Kind gestiegen. Wir wissen alle,
dass dies nicht ausreichend war, aber von „fast Still-
stand“ zu reden, halte ich nicht für sachgerecht.

Verlierer und Finanzierer der geplanten Neurege-
lung sind die Alleinerziehenden, die Kinderreichen,
Eltern mit Kindern in der Ausbildung und einkom-
mensschwache Eltern. 

Alleinerziehende erhielten bisher Freibeträge, die
zusätzlich zum Kindergeld gewährt wurden und
damit schon bei geringen Einkommen wirksam
waren. Die stattdessen geplante Erhöhung des Fami-
lienfreibetrages kann nur von Familien mit sehr
hohen Einkommen in Anspruch genommen werden.
Dazu gehören Alleinerziehende in der Regel nicht.

Kinderreiche Eltern erhalten nur für die ersten bei-
den Kinder eine Kindergelderhöhung. Dahinter ist
eine sinnvolle Konzeption nicht zu erkennen. Es wird
am falschen Ende gespart. Da die Zahl der Drei- und
Mehrkinderfamilien gering ist, wäre eine entspre-
chende Kindergelderhöhung mit überschaubaren Kos-
ten verbunden. Daher sieht ein von Bayern initiierter
Antrag vor, dass dritte und weitere Kinder in die Kin-
dergelderhöhung einbezogen werden. 

Diese Gerechtigkeitslücke zu schließen halten wir
für zwingend. Wir stimmen dem bayerischen Antrag
zu. Das ist insbesondere geboten, da die heutige Re-
gierungskoalition diese Kinder schon bei den letzten
beiden Kindergelderhöhungen unberücksichtigt ge-
lassen hat. 

Besonders schwer wiegend ist die Belastung durch
die Ökosteuer. Sie lässt die Kindergelderhöhung für
die ersten beiden Kinder in diesen Familien zum Null-
summenspiel werden. Die jetzt steigende Inflation
– auch ein Ergebnis der Politik der gegenwärtigen 
Regierung – führt die Familien schließlich in die Ver-
lustzone. 

Als dritte Verlierergruppe sind die Eltern zu nen-
nen, deren Kinder sich in einer Ausbildung befinden.
Bisher erhielten sie zusätzlich zum Kindergeld einen
Ausbildungsfreibetrag, der schon bei niedrigen Ein-
kommen zu Steuerersparnissen führte. Der nun auch
für Kinder über 16 Jahre gültige Betreuungsfreibe-
trag soll den gestrichenen Ausbildungsfreibetrag er-
setzen. Der neue Freibetrag kommt aber wiederum
nur den Familien mit sehr hohen Einkommen zugute. 

In Bezug auf die Situation in den neuen Bundeslän-
dern, für die ich hier auch spreche, muss man beden-
ken: Da die Einkommen im Durchschnitt niedriger
sind als in den alten Bundesländern, ist die Benach-
teiligung bei uns wesentlich häufiger traurige Wirk-
lichkeit.

Die allermeisten Familien werden weiterhin nur
Kindergeld und keine Steuerfreibeträge in Anspruch
nehmen können. Die Erhöhung um 30 DM für das
erste und zweite Kind muss daher in der Regel die
Streichung des Haushaltsfreibetrages und den Abbau
des Ausbildungsfreibetrages ausgleichen. Das zeigt
Ihnen, dass von einem Gesetz zur Familienförderung
nicht im Ernst die Rede sein kann.

Auf die hier kurz angesprochenen Mängel weist der
Antrag der Länder Baden-Württemberg, Bayern,
Hessen, Saarland, Sachsen und Thüringen hin. Wir
fordern den Bundesrat auf, sich für eine grundlegen-
de Neuordnung des Familienleistungsausgleichs
auszusprechen und ein stufenweise einzuführendes
Familiengeld zu befürworten. Dieses Familiengeld
sollte in der Endstufe für die ersten drei Lebensjahre
1 200 DM, bis zum 18. Lebensjahr dann 600 DM mo-
natlich betragen. Im Anschluss würde, wie bisher, das
Kindergeld in Höhe von 300 bzw. 350 DM ab dem
vierten Kind bis zum Abschluss der Erstausbildung
gezahlt. Wenn der gerade zitierte Antrag angenom-
men wird, wären es 330 bzw. 380 DM. 

Unabhängig von diesen weitergehenden Forderun-
gen halten wir eine Kindergelderhöhung für das dritte
und jedes weitere Kind für unverzichtbar. Diese Er-
höhung kann und soll im Rahmen des Gesetzes erfol-
gen, das wir heute beraten. Ich bitte alle Länder, sich
dieses Anliegen zu Eigen zu machen. – Ich danke für
die Aufmerksamkeit.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Staatsmi-
nister! 

Das Wort hat Frau Staatsministerin Stewens (Bay-
ern). 

Christa Stewens (Bayern): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir beraten heute über eine Vor-
lage, die den Anspruch erhebt, ein Gesetzentwurf zur
Familienförderung zu sein. Dieser Anspruch steht in
einem merkwürdigen Kontrast zu dem Finanzierungs-
tableau des Gesetzentwurfs.

Die Familien selbst sind es nämlich, die mit an-
nähernd 40 % den Löwenanteil am Gesamtkosten-
volumen von 7,5 Milliarden DM durch Streichung fa-
milienbezogener Fördertatbestände tragen müssen. Es
handelt sich in Wahrheit um einen Gesetzentwurf, der
den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtsurteils
vom November 1998 in möglichst kostengünstiger Art
und Weise genügen will, um mehr aber auch nicht.

Frau Ministerpräsidentin Simonis, Herr Kollege
Geisler hat Ihre Bemerkung „16 Jahre fast Stillstand“
schon aufgegriffen. Er hat die Kindergelderhöhungen
aufgezählt. Ich möchte hinzufügen, dass das Erzie-
hungsgeld und die Renten begründenden und Renten
fördernden Erziehungszeiten eingeführt worden sind.
Wer sich noch an die damaligen Diskussionen inner-
halb der sozialliberalen Regierungskoalition erinnern
kann, weiß, dass es schon unter Helmut S c h m i d t
immer hieß: Dies ist schlicht nicht finanzierbar. – Die
Diskussion war die gleiche, wie wir sie heute beim
Familiengeld führen. 

Die Streichliste, mit der der Bundesfinanzminister
seine angebliche familienpolitische Großtat zum er-
heblichen Teil finanziert, verursacht neue Verwerfun-
gen, neue Ungereimtheiten und neue Ungerechtig-
keiten. 

Bei der Erhöhung des Kindergeldes um 30 DM stimmt
zwar die Richtung, das Ziel einer deutlichen Entlas-
tung der Familien wird dennoch verfehlt. Für eine
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Vielzahl der Familienhaushalte werden die 360 DM
mehr Kindergeld im Jahr allein durch die Belastung
der Ökosteuer wieder aufgezehrt. Gleichzeitig sorgen
Rekordpreissteigerungsraten dafür, dass die Kinder-
gelderhöhung über eine Verteuerung der Lebenshal-
tungskosten neutralisiert wird. Im Saldo kann unter die-
sen Bedingungen eine Kindergelderhöhung um 30 DM
aus der Sicht der Familien als noch weniger als ein
Nullsummenspiel bezeichnet werden. 

Das gilt besonders für Mehrkinderfamilien und Al-
leinerziehende. Gerade Eltern mit mehreren Kindern
haben naturgemäß höhere Aufwendungen. Familien
mit mehr als zwei Kindern sind, wie ein Blick in den
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung
zeigt, in der Sozialhilfestatistik deutlich überreprä-
sentiert. Die höhere Zahl der Kinder schlägt sich auch
in der geringeren Erwerbsbeteiligung der Mütter nie-
der. Dementsprechend ist der Anteil kinderreicher
Familien an den Haushalten mit unterdurchschnittli-
chem Einkommen signifikant. Höhere Freibeträge für
das dritte oder vierte Kind können aber gerade bei
einkommensschwachen Familien keine Wirkung ent-
falten.

Daher ist die von uns beantragte Erhöhung des Kin-
dergeldes auch für das dritte und vierte Kind um je-
weils 30 DM familienpolitisch zwingend geboten.
Ansonsten treiben wir diese Haushalte in Bezug auf
das Einkommen noch mehr in die Enge, in die Sozial-
hilfe. Ich halte es gerade vor dem Hintergrund der
wirtschaftlichen Situation unserer Mehrkinderfamili-
en für außerordentlich wichtig, dass wir das Kinder-
geld für das dritte und vierte Kind um jeweils 30 DM
erhöhen. 

In eine ähnliche Situation drängt die Bundesregie-
rung mit ihrem Entwurf eines Familienförderungsge-
setzes die Alleinerziehenden. Die Abschmelzung des
Haushaltsfreibetrages für Altfälle und die Streichung
des Freibetrages für neue Fälle verschlechtert – ent-
gegen den Bekundungen der Bundesregierung – in
vielen Fällen die Einkommenssituation Alleinerzie-
hender erheblich. Frau Ministerpräsidentin Simonis,
die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts, Familien
und eheähnliche Lebensgemeinschaften beim Haus-
haltsfreibetrag gleichzustellen, muss nicht auf diese
Art und Weise umgesetzt werden. 

Alle einkommensschwachen Familien und Alleiner-
ziehende im Besonderen können zukünftig noch we-
niger über die Freibetragswirkung profitieren, weil
der neue Gesamtfreibetrag für Erziehung, Betreuung
oder Ausbildung mit dem Kindergeld verrechnet
wird. Bisher wurde sowohl beim Haushaltsfreibetrag
für Alleinerziehende als auch beim Ausbildungsfrei-
betrag auf eine Verrechnung mit dem Kindergeld ver-
zichtet. Aus der Sicht der Alleinerziehenden tritt an
die Stelle des Haushaltsfreibetrages und des bisheri-
gen Betreuungsfreibetrages, die zusammen immerhin
einen Betrag von 8 640 DM ausmachten, der neue Ge-
samtfreibetrag von 4 224 DM. Es wird also um mehr
als 50 % gekürzt. Dabei liegt der Bundesregierung
ein Armuts- und Reichtumsbericht vor – ich habe ihn
schon erwähnt –, der die angespannte Situation gera-
de der Alleinerziehenden vielfach thematisiert!

Mehr als die Hälfte der Kinder unter 18 Jahren in
Sozialhilfe wachsen im Haushalt von Alleinerziehen-
den auf. Weshalb die Bundesregierung trotz dieser
Erkenntnis die erste sich bietende Chance dazu nutzt,
deren Situation zu verschlechtern, statt sie zu verbes-
sern, ist mir unverständlich.

Bundeskanzler Gerhard S c h r ö d e r hat vor kurzem
einen Namensartikel in der „Welt“ veröffentlicht. Ich
zitiere daraus:

In der Familie fallen die für den späteren Lebens-
weg wichtigen Entscheidungen, eröffnen sich
Chancen und Bildungsmöglichkeiten. Und noch
immer ist es uns nicht vollständig gelungen, den
Zustand zu überwinden, dass die Zukunftschan-
cen unserer Kinder und die Entfaltung ihrer Bega-
bungen, nicht vom Willen, sondern vom Geldbeu-
tel der Eltern abhängig sind.

Diese schönen Worte des Bundeskanzlers müssen
sich an den Taten messen lassen, die die Bundesregie-
rung in dem Gesetzentwurf vollbringt: An Stelle von 
4 200 DM erhalten Eltern von auswärts untergebrach-
ten volljährigen Kindern in Ausbildung zukünftig le-
diglich einen Freibetrag von 1 807 DM, für Eltern von
minderjährigen Schülern entfällt der Freibetrag von
bisher 1 800 DM ersatzlos. Das Wort des Bundeskanz-
lers und die Tat der Bundesregierung stehen auch
hier in einem, wie ich meine, merkwürdigen Kontrast.
Ich würde sagen, dieses Zitat des Bundeskanzlers fällt
eher unter das Stichwort „Marketing“ als unter das
Stichwort „Taten“.

Während das Zusammenstreichen der Ausbildungs-
freibeträge ein bildungs- und familienpolitisch denk-
bar falsches Signal darstellt, halte ich die Streichung
der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Aufwendungen
für Haushaltshilfen bis zu 18 000 DM jährlich für eine
– insbesondere unter arbeitsmarktpolitischen Ge-
sichtspunkten – falsche Weichenstellung. Die Chance,
über eine verbesserte Förderregelung verstärkt
Schwarzarbeit im häuslichen Bereich in reguläre Ar-
beitsverhältnisse zu überführen, wird vertan. Ich bin
davon überzeugt, dass die von uns vorgeschlagene
Verankerung der Abzugsfähigkeit von Aufwen-
dungen für hauswirtschaftliche Dienstleistungen, die
von so genannten Dienstleistungszentren oder Dienst-
leistungsagenturen erbracht werden, nicht nur be-
schäftigungspolitisch ein Erfolg wäre, sondern auch
eine zusätzliche Entlastungsmöglichkeit für Familien
mit Kindern und damit einen Beitrag zur Vereinbarkeit
von Hausarbeit bzw. Familie und Erwerbstätigkeit
bedeuten würde. 

Meine Damen und Herren, insgesamt machen die
Mängel der Freibetragslösung der Bundesregierung
deutlich, dass langfristig eine grundlegende Neuord-
nung des Familienleistungsausgleichs erforderlich ist.
Die Bayerische Staatsregierung befürwortet daher ein
Familiengeld, das in der Endausbaustufe für die er-
sten drei Lebensjahre 1 200 DM und anschließend bis
zum 18. Lebensjahr 600 DM betragen soll. Das Famili-
engeld würde unabhängig von Einkommen und Er-
werbstätigkeit der Eltern gezahlt und von Steuern
und Sozialabgaben freigestellt. Familien hätten damit
eine verlässliche Grundlage für ihre Lebensplanung.

(C)

(D)

Christa Stewens (Bayern)
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Wahlfreiheit wäre keine Leerformel, vielmehr hätten
Familien eine gesicherte Basis, freier und ohne Zwän-
ge Familie und Beruf in dem jeweils gewünschten
Verhältnis zu mischen. 

Wer diesem Vorschlag mit dem bloßen Argument
der mangelnden Finanzierbarkeit entgegentritt, der
verkennt, dass Politik Prioritätensetzung heißt. Natür-
lich stellt das Familiengeld einen finanzpolitischen
Kraftakt dar; dessen sind wir uns durchaus bewusst. Er
kann unter zwei Voraussetzungen gemeistert werden:
Erstens muss der Zielsetzung „Familiengeld“ oberste
Priorität eingeräumt werden. Zweitens kann das Ziel
nur erreicht werden, wenn man sich Etappen setzt. 

Meine Damen und Herren, gerade das Hin und Her
um die heute zu diskutierende Kindergelderhöhung
hat gezeigt, dass selbst äußerst bescheidene familien-
politische Schritte der Bundesregierung noch vom
Ausgang der nächsten Steuerschätzung abhängen.
Das spricht mit Sicherheit nicht für eine angemessene
Prioritätensetzung zu Gunsten unserer Familien. 

Die Bundesregierung läuft mit dieser Regelung
Gefahr, schon bald wieder vom Bundesverfassungs-
gericht eingeholt zu werden. Die Bayerische Staatsre-
gierung lehnt daher den Gesetzentwurf in der vorlie-
genden Fassung als ungenügend ab. 

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank!

Das Wort hat Herr Minister Gnauck (Thüringen).

Jürgen Gnauck (Thüringen): Herr Präsident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Noch nicht alle
Ausschüsse haben ihre Beratungen zu dem bayerisch-
thüringischen Entschließungsantrag zur Schaffung
neuer Arbeitsplätze in hauswirtschaftlichen Dienst-
leistungsagenturen abgeschlossen. Die Ausschüsse
haben die Behandlung der Vorlage vertagt, um den
Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens zum Zwei-
ten Familienförderungsgesetz abzuwarten. Erst dann,
so die Begründung, sei eine Entscheidung darüber
möglich, in welchen Bereichen noch Nachholbedarf
bestehe. 

Thüringen hat dagegen einen Antrag auf sofortige
Sachentscheidung gestellt, da wir der Ansicht sind,
dass auf Grund des Sachzusammenhangs eine ge-
meinsame Beratung unseres Entschließungsantrags
mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung im
Deutschen Bundestag erfolgen sollte. Lassen Sie mich
das begründen!

Die Bundesregierung sieht in ihrem Gesetzentwurf
zur Familienförderung vor, die bestehenden steuer-
lichen Abzugsmöglichkeiten nach § 10 Abs. 1 Nr. 8
des Einkommensteuergesetzes für sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigte Haushaltshilfen vollstän-
dig zu streichen. Dazu wird angeführt, diese Vor-
schrift habe sich nicht bewährt, weil die erhofften
arbeitsmarktpolitischen Wirkungen ausgeblieben
seien.

Nun ist es zwar richtig, dass im Jahresdurchschnitt
1999 in Deutschland lediglich knapp 40 000 sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte in Privathaushalten

tätig waren. Ebendiesen Misserfolg wollen wir aber
durch die Besserstellung der Dienstleistungsagen-
turen korrigieren.

Das bisherige Ausbleiben eines größeren Beschäfti-
gungserfolges darf gerade nicht zum Anlass genom-
men werden, auch diese Arbeitsplätze durch Strei-
chung der Abzugsmöglichkeit zu gefährden. Das
würde bedeuten, das Ziel, zusätzliche Beschäftigung
zu schaffen und die vorherrschende Schwarzarbeit im
Dienstleistungsbereich zu bekämpfen, völlig aufzuge-
ben. 

Aufgabe muss es im Gegenteil sein, nach den Ursa-
chen zu fragen und die gewonnenen Erkenntnisse für
eine Weiterentwicklung und Verbesserung der Geset-
zeslage zu nutzen. Wir wissen doch, dass eine wichti-
ge Ursache für den bisher geringen Erfolg darin liegt,
dass die steuerliche Begünstigung ausschließlich auf
Haushalte mit fest angestellten Haushaltshilfen be-
schränkt ist. Damit kann aber ein wesentlicher Teil
des Beschäftigungspotenzials von vornherein gar
nicht erschlossen werden; denn man trägt den
tatsächlichen Bedürfnissen der Privathaushalte nicht
Rechnung.

Erfahrungen aus in Deutschland und anderen EU-
Ländern durchgeführten Modellprojekten zeigen
vielmehr, dass private Haushalte nur für durchschnitt-
lich etwa fünf Wochenstunden hauswirtschaftliche
Hilfe benötigen. Die Angebote von Dienstleistungs-
agenturen werden diesen Bedürfnissen gerecht. Sie
bieten bedarfsgerecht und professionell haushaltsbe-
zogene Dienstleistungen an, indem sie die gewünsch-
ten stundenweisen Einsätze zu sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsverhältnissen bündeln und dadurch
Arbeitgeberfunktion übernehmen. Dieser Weg muss
umso mehr beschritten werden, als Dienstleis-
tungsagenturen für Hauswirtschaft wichtige Integra-
tionsaufgaben erfüllen, indem sie eine Beschäftigung
arbeitsmarktpolitischer Zielgruppen unterstützen. 

Fast 94 % aller Erwerbstätigen in privaten Haushal-
ten sind Frauen. Im Unterschied zu den meisten wirt-
schaftsnahen Dienstleistungen kann im Bereich der
Haushaltsdienstleistungen auch Beschäftigung für
geringer Qualifizierte geschaffen werden. Das ist für
die Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit wie von
Schwarzarbeit gleichermaßen bedeutsam. 

Dies sind die Hauptgründe dafür, dass in mehreren
Ländern Modellprojekte aufgebaut oder bestehende
Dienstleistungsagenturen zielgerichtet und erfolg-
reich gefördert werden.

Die Beratungen in den Ausschüssen haben gezeigt,
dass neben Thüringen und Bayern weitere Länder
den Ansatz der steuerlichen Förderung von Haus-
haltsdienstleistungen nicht aufgeben möchten, son-
dern unter beschäftigungs- und familienpolitischen
Aspekten die Ausdehnung der Förderung auf die
Dienstleistungsagenturen für notwendig erachten.
Thüringen hat einen Antrag auf sofortige Sachent-
scheidung gestellt, um diesen gemeinsamen Bemü-
hungen in der Sache gerecht zu werden. 

Dazu ist es erforderlich, zunächst die Streichung
von § 10 Abs. 1 Nr. 8 Einkommensteuergesetz zu
verhindern.

(A)

(B)

(C)

(D)

Christa Stewens (Bayern)
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Darüber hinaus soll aus den genannten Gründen
die Aufforderung an die Bundesregierung ergehen,
durch steuerliche Maßnahmen die Wettbewerbs-
fähigkeit hauswirtschaftlicher Dienstleistungsagen-
turen wirksam zu verbessern.

Ich bitte um Zustimmung zu dem Entschlie-
ßungsantrag von Thüringen und Bayern.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Minister
Gnauck!

Das Wort hat Frau Parlamentarische Staatssekretärin
Dr. Hendricks (Bundesministerium der Finanzen).

Dr. Barbara Hendricks, Parl. Staatssekretärin beim
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem Zweiten
Gesetz zur Familienförderung will die Bundesregie-
rung weitere steuerpolitische Akzente setzen. Fami-
lien mit Kindern sollen ab 2002 per Saldo in Höhe von
4,6 Milliarden DM entlastet werden. 

Nun mögen Sie sagen, das sei alles zu wenig und in
Wirklichkeit bezahlten die Familien das selbst. Diese
4,6 Milliarden DM sind die Nettoentlastung zu Guns-
ten der Familien! Darauf will ich hinweisen. 

Die erneute Erhöhung des Kindergeldes und die
Erweiterung der kindbedingten Freibeträge werden
die wirtschaftliche Situation von Familien verbessern:
Das allgemeine sächliche Existenzminimum wird mit
7 134 DM angesetzt und damit den aktuellen Lebens-
verhältnissen angepasst. Für Betreuung und Erzie-
hung oder Ausbildung wird ein einheitlicher Freibe-
trag in Höhe von 4 224 DM angesetzt; der bisherige
Betreuungsfreibetrag in Höhe von 3 024 DM wird
damit um eine Erziehungskomponente erweitert und
um  1 200 DM erhöht.

Für ältere Kinder tritt an die Stelle des Betreuungs-
und Erziehungsbedarfs der Ausbildungsbedarf, mit
der Folge, dass der Ausbildungsbedarf eines Kindes
in den Familienleistungsausgleich einbezogen wird.
Damit wird bei allen zu berücksichtigenden Kindern
ab dem Jahr 2002 ein einheitlicher Freibetrag ange-
setzt, so dass sowohl bei minderjährigen als auch bei
volljährigen Kindern das Kindergeld mit den gleichen
Freibeträgen verrechnet werden kann. Es war übri-
gens eine ausdrückliche Aufforderung des Bundes-
verfassungsgerichts, die verschiedenen Bedarfe in
einem Freibetrag zusammenzufassen. Selbstverständ-
lich müssen sie in unserem dualen System der Steuer-
freibeträge auf der einen Seite und des Kindergeldes
auf der anderen Seite miteinander verrechnet wer-
den. Wir arbeiten auf der Basis bestehender Urteile
des Bundesverfassungsgerichts.

Auch wir Sozialdemokraten könnten uns mehr Frei-
heit bei der Gestaltung direkter Zuwendungen zu
Gunsten der Familien vorstellen, wenn wir nicht
durch die bindenden Urteile des Bundesverfassungs-
gerichts dazu gezwungen wären, zugleich mit hohen
Freibeträgen zu arbeiten. Dies müssen wir mitei-
nander in Einklang bringen. So wird sich auch der
eine oder andere Sozialminister oder die eine oder an-
dere Sozialministerin ab und an einige steuersystema-

tische Gedanken darüber machen müssen, auf wel-
cher Basis wir hier zu arbeiten haben, da wir nach den
Urteilen des Bundesverfassungsgerichts nicht ganz
frei sind. Ein bisschen intellektuelle Mühe muss man
sich manchmal geben.

Mit der Berücksichtigung des Erziehungsbedarfs
haben wir auch die Verpflichtungen, die sich aus der
hierzu getroffenen Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahr 1999 ergeben, erfüllt.
Neben Existenzminimum, Betreuungs-, Erziehungs-
und Ausbildungsbedarf sind für Familien mit Kindern
folgende Maßnahmen vorgesehen: 

Das Kindergeld wird für das erste und das zweite
Kind von jeweils 270 um 30 auf 300 DM monatlich
angehoben; genauer gesagt: auf etwas mehr als 
300 DM, nämlich auf 154 Euro ab Januar 2002. Somit
beträgt das Kindergeld vom ersten bis zum dritten
Kind einheitlich 300 DM. Man kann also nicht sagen,
die dritten Kinder seien benachteiligt. Vielmehr ist
das Kindergeld für das erste und das zweite Kind an
die Höhe herangeführt worden, die bisher schon für
das dritte Kind besteht. Ab dem vierten Kind beträgt
es, wie bisher, 350 DM, genau: 179 Euro. 

Ich finde es bemerkenswert, dass von Seiten einiger
Länder vorgeschlagen wird, das Kindergeld für das
dritte und weitere Kinder zu erhöhen, wenn zur glei-
chen Zeit darum gefeilscht wird, wer denn welchen
Anteil der Erhöhung des Kindergeldes zu bezahlen
hat. Natürlich soll der Bund 74 %, sollen die Länder
26 % übernehmen – eine Regelung, die wir prinzipiell
akzeptiert haben. Aber wie sagt man so schön: Aus
anderer Leute Haut ist gut Riemen schneiden. Man
kann natürlich zu Lasten des Bundes immer noch
mehr fordern und den Eindruck vermitteln, man tue
etwas für die Familien. Wenn aber in Bayern und in
Thüringen wirklich der Wille so weit verbreitet ist, den
Familien zu helfen, dann kommen Sie uns doch bei der
Anteilsfinanzierung entgegen! So wird es für uns auch
einfacher, das Kindergeld weiter zu erhöhen.

Zur Abgeltung des Sonderbedarfs eines sich in Be-
rufsausbildung befindenden auswärtig unterge-
brachten volljährigen Kindes wird außerhalb des
Familienleistungsausgleichs ein Freibetrag in Höhe
von 1 807 DM eingeführt.

Qualitativ neu werden ab 2002 Kinderbetreuungs-
kosten für Kinder unter 14 Jahren bei allen Eltern
berücksichtigt. Dazu wird ein Abzug nachgewiesener
erwerbsbedingter Betreuungskosten je Kind bis zu
3 000 DM – genau: 1 500 Euro – eingeführt, soweit
diese den Betreuungsfreibetrag von 3 024 DM, der
ohnehin schon besteht, übersteigen. „Erwerbsbe-
dingt“ bedeutet, dass entweder der alleinerziehende
Elternteil oder, bei zusammenlebenden Elternteilen
eines Kindes, beide Elternteile erwerbstätig sein müs-
sen. Damit leisten wir einen zusätzlichen Beitrag zur
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Insbe-
sondere Frauen wird damit die Aufnahme einer Be-
rufstätigkeit erleichtert. 

Der Entwurf enthält weiterhin folgende Änderun-
gen – man mag sie bedauern –: 

(C)

(D)

Jürgen Gnauck (Thüringen)
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Der Haushaltsfreibetrag wird stufenweise sozial-
verträglich abgeschmolzen. Ich möchte auch hier um
Redlichkeit bitten. Das Bundesverfassungsgericht hat
den Haushaltsfreibetrag für verfassungswidrig er-
klärt. Es gibt sogar Stimmen unter den Verfassungs-
juristen, die seine sofortige Abschaffung fordern;
selbst das langsame Abschmelzen sei nicht verfas-
sungsgemäß. – Aber gut, unter sozialen Gesichts-
punkten kann man das sicherlich so machen, um Ein-
klang mit den weiteren Steuersenkungsstufen in den
Jahren 2003 und 2005 herzustellen und zu verhin-
dern, dass der Bruch zu groß wird. 

Ihre Argumentation, Frau Kollegin Stewens, unter
der Abschaffung des Haushaltsfreibetrages litten ge-
rade die Alleinerziehenden, von denen eine große
Zahl von Sozialhilfe lebe, enthält einen denklogi-
schen Widerspruch. Wenn es zu Einschränkungen auf
Grund der Abschmelzung oder Abschaffung des
Haushaltsfreibetrages kommt, dann bei Alleinerzie-
henden mit  überdurchschnittlich hohen Einkommen,
einem Personenkreis, der gerade nicht in Gefahr ist,
in die Sozialhilfe zu geraten. Der Haushaltsfreibetrag
hat bisher bei Alleinerziehenden mit geringem Ein-
kommen niemals seine volle Wirkung entfalten kön-
nen, er hat bei Alleinerziehenden, die auf die Sozial-
hilfe angewiesen sind, überhaupt keine Wirkung
erzielt. Ich möchte Sie um eine saubere Argumentati-
on bitten; das stimmt einfach nicht. 

Der Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für
hauswirtschaftliche Beschäftigungsverhältnisse wird
gestrichen. Das mag man bedauern. Aber ich darf
darauf hinweisen, dass er in der Tat ein Mitnahmeef-
fekt ist. Vor der Einführung dieses Freibetrages hat es
35 000 sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse in bundesdeutschen Haushalten gege-
ben, die nicht Schwarzarbeit sind. Natürlich gibt es
viel mehr. Es hat auch früher viel mehr gegeben. Jetzt
sind es 38 000. Sie erkennen daran, dass das ein rei-
ner Mitnahmeeffekt ist. Dadurch sind nicht Arbeits-
plätze geschaffen worden. 

Ich kann mir wohl vorstellen, dass es im Einzelfall
eine Einschränkung bedeutet, wenn man über diesen
speziellen Freibetrag nicht mehr verfügt. Aber dies
wird durch die Einführung des Betreuungsfreibetrages
von 3 000 DM je Kind bei nachgewiesenen Be-
treuungskosten abgemildert, wenn vielleicht auch
nicht vollständig. Der Betreuungsfreibetrag kann
selbstverständlich auch auf Grund nachgewiesener
Beschäftigungsverhältnisse im eigenen Haushalt in
Anspruch genommen werden. 

Wenn man, Frau Kollegin Stewens, darüber nach-
denkt – ich weiß, das ist auch in manchen Gruppierun-
gen der Sozialdemokratie und bei den Grünen-Frau-
enpolitikerinnen manchmal durchaus erwünscht –, die
steuerlichen Vorteile aus der Begünstigung hauswirt-
schaftlicher Beschäftigungsverhältnisse nunmehr auf
Dienstleistungsagenturen zu transponieren, so gebe
ich Ihnen folgenden Rat: Sprechen Sie einmal mit
Ihrem Wirtschaftsminister darüber! Vielleicht haben
Sie auch schon mit der Bayerischen Handwerkskam-
mer gesprochen. Können Sie mir sagen, wie man ab-
grenzen soll, ob z. B. ein Angehöriger des Gebäude-

reinigerhandwerks oder einer Dienstleistungsagentur
die Fenster geputzt hat? Sollen wir dafür sorgen, dass
die Dienstleistungsagentur, nicht aber das Gebäuder-
einigerhandwerk steuerlich begünstigt wird? Wenn
dies nicht möglich ist, sollen wir dann in Zukunft jede
Tätigkeit, die in privaten Haushalten durch Dritte
ausgeführt wird, steuerlich begünstigen? Müssen wir
entscheiden, welcher Kostenanteil in das Backen des
Brotes eingeht, um diesen Arbeitsvorgang beim
Bäcker zu begünstigen? Sie müssen das weiter durch-
denken. So einfach ist das alles nicht.

Fazit: Die Leistungen der Familien für die Allge-
meinheit rücken mit dem Zweiten Gesetz zur Famili-
enförderung erneut ins öffentliche Bewusstsein. Mit
dem Gesetzentwurf setzen wir konsequent und ge-
zielt unsere Steuerpolitik zur Förderung von Familien
fort. Profitieren werden vor allem Familien mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen. Dies ist auch unsere
Zielrichtung. – Herzlichen Dank.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Frau Parlamen-
tarische Staatssekretärin! 

Wir kommen nun zur Abstimmung, meine Damen
und Herren, und beginnen mit derjenigen zu Punkt 14.

Hierzu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen in
Drucksache 393/1/01 sowie die Landesanträge in
Drucksachen 393/2 bis 5/01 vor.

Wir beginnen mit dem Tenor in Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlungen zusammen mit dem identischen
Tenor im Antrag des Landes Rheinland-Pfalz in
Drucksache 393/3/01. Ich bitte Sie um Ihr Handzei-
chen, wenn Sie dem zustimmen möchten. – Das ist
eine Minderheit. 

Damit entfallen die Abstimmungen über die Be-
gründungen in Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen
und im Antrag von Rheinland-Pfalz. 

Nun bitte das Handzeichen für Ziffer 2 der Aus-
schussempfehlungen! – Das ist eine Minderheit. 

(Jürgen Gnauck [Thüringen]: Bitte noch einmal
zählen!)

– Wir wiederholen die Abstimmung über Ziffer 2.
Bitte noch einmal das Handzeichen! – Das ist die
Mehrheit. 

Ziffer 3! – Mehrheit.

Ziffer 4! – Minderheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Ziffer 6! – Minderheit.

Ziffer 7! – Mehrheit. 

Wir kommen zu dem Antrag von Schleswig-Hol-
stein in Drucksache 393/2/01. Das Handzeichen bitte!
– Das ist eine Minderheit.

Nun bitte das Handzeichen für den Antrag der Län-
der Baden-Württemberg und Bayern in Drucksache
393/5/01! – Das ist eine Minderheit. 

(A)

(B)

(C)

(D)

Parl. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks
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(A)

(B)

Das Handzeichen bitte für den Antrag der sechs
Länder in Drucksache 393/4/01! – Das ist eine Min-
derheit. 

Bitte das Handzeichen für Ziffer 8 der Ausschuss-
empfehlungen! – Das ist die Mehrheit.

Nun bitte das Handzeichen für Ziffer 9 der Aus-
schussempfehlungen! – Das ist die Mehrheit. 

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

Nun zu Punkt 51 a):

Die Ausschussberatungen sind noch nicht abge-
schlossen. Wir stimmen zunächst über den Antrag
Bayerns auf sofortige Sachentscheidung ab. Wer ist
hierfür? – Das ist eine Minderheit. 

Die Ausschussberatungen werden somit fortge-
setzt.

Nun zu Punkt 51 b):

Auch hier sind die Ausschussberatungen noch nicht
abgeschlossen. Ich frage daher, wer dafür ist, bereits
heute in der Sache zu entscheiden. Das Handzeichen
bitte! – Das ist die Mehrheit. 

Wir stimmen nun über Ziffer 1 der Ausschussdruck-
sache 380/1/01 ab. Wer ist dafür, die Entschließung zu
fassen? – Das ist die Mehrheit.

Es ist so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des
Wohnortprinzips bei Honorarvereinbarungen
für Ärzte und Zahnärzte (Drucksache 336/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 336/1/01 und ein Antrag
Baden-Württembergs in Drucksache 336/2/01 vor, bei
dessen Annahme die Ausschussempfehlungen entfie-
len. 

Wer stimmt dem Antrag Baden-Württembergs in
Drucksache 336/2/01 zu? – Das ist eine Minderheit. 

Wir kommen zu den Ausschussempfehlungen. Zur
Einzelabstimmung rufe ich auf: 

Ziffer 2! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist die Mehr-
heit. 

Ziffer 6! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist die Mehr-
heit. 

Nun bitte das Handzeichen für Ziffer 7! – Das ist
auch die Mehrheit.

Jetzt zur Sammelabstimmung: Wer stimmt den noch
nicht erledigten Ziffern der Empfehlungsdrucksache
zu? – Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat, wie soeben festgelegt, zu
dem Gesetzentwurf Stellung genommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der
Krankenkassenwahlrechte (Drucksache 337/01)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. 

Der Gesundheitsausschuss empfiehlt, gegen den
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Es
liegen jedoch Landesanträge in den Drucksachen
337/1 und 337/2/01 vor. Wir beginnen mit den Lan-
desanträgen.

Wer ist für den 3-Länder-Antrag in Drucksache
337/1/01? – Das ist eine Minderheit.

Nun bitte das Handzeichen für den Antrag des
Saarlandes in Drucksache 337/2/01! – Das ist auch
eine Minderheit. 

Dann frage ich, wer dafür ist, gegen den Gesetzent-
wurf keine Einwendungen zu erheben. – Das ist eine
Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
eine Stellungnahme n i c h t beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Regelungen über die Festsetzung von Fest-
beträgen für Arzneimittel in der gesetzlichen
Krankenversicherung (Festbetrags-Anpas-
sungsgesetz – FBAG) (Drucksache 362/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Empfehlung des
Gesundheitsausschusses in Drucksache 362/1/01 und
ein 4-Länder-Antrag in Drucksache 362/2/01 vor.

Wir beginnen mit dem 4-Länder-Antrag in Drucksa-
che 362/2/01. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das ist
eine Minderheit.

Nun zur Ausschussempfehlung in Drucksache
362/1/01! Wer stimmt dieser Empfehlung zu? – Das ist
die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat, wie soeben festgelegt, zu
dem Gesetzentwurf Stellung genommen.

Tagesordnungspunkt 20:

Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung offe-
ner Fragen des Rechts an Grundstücken in den
neuen Ländern (Grundstücksrechtsbereini-
gungsgesetz – GrundRBerG) (Drucksache 341/
01)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. – Eine Er-
klärung zu Protokoll*) gibt Herr Minister Professor 
Dr. Schelter (Brandenburg). 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 341/1/01 und ein Antrag
Sachsens in Drucksache 341/2/01 vor. 

Ich rufe aus den Ausschussempfehlungen auf: 

Ziffer 5! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist die Mehr-
heit. 

Nun bitte das Handzeichen für den sächsischen An-
trag! – Mehrheit. 

Zurück zu den Ausschussempfehlungen: 

Ziffer 8! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist eine Min-
derheit.

(C)

(D)

Präsident Kurt Beck

*)Anlage 6
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Nun bitte das Handzeichen für alle übrigen Ziffern
der Ausschussempfehlungen! – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat, wie beschlossen, Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 22:

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung
eisenbahnrechtlicher Vorschriften (Drucksa-
che 343/01)

Wortmeldungen liegen hierzu nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 343/1/01 vor. Zur Einzelab-
stimmung rufe ich auf: 

Ziffer 8! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist die Mehr-
heit.

Jetzt bitte das Handzeichen zu allen übrigen Ziffern
der Ausschussempfehlungen! – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Tagesordnungspunkt 24:

Vorschlag einer Verordnung des Europäischen
Parlaments und des Rates über die Schaffung
einer gemeinsamen Klassifikation der Gebiets-
einheiten für die Statistik (NUTS) (Drucksache
183/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Empfehlungen
der Ausschüsse in Drucksache 183/1/01 sowie ein
Landesantrag in Drucksache 183/2/01 vor. 

Zur Einzelabstimmung rufe ich zunächst den Lan-
desantrag in Drucksache 183/2/01 auf. Bitte Ihr Hand-
zeichen! – Das ist die Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen. 

Ziffer 3! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist die Mehr-
heit.

Damit entfällt Ziffer 4.

Ziffer 16! Bitte Ihr Handzeichen! – Das ist die Mehr-
heit.

Jetzt bitte das Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ausschussempfehlungen! – Das ist die Mehr-
heit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Grünbuch der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften: 
„Hin zu einer europäischen Strategie für Ener-
gieversorgungssicherheit“ (Drucksache 143/01)

Das Wort hierzu hat Herr Kollege Clement (Nord-
rhein-Westfalen).

Wolfgang Clement (Nordrhein-Westfalen): Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Obgleich die Energieversorgungssicherheit in Europa

ein außerordentlich wichtiges Thema ist, möchte ich
Ihre Aufmerksamkeit nicht lange strapazieren, son-
dern, wenn Sie erlauben, nur drei Hinweise geben.

Erstens. Ich bin sehr erfreut darüber, dass der Vor-
stoß der Europäischen Kommission unter der Führung
von Präsident P r o d i zur Energieversorgung unter
dem Gesichtspunkt des Klimaschutzes vom Europäi-
schen Rat in Göteborg abgelehnt worden ist. Ich bin
sehr dankbar dafür, dass der Bundeskanzler und of-
fensichtlich auch andere Regierungschefs diesen Vor-
stoß abgelehnt haben.

Der Vorstoß zeigt, wohin eine falsche Sichtweise in
der Energiepolitik führen kann. Er hat, vermeintlich
mit dem Ziel des Klimaschutzes, zum Inhalt, die finan-
zielle Förderung von fossilen Energieträgern in der
Europäischen Union im Jahr 2010 auslaufen zu lassen.
Einige von Ihnen beteiligen sich an der Diskussion
darüber. Man kann über die finanzielle Förderung der
Steinkohle – die Braunkohle wird nicht finanziell ge-
fördert; das sage ich nur der Sicherheit halber – unter-
schiedlicher Meinung sein; das ist auch bei uns im
Lande der Fall. Aber der Glaube, der Verzicht auf eine
finanzielle Förderung, der zur Beendigung der Stein-
kohleförderung in Deutschland, aber auch in Spanien,
in England und in anderen Ländern führen würde,
wäre mit einem geringeren Einsatz von Steinkohle ver-
bunden, ist ein Irrtum. 

Die Folge der Einstellung der finanziellen Förde-
rung wäre schlicht und ergreifend, dass in Deutschland
bzw. in der Europäischen Union entsprechend mehr
Importkohle verfeuert würde. Alle Schätzungen be-
sagen – diejenigen, die sich mit den Prognosen be-
schäftigen, wissen das –, dass wir in Deutschland noch
über Jahrzehnte bei einem Steinkohlesockel von etwa
60 Millionen Jahrestonnen bleiben werden.

Ich sage das nur, um deutlich zu machen – ich
nehme einen Hinweis auf, den Frau Staatssekretärin
Hendricks vorhin gegeben hat –: Ein bisschen mehr
intellektueller Aufwand würde zu der Erkenntnis
führen, dass dies eine Fehlkalkulation der Europäi-
schen Kommission ist. Ein Befolgen des Rates von
Herrn Prodi würde geradezu zum Gegenteil führen.
Nicht nur würde die entsprechende Menge Kohle von
Staaten außerhalb Europas nach Deutschland impor-
tiert, auch die technologischen Anstrengungen zur
Minderung des CO2-Ausstoßes bei der Verfeuerung
von Kohle würden in Frage gestellt. Die Entwicklung
neuer Technologien, die in Deutschland auf einem
weltweit wettbewerbsfähigen Spitzenniveau erfolgt,
würde zunichte gemacht. Wir sind in der Kraftwerks-
technologie inzwischen so weit, dass ein CO2-freies
Kraftwerk nicht mehr als ausgeschlossen, nicht mehr
als utopisch gilt.

Das genau ist der Grund dafür, dass wir in der ener-
giepolitischen Diskussion die Weichen anders stellen
sollten, als es nach dem Vorstoß von Herrn Prodi der
Fall gewesen wäre. Ich wiederhole: Ich bin sehr froh
darüber, dass er keinen Erfolg hatte.

Zweite Bemerkung! Das Grünbuch ist ein weiteres
Beispiel dafür, wie auf der europäischen Ebene Ver-
schiebungen von Kompetenzen eingeleitet werden.

(A)

(B)

(C)

(D)

Präsident Kurt Beck
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(A)

(B)

Wir haben schon viele solcher Grünbücher und
Weißbücher erlebt. Nach meinem Eindruck stand da-
hinter auch der Versuch, der Europäischen Union
weitere Kompetenzen zuzuführen. Das gilt für dieses
Grünbuch – das wurde ausdrücklich ausgesprochen –
genauso. 

Ich halte es für sehr wichtig, deutlich zu machen,
dass die Europäische Kommission nicht zusätzlicher
Kompetenzen bedarf, um zu einer abgestimmten eu-
ropäischen Energiepolitik zu kommen.  Wir sollten es
vielmehr im Sinne der Subsidiarität bei der gegen-
wärtigen Kompetenzverteilung im Energiebereich be-
lassen.

Dritte Bemerkung! Das Grünbuch ist aus meiner
Sicht zu defensiv. Wir diskutieren über die Energiepo-
litik in Europa immer unter dem Gesichtspunkt, woher
wir noch Öl und Gas bekommen. Ansonsten beklagen
wir uns über die Kosten, allerdings nicht über die stei-
genden Kosten für das Mineralöl, sondern über die-
jenigen, die die heimische Energieversorgung ver-
ursacht. Darin scheint sich die energiepolitische
Diskussion zu erschöpfen. Dabei ist es wichtiger, mit
großem Nachdruck innerhalb der Europäischen Union
auf die Entwicklung erneuerbarer Energiequellen
zu setzen. Dies geschieht in Europa längst nicht in
dem erforderlichen Maße. Jeder, der sich mit den 
Energieprognosen beschäftigt, wird zu dem Ergebnis
kommen, dass wir etwa ab dem Jahr 2020 auf solche
Energiequellen dringend angewiesen sind. Deshalb
sollten wir auf diesem Gebiet erheblich offensiver
werden.

Nicht zuletzt unter diesem Gesichtspunkt habe ich,
gestützt auf Gespräche mit dem Bundeskanzler und
dem Bundeswirtschaftsminister, einen nationalen
Primärenergiesockel ins Gespräch gebracht, der – auch
aus Gründen der Versorgungssicherheit – sowohl die
Förderung der heimischen Kohle als auch die finanzi-
elle Förderung regenerativer Energieträger absichert.

Viele meinen, dass dieser Vorschlag durch das Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofs zu den erneuer-
baren Energien vom 13. März dieses Jahres überholt
sei. Das Gericht hat festgestellt, dass finanzielle Vor-
teile, die auf Gesetzen beruhen, nicht automatisch
staatliche Vergütungen im Sinne von Beihilfen dar-
stellen. Das ist schon bemerkenswert. Das Urteil be-
sagt: Wenn Dritten höhere Gebühren aufgebürdet
werden, also nicht aus Steuermitteln gefördert wird,
dann ist dies keine Beihilfe. Das muss man sich wirk-
lich auf der Zunge zergehen lassen. Diejenigen, die
sich mit dem schönen alten Kohlepfennig so schwer
getan und mit dazu beigetragen haben, dass es ihn
nicht mehr gibt, müssten mir darin zustimmen, dass er
auf Grund dieses Urteils des Europäischen Gerichts-
hofs wieder zulässig wäre. Die Bewegungen, die es
dazu in Europa offensichtlich gibt, sind außerordent-
lich bemerkenswert. Das Urteil war für mich eine
echte Überraschung. Es bietet keine sichere Grundla-
ge für die Förderung insbesondere regenerativer 
Energien, die wir mit einer Reihe von Landespro-
grammen zum Teil sehr nachhaltig zu unterstützen
versuchen.

Ich meine, dass ein Primärenergiesockel wesent-
lich mehr Rechtssicherheit und Gestaltungsfreiheit

bringen würde. Man könnte solche Förderprogramme
vorrangig nach ihren Zielen und Wirkungen gestal-
ten, ohne beihilferechtliche Implikationen berück-
sichtigen zu müssen. Es bestünde Rechtssicherheit.
Die Aspekte der Beihilfen rückten in den Hinter-
grund. Das ist in der Energiepolitik sehr wichtig, ins-
besondere wenn man diese Beihilfen zu den Kosten
ins Verhältnis setzt, die wir durch die stetige Verteue-
rung importierter Energien, insbesondere Öl und
Gas, erleben und noch erleben werden. Mit einem
solchen Sockel würde Spielraum für zukunftsorien-
tierte Planungen und Investitionen geschaffen.

Mir kam es darauf an, Ihre Aufmerksamkeit auf diese
Gesichtspunkte zu lenken. Über das Thema ist eine
umfassende Debatte notwendig. Ich hoffe, dass gerade
die Preisentwicklung am Mineralölmarkt und folglich
am Gasmarkt dazu führt, dass wir die energiepolitische
Diskussion wieder stärker auf die heimischen Energie-
träger – keineswegs nur, aber auch auf die Kohle –
richten. Dazu zähle ich auch die weiter zu entwickeln-
den erneuerbaren Energieträger. – Schönen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Kollege Clement! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Empfehlungen der Ausschüsse ersehen Sie aus
Drucksache 143/1/01. Ich komme zur Einzelabstim-
mung:

Wir sind übereingekommen, entgegen dem Rand-
vermerk zu Ziffer 7 der Ausschussempfehlungen
zunächst über Ziffer 8 zu befinden. Ich bitte daher um
das Handzeichen zu Ziffer 8. – Das ist die Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 7.

Ich rufe auf:

Ziffer 9! – Minderheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Ziffer 11! – Mehrheit.

Ziffer 13! – Minderheit.

Ziffer 15! – Mehrheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Ziffer 18! – Mehrheit.

Ziffer 19! – Minderheit.

Ziffer 20! – Minderheit.

Ziffer 22! – Minderheit.

Ziffer 23! – Mehrheit.

Ziffer 29! – Minderheit.

Ziffer 33! – Minderheit.

Jetzt bitte ich um das Handzeichen für alle noch
nicht erledigten Ausschussempfehlungen. – Das ist
die Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

(C)

(D)

Wolfgang Clement (Nordrhein-Westfalen)
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über die Ausbildung
von Berufskraftfahrern im Güter- und Perso-
nenkraftverkehr (Drucksache 167/01)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor.

Die Empfehlungen der Ausschüsse liegen Ihnen in
Drucksache 167/1/01 vor. Zur Einzelabstimmung rufe
ich auf:

Ziffer 1! – Minderheit.

Jetzt bitte das Handzeichen für die Ziffern 2 bis 4
gemeinsam! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Ziffer 14! –  Mehrheit.

Ziffer 15! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 22.

Ziffer 16! – Mehrheit.

Jetzt bitte ich um das Handzeichen für alle noch
nicht erledigten Ausschussempfehlungen. – Das ist
die Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

Tagesordnungspunkt 31:

Bericht der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften an den Rat und das Europäische
Parlament über die Anwendung der verschie-
denen Belüftungssysteme für Straßenfahrzeu-
ge zur Beförderung von Tieren während mehr
als acht Stunden

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 411/98 hin-
sichtlich der Belüftung von Straßenfahrzeugen
für den Langstreckentransport von Tieren
(Drucksache 325/01)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor.

Die Empfehlungen der Ausschüsse ersehen Sie aus
Drucksache 325/1/01. Zur Einzelabstimmung rufe ich
auf:

Ziffer 3! – Mehrheit.

Ziffer 5! – Mehrheit.

Jetzt bitte ich um das Handzeichen für alle noch
nicht erledigten Ausschussempfehlungen. – Das ist
die Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

Tagesordnungspunkt 32:

Verordnung zum Schutz landwirtschaftlicher
Nutztiere und anderer zur Erzeugung tieri-
scher Produkte gehaltener Tiere bei ihrer Hal-
tung (Tierschutz-Nutztierhaltungsverord-
nung – TierSchNutztV) (Drucksache 317/01)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. – Eine Er-
klärung zu Protokoll*) gibt Herr Staatsminister Bock-
let (Bayern) ab.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 317/1/01 und drei Anträge
des Landes Nordrhein-Westfalen in Drucksache
317/2/01 bis 317/4/01 vor.

Zuerst rufe ich den Antrag des Landes Nordrhein-
Westfalen in Drucksache 317/2/01 auf. Wer stimmt
dem Antrag zu? – Das ist eine Minderheit. 

Damit entfällt der Antrag Nordrhein-Westfalens in
Drucksache 317/4/01.

Wir kommen nun zu Ziffer 4 der Ausschussempfeh-
lungen. Wer ist dafür? – Das ist die Mehrheit.

Jetzt Ziffer 5! – Das ist eine Minderheit. 

Dann entfällt Ziffer 9.

Es folgt der Antrag des Landes Nordrhein-Westfa-
len in Drucksache 317/3/01. Wer ist dafür? – Das ist
eine Minderheit.

Weiter mit den Ausschussempfehlungen:

Ziffer 6! – Mehrheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 8! – Mehrheit.

Wir stimmen nun in einer Sammelabstimmung über
alle noch nicht erledigten Ziffern der Ausschussemp-
fehlungen ab. Wer diesen Ziffern zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer der Ver-
ordnung nach Maßgabe der soeben erfolgten Abstim-
mung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat der Verordnung zuge-
stimmt und Entschließungen gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 33:

Vierte Verordnung zur Änderung der EG-
Obst- und Gemüse-Durchführungsverordnung
(Drucksache 345/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegen Ihnen vor: die Ausschuss-
empfehlungen in Drucksache 345/1/01 und ein
Antrag des Landes Brandenburg in Drucksache
345/2/01.

Ich rufe auf: 

Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen! Bitte Ihr Hand-
zeichen! – Mehrheit.

Ihr Einverständnis über die Reihenfolge voraus-
setzend, rufe ich jetzt den Antrag des Landes Bran-
denburg in Drucksache 345/2/01 auf. Ich bitte um Ihr
Handzeichen. – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 2 der Ausschussempfehlungen.

(A)

(B)

(C)

(D)

Präsident Kurt Beck

*)Anlage 7
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(A)

(B)

Jetzt Ziffer 3 der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung entspre-
chend zugestimmt.

Tagesordnungspunkt 36:

Dritte Verordnung zur Änderung der Ver-
fütterungsverbots-Verordnung (Drucksache
348/01) 

Wortmeldungen liegen nicht vor. – Eine Erklärung
zu Protokoll*) gibt Herr Staatsminister Bocklet
(Bayern) ab.

Die beteiligten Ausschüsse empfehlen dem Bundes-
rat, der Verordnung unverändert zuzustimmen. Es
liegt Ihnen jedoch in Drucksache 348/1/01 ein Antrag
des Freistaates Bayern auf eine Ergänzung vor. Wer
stimmt diesem Antrag Bayerns zu? – Das ist eine Min-
derheit.

Dann frage ich, wer der Verordnung – wie von den
beteiligten Ausschüssen empfohlen – unverändert zu-
stimmen möchte. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung unverän-
dert zugestimmt.

Tagesordnungspunkt 44:

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie
1999/13/EG über die Begrenzung von Emis-
sionen flüchtiger organischer Verbindungen
(Drucksache 271/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen die
Ausschussempfehlungen in Drucksache 271/1/01
sowie Landesanträge in den Drucksachen 271/2/01
bis 271/4/01 vor.

Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 8! – Minderheit.

Ziffer 10! – Minderheit.

Ziffer 11! – Minderheit.

Ziffer 12! – Minderheit.

Dann rufe ich den Antrag Baden-Württembergs in
Drucksache 271/3/01 auf. Wer stimmt zu? – Das ist
eine Minderheit.

Weiter mit den Ausschussempfehlungen:

Ziffer 13! Ich bitte um Ihr Handzeichen. – Minder-
heit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Ziffer 15! – Minderheit.

Ziffer 16! – Minderheit.

Ziffer 17! – Minderheit.

Ziffer 24! – Minderheit.

Ziffer 25! – Minderheit.

Ziffer 26! – Minderheit.

Ziffer 34! – Minderheit.

Ziffer 35! – Minderheit.

Ziffer 36! – Minderheit.

Ziffer 37! – Das ist die Mehrheit.

Ziffer 42! – Mehrheit.

Ziffer 44! – Mehrheit.

Ziffer 45! – Minderheit.

Ziffer 49! – Minderheit.

Ziffer 51! – Minderheit.

Ziffer 52! – Minderheit.

Ziffer 54! – Minderheit.

Dann rufe ich zunächst den nordrhein-westfäli-
schen Antrag in Drucksache 271/2/01 auf. Bei An-
nahme wird die Ziffer 55 geändert, über die dann ab-
schließend zu befinden ist. Wer stimmt dem Antrag
Nordrhein-Westfalens zu? – Das ist die Mehrheit.

Damit ist die Ziffer 55 geändert, und ich frage: Wer
stimmt der geänderten Ziffer 55 zu? – Das ist die
Mehrheit.

Jetzt bitte ich um Ihr Handzeichen für den nieder-
sächsischen Antrag in Drucksache 271/4/01. – Das ist
die Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 57 der Ausschussempfeh-
lungen.

Wir stimmen nun in einer Sammelabstimmung über
alle noch nicht erledigten Ziffern ab. Wer ist dafür? –
Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer der Ver-
ordnung nach Maßgabe der soeben erfolgten Abstim-
mung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung mit den
soeben beschlossenen Änderungen zugestimmt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 49:

Benennung eines Mitglieds des Beirates bei
der Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post – Antrag des Landes Baden-
Württemberg gemäß § 36 Abs. 2 GO BR –
(Drucksache 439/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir sind übereingekommen, ohne Ausschussbera-
tung in der Sache zu entscheiden.

Wer stimmt für den Antrag? – Das ist die Mehrheit.

Dann ist die Benennung antragsgemäß beschlossen.

Tagesordnungspunkt 50:

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 417/01)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegt Ihnen die Empfehlung des
Rechtsausschusses vor, sich zu beiden in Drucksache

(C)

(D)

Präsident Kurt Beck
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417/01 genannten Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht nicht zu äußern. Bayern beantragt je-
doch in Drucksache 417/1/01, zu dem Verfahren zum
Lebenspartnerschaftsgesetz eine Äußerung abzu-
geben.

Ich rufe den Antrag Bayerns auf und bitte um das
Handzeichen. – Das ist eine Minderheit.

Dann stelle ich fest, dass sich der Bundesrat zu bei-
den Verfahren nicht äußert.

Tagesordnungspunkt 53:

Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung
des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetzes (2. AAÜG-Änderungsgesetz – 
2. AAÜG-ÄndG) (Drucksache 495/01) 

Das Gesetz kommt aus dem Vermittlungsausschuss
zurück. Der Bundestag hat dem Vorschlag des Ver-
mittlungsausschusses soeben zugestimmt.

Wortmeldungen liegen vor, und zwar zunächst von
Herrn Minister Dr. Birkmann (Thüringen) als Bericht-
erstatter aus dem Vermittlungsausschuss.

Dr. Andreas Birkmann (Thüringen), Berichterstatter:
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Am Ersten dieses Monats hat der Bundesrat
den Vermittlungsausschuss zum Zweiten Gesetz zur
Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und An-
wartschaftsüberführungsgesetzes, kurz AAÜG, ange-
rufen, weil er der Ansicht war, dass die im Gesetz vor-
gesehene Änderung der Rentenberechnung für
ehemalige Mitarbeiter des Ministeriums für Staats-
sicherheit nicht in Kraft treten dürfe, ohne dass
gleichzeitig die Situation der Opfer des SED-Regimes
verbessert werde. Nach Ansicht des Bundesrates soll-
te daher das Berufliche Rehabilitierungsgesetz in der
Weise ergänzt werden, dass anerkannte Opfer poli-
tischer Verfolgung pauschal einen Zuschlag von
0,0208 Entgeltpunkten pro Monat der Verfolgungszeit
erhalten, wobei durch diesen Entgeltpunktzuschlag
insgesamt die Summe von 75 Entgeltpunkten nicht
überschritten werden sollte.

Der Vermittlungsausschuss hat sich im Rahmen
eines echten Vermittlungsergebnisses auf Folgendes
verständigt:

Zum geltenden Recht wird in einer weiteren Ver-
gleichsberechnung nach dem Beruflichen Rehabili-
tierungsgesetz an Stelle der derzeit zu Grunde geleg-
ten Tabellenwerte nach den Anlagen 13 und 14 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch die letzte indivi-
duelle Entgeltposition vor dem Beginn der politischen
Verfolgung über den Verfolgungszeitraum fortge-
schrieben, wenn das für den Versicherten günstiger
ist. Diese Entgeltposition kann je nach Günstigkeit
aus den Pflichtbeiträgen der letzten 12 oder der letz-
ten 36 Kalendermonate einer versicherten Beschäfti-
gung, einer selbstständigen Tätigkeit oder auf Grund
von freiwilligen Beiträgen vor Beginn der Verfol-
gungszeit ermittelt werden.

Die weitere Vergleichsberechnung führt dazu, dass
der Versicherte mindestens die Rente erhält, die er bei

Weiterführung seiner beruflichen Tätigkeit ohne die
Verfolgung erreicht hätte. Die vorgeschlagene Rege-
lung begünstigt insbesondere die vom Bundesrat in
seiner Begründung angeführten durch Verfolgungs-
maßnahmen beruflich Benachteiligten, die auf Grund
ihrer besonderen beruflichen Qualifikation in der
ehemaligen DDR überdurchschnittliche Entgelte er-
zielt hätten, wenn sie nicht politisch verfolgt worden
wären. Durch diese so genannte Günstiger-Prüfung
wird erreicht, dass ein großer Teil der Benachteiligten
eine Verbesserung verbuchen kann, die teilweise
deutlich über der Zuschlagsvariante liegt.

Der Vorschlag des Vermittlungsausschusses sieht
weiter vor, dass auch die Situation von Personen, die
bereits als Schüler politisch verfolgt worden waren,
verbessert wird. Diese können nach geltendem Recht
einen rentenrechtlichen Nachteilsausgleich nicht er-
halten. Personen, deren Verfolgung bereits während
der Schulausbildung begonnen hat, haben jedoch
wegen ihrer politischen Verfolgung regelmäßig län-
gere Zeit für die Erlangung des von ihnen angestreb-
ten Schulabschlusses benötigt als andere und deshalb
in der Vergangenheit häufig die Anerkennung länge-
rer Ausbildungszeiten bei der Rentenberechnung ge-
fordert. Mit dem Vorschlag wird die Zahl der anrech-
nungsfähigen Ausbildungsjahre von drei auf sechs
verdoppelt. Diese Personen werden insoweit den Ver-
folgten, die einen rentenrechtlichen Nachteilsaus-
gleich erhalten, gleichgestellt.

Der Deutsche Bundestag hat den Kompromiss-
vorschlag des Vermittlungsausschusses heute ange-
nommen.

Ich bitte Sie nunmehr, dem Gesetzesbeschluss des
Bundestages in der geänderten Fassung zuzustimmen.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Bericht-
erstatter!

Das Wort hat Herr Minister Dr. Pietzsch (Thüringen).

Dr. Frank-Michael Pietzsch (Thüringen): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dass
wir heute in Bezug auf das Anspruchs- und Anwart-
schaftsüberführungsgesetz über einen Kompromiss
und eine einhellige Meinung des Vermittlungsaus-
schusses abstimmen können, verdanken wir der
Mehrheit des Bundesrates, die dieses Gesetz am
1. Juni nicht passieren ließ, sondern in den Vermitt-
lungsausschuss schickte. Den entsprechenden Antrag
haben Bayern, Sachsen und Thüringen gestellt. Ich
möchte denen, die uns unterstützt haben, herzlich
danken; denn dass wir heute den Opfern des SED-Re-
gimes offen in die Augen sehen können, verdanken
wir dieser Entscheidung des Bundesrates. Ich möchte
auch all jenen herzlich danken, die sich im Vermitt-
lungsausschuss sehr offen gezeigt und das Verfahren
zu einem guten Ende gebracht haben.

Meine Damen und Herren, am Sonnabend der ver-
gangenen Woche gedachten wir des Volksaufstandes
vom 17. Juni 1953. Wir befinden uns hier in der Nähe
des Potsdamer Platzes an historischem Ort. Viele Spit-

(A)

(B)

(C)

(D)

Präsident Kurt Beck



Bundesrat – 765. Sitzung – 22. Juni 2001 311

(A)

(B)

zenpolitiker unseres Landes haben in Erklärungen
dieses Tages gedacht und betont, dass dieses Ereignis
nicht in Vergessenheit geraten darf.

Wenn das so ist, dann dürfen wir besonders die
Menschen nicht vergessen, die auch in den weiteren
Jahren und Jahrzehnten der Zwangsherrschaft Opfer
des SED-Regimes geworden sind. Wir dürfen nicht
Ereignisse würdigen und die Erinnerung daran hoch-
halten, aber die Menschen fallen lassen. Ich bin Ihnen
dankbar dafür, dass dies nicht geschieht. Wir sind uns
wohl darüber klar: Ohne den Mut – manchmal den
Mut der Verzweiflung – der Deutschen 1953, der Un-
garn 1956, der Tschechen und Slowaken 1968, der
Polen Anfang der 80er-Jahre und wiederum der Deut-
schen 1989 könnten wir heute nicht an dieser Stelle
die Interessen der Menschen in einem demokrati-
schen und freien Deutschland vertreten.

Meine Damen und Herren, wir reden so oft von Zi-
vilcourage und Verantwortung der Demokraten, wenn
es um Extremismus, Radikalismus und Gewalt geht.
Sollen diejenigen, die in einem Staat ohne demokrati-
sche Ordnung Zivilcourage gezeigt, Existenz und
Leben in Gefahr gebracht haben, die Folgen allein tra-
gen? Das darf nicht geschehen. Es wäre fatal, wenn
wir am heutigen Tage, um der Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichts Rechnung zu tragen, eine renten-
rechtliche Verbesserung für die Begünstigten der 
Zusatz- und Sonderversorgungssysteme der DDR be-
schlössen, ohne gleichzeitig etwas für die SED-Opfer
zu tun. Dass es dazu nicht kommt, erfreut mich.

Mit dem Ergebnis des Vermittlungsausschusses
haben wir ein Zeichen gesetzt. Wir sind damit – ich
stelle das bewusst fest – auf dem richtigen Weg. Wir
müssen so ehrlich sein und den Opfern sagen, dass es
ein Zeichen und noch nicht das Ziel ist. Wir müssen
uns darüber im Klaren sein, dass wir auf dem Weg
sind.

Meine Damen und Herren, ich kann dem Vermitt-
lungsergebnis aus voller Überzeugung und mit gutem
Gewissen zustimmen. Aber Sachsen und Thüringen
möchten auch unsere weitere Verantwortung festge-
schrieben wissen. Deswegen haben wir den Ihnen
vorliegenden Entschließungsantrag auf den Weg ge-
bracht.

Beseitigung durch Diktatur verursachten Unrechts
muss ein dauerhafter Auftrag für Demokraten sein, so
wie die Erhaltung und Festigung der demokratischen
und freiheitlichen Ordnung ein dauerhafter Auftrag
für uns alle ist. Die vorliegenden Verbesserungen der
rentenrechtlichen Bedingungen für die SED-Opfer
sind rentensystemgerecht, sie gelten aber für einen
sehr begrenzten, überschaubaren Kreis von Personen,
die als Schüler oder im Beruf Rückstufungen hinneh-
men mussten. Meine Damen und Herren, die Verfol-
gung von Seiten des SED-Staates war viel subtiler, sie
hat sich nicht nur in Rückstufungen manifestiert.

Wenn wir den Opfern des SED-Regimes helfen wol-
len, müssen wir dies zeitnah tun. Es geht nicht um
Rentenanwartschaften in 20 oder 30 Jahren, sondern
zum Teil um Menschen, die heute hochbetagte Rent-

ner sind. Ich bitte Sie herzlich, zum Zeichen der Ver-
antwortung, die wir übernehmen wollen, auch dem
Entschließungsantrag zuzustimmen.

Präsident Kurt Beck: Danke schön, Herr Kollege 
Dr. Pietzsch!

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu haben die
Freistaaten Thüringen und Sachsen in Drucksache
495/1/01 einen Entschließungsantrag, wie soeben be-
gründet, vorgelegt.

Das Gesetz ist zustimmungsbedürftig. Ich stelle die
Frage: Wer stimmt dem Gesetz in der Fassung des
Vermittlungsausschusses zu? – Das ist die Mehrheit.

Der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den
Entschließungsantrag der Länder Thüringen und
Sachsen in Drucksache 495/1/01. Wer ist für die An-
nahme der Entschließung? – Das ist eine Minderheit.

Die Entschließung ist n i c h t gefasst.

Tagesordnungspunkt 54:

Gesetz zur Vorbereitung eines registergestütz-
ten Zensus (Zensusvorbereitungsgesetz) (Druck-
sache 496/01)

Zur Berichterstattung über das Vermittlungsverfah-
ren erteile ich Herrn Staatsminister Reinhold Bocklet
(Bayern) das Wort.

Reinhold Bocklet (Bayern), Berichterstatter: Herr
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der
Vermittlungsausschuss hat am Mittwochabend mit
Mehrheit einen Einigungsvorschlag zum Zensusvor-
bereitungsgesetz beschlossen.

Der Vorschlag sieht eine Verschiebung des Stichtags
vor, zu dem die Meldebehörden eine Stichproben-
erhebung durchzuführen haben. Der Stichtag, der in
dem vom Deutschen Bundestag zunächst beschlosse-
nen Gesetz mit dem 19. September 2001 angegeben
war, wurde nunmehr auf den 5. Dezember 2001 fest-
gesetzt.

Die weitere Forderung des Bundesrates nach einer
Finanzzuweisung des Bundes an die Länder, um bei
Gemeinden und Ländern entstehende Mehrbelastun-
gen – wie bei früheren Volkszählungen – auszuglei-
chen, blieb unerfüllt. Es bleibt demnach bei der im
Bundesstatistikgesetz festgelegten Regelung, wonach
die Kosten, soweit sie bei den Bundesbehörden ent-
stehen, vom Bund, im Übrigen von den Ländern ge-
tragen werden. In der Regel bedeutet dies eine Ver-
teilung der Kosten zu einem Drittel für den Bund und
zu zwei Dritteln für die Länder. – Danke schön.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Kollege
Bocklet!

Ich kann Ihnen mitteilen, dass der Deutsche Bun-
destag in seiner heutigen Sitzung dem Einigungsvor-
schlag des Vermittlungsausschusses zugestimmt hat.
Ich frage daher, wer dem Gesetz in der geänderten
Fassung zustimmen möchte. Bitte das Handzeichen! –
Das ist eine Minderheit.

(C)

(D)

Dr. Frank-Michael Pietzsch (Thüringen)
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Damit hat der Bundesrat dem Gesetz n i c h t zuge-
stimmt.

Tagesordnungspunkt 55:

Gesetz zur Anpassung der Formvorschriften
des Privatrechts und anderer Vorschriften an
den modernen Rechtsgeschäftsverkehr (Druck-
sache 497/01)

Auch dieses Gesetz kommt aus dem Vermittlungs-
ausschuss zurück. Zur Berichterstattung erteile ich
Herrn Minister Dr. Birkmann (Thüringen) das Wort.

Dr. Andreas Birkmann (Thüringen), Berichterstatter:
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Am 11. Mai dieses Jahres hat der Bundesrat
den Vermittlungsausschuss zu dem Gesetz zur Anpas-
sung der Formvorschriften des Privatrechts und ande-
rer Vorschriften an den modernen Rechtsgeschäfts-
verkehr angerufen. Mit dem Gesetz werden bei
Beibehaltung der uns allen bekannten klassischen
Schriftform zwei neue Formtypen, nämlich die elek-
tronische Form und die Textform, in das Privatrecht
eingeführt.

Der Bundesrat hat sich vor allem gegen die neu ein-
geführte „Textform“ gewandt. Darüber hinaus wollte
er für Klageschriften und andere bestimmende
Schriftsätze die Verwendung der qualifizierten elek-
tronischen Signatur zwingend vorschreiben. Außer-
dem sollten sämtliche elektronischen Dokumente,
insbesondere die einfache E-Mail, im gerichtlichen
Verfahren erst dann eingesetzt werden können, wenn
die Länder dies im Verordnungswege zugelassen
haben. Ein weiterer Anrufungsgrund betraf ein reines
Redaktionsanliegen.

Der Vermittlungsausschuss hat nach Vorarbeiten
einer von mir geleiteten Arbeitsgruppe folgenden
Kompromissvorschlag unterbreitet:

Das Redaktionsversehen wird beseitigt. Die Lan-
desregierungen erhalten die Möglichkeit, die Über-
mittlung nicht nur elektronisch signierter, sondern
sämtlicher elektronischer Dokumente einschließlich
der E-Mails im Gerichtsverfahren per Rechtsverord-
nung zu regeln. Insoweit sind die Begehren des Bun-
desrates vollständig durchgesetzt worden.

Darüber hinaus wird die Textform zwar grundsätz-
lich beibehalten, allerdings unter Präzisierung der
entsprechenden Definition und Streichung in weite-
ren Einzelvorschriften zu Gunsten der herkömmli-
chen Schriftform.

Der Vermittlungsausschuss hält es nicht für erfor-
derlich, die qualifizierte elektronische Signatur für
Klageschriften und bestimmende Schriftsätze als
zwingende prozessuale Form-, statt als Ordnungsvor-
schrift in den gerichtlichen Verfahrensordnungen
festzuschreiben. Dies beruht auf einem gemeinsamen
Auslegungsverständnis der fraglichen Vorschriften,
wonach in Ansehung der Rechtsprechung die jetzige
Ausgestaltung als Sollvorschrift für bestimmende
Schriftsätze als Mussvorschrift zu interpretieren sein
wird und lediglich in besonderen Ausnahmefällen

von einer qualifizierten elektronischen Signatur ab-
gesehen werden kann, insbesondere um flexibel auf
technische Entwicklungen reagieren zu können. Die-
ses Auslegungsverständnis soll durch gleichlautende
Erklärungen in Bundestag und Bundesrat ausdrück-
lich dokumentiert werden. Eine entsprechende Er-
klärung des Vermittlungsausschusses reiche ich
daher zu Protokoll*).

Der Deutsche Bundestag hat den Beschlussvor-
schlag des Vermittlungsausschusses in seiner heuti-
gen Sitzung angenommen.

Ich bitte Sie nunmehr, den Vorschlag ebenfalls an-
zunehmen und gegen den Gesetzesbeschluss des
Bundestages keinen Einspruch einzulegen.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Herr Berichter-
statter!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Da ein Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grund-
gesetzes nicht vorliegt, stelle ich fest, dass der Bun-
desrat gegen das Gesetz keinen Einspruch einlegt.

Tagesordnungspunkt 56:

Gesetz zur Umsetzung der UVP-Änderungs-
richtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-
Richtlinien zum Umweltschutz (Drucksache
498/01)

Das Gesetz kommt aus dem Vermittlungsausschuss
zurück. Zur Berichterstattung erteile ich Frau Minis-
terin Schubert das Wort.

Karin Schubert (Sachsen-Anhalt), Berichterstatte-
rin: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der
Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. Mai 2001 zu
dem vom Deutschen Bundestag am 5. April 2001 be-
schlossenen Gesetz gemäß Artikel 77 Abs. 2 Grund-
gesetz die Einberufung des Vermittlungsausschusses
aus vier Gründen verlangt.

Der Vermittlungsausschuss ist den Änderungsbe-
gehren des Bundesrates im Wesentlichen gefolgt: 

Erstens. Die Legaldefinition der integrierten 
chemischen Anlage im Anhang zum UVP-Gesetz
wurde überarbeitet sowie die Folgeänderung in der 
4. Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz
vorgenommen. Damit geht die Einbeziehung von che-
mischen Anlagen nicht über die zwingenden europa-
rechtlichen Vorgaben hinaus.

Zweitens. Für ökoauditierte Unternehmen werden
Erleichterungen im Hinblick auf die Genehmigungs-
verfahren verankert.

Drittens. Bei der Vorprüfung von Änderungen und
Erweiterungen von UVP-pflichtigen Vorhaben, für die
nach der jeweils geltenden Fassung des UVP-Geset-
zes keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt worden ist, sind die Umweltauswirkungen
früherer Änderungen und Erweiterungen mit zu
berücksichtigen.

(A)

(B)
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(D)

Präsident Kurt Beck
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Viertens. In das Bundesfernstraßengesetz soll eine
neue Vorschrift eingefügt werden, wonach in den
neuen Ländern Plangenehmigungen mit Öffentlich-
keitsbeteiligung, aber ohne Erörterungstermin noch
bis zum 31. Dezember 2006 durchgeführt werden
können. Wegen dieser Regelung hat der Deutsche
Bundestag seinen Gesetzesbeschluss betreffend das
Gesetz zur Änderung verkehrswegerechtlicher Vor-
schriften aufgehoben und den ursprünglichen Ge-
setzentwurf für erledigt erklärt.

Der Deutsche Bundestag hat in seiner heutigen Sit-
zung das Gesetz gemäß der Beschlussempfehlung des
Vermittlungsausschusses verabschiedet. Ich bitte Sie
daher, der Empfehlung des Vermittlungsausschusses
zuzustimmen.

Präsident Kurt Beck: Vielen Dank, Frau Berichter-
statterin! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Frau Schubert hat
darauf hingewiesen, dass der Bundestag den Vor-
schlag des Vermittlungsausschusses angenommen
hat. Wer dem Gesetz in der geänderten Fassung zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist die Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Meine Damen und Herren, damit haben wir die Ta-
gesordnung der heutigen Sitzung abgewickelt. 

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein
auf Freitag, den 13. Juli 2001, 9.30 Uhr. 

Ein gutes Wochenende! Vielen Dank! 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 13.12 Uhr)

(C)

(D)

Karin Schubert (Sachsen-Anhalt), Berichterstatterin

Beschluss im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des
Europa-Mittelmeer-Assoziationsabkommens zwischen den Europäi-
schen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten und der Arabischen
Republik Ägypten im Namen der Europäischen Gemeinschaft 

Vorschlag für einen Beschluss des Rates und der Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften über den Abschluss des Europa-Mittel-
meer-Assoziationsabkommens zwischen den Europäischen Gemein-
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Arabischen
Republik Ägypten andererseits

(Drucksache 333/01)

Ausschusszuweisung: EU – Fz – In – K – Wi

Beschluss: Kenntnisnahme

Feststellung gemäß § 34 GO BR

Einspruch gegen den Bericht über die 764. Sitzung ist
nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht gemäß 
§ 34 GO BR als genehmigt.
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Anlage 1

Erklärung

von Minister Rudolf Köberle
(Baden-Württemberg)

zu Punkt 2 der Tagesordnung

Für die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Sachsen und Thürigen gebe ich folgende Er-
klärung zu Protokoll:

Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hessen,
Sachsen und Thüringen begrüßen es, dass das vorlie-
gende Gesetz drastische Einschränkungen bei der
Hinterbliebenenversorgung, die mit dem Altersver-
mögensergänzungsgesetz beschlossen wurden, rück-
gängig macht. Familien sind auch in Zukunft auf eine
Absicherung im Todesfall des Hauptverdieners ange-
wiesen. Die ursprünglich beschlossenen Verschlech-
terungen hätten jedoch letztlich das Aus für die Wit-
wenrenten bedeutet. Mit der Rücknahme dieser
Leistungseinschränkungen wird ein Anliegen der
unionsregierten Länder aufgegriffen, das von der
Bundesregierung im Zusammenhang mit den Renten-
reformgesetzen abgelehnt worden war. Bedauerlich
ist allerdings, dass dabei die Benachteiligung von
Witwen ohne Kinder sowie die Anrechnung von Ver-
mögenseinkünften auf die Witwenrente erhalten blei-
ben.

Auf das entschiedenste missbilligt wird allerdings
das Vorhaben, der Bundesknappschaft im Rahmen
dieses Gesetzes neue Zuständigkeiten zu übertragen.
Die Verknüpfung der Nachbesserung der Reform des
Hinterbliebenenrentenrechts mit einer organisations-
rechtlichen Neuordnung erscheint unseriös. Zwischen
den beiden Themen besteht nicht der geringste inne-
re Zusammenhang.

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren dem
Anliegen der überaus großen Mehrheit der Länder
nach einer föderativen Neuordnung der Rentenversi-
cherung, die der im Grundgesetz vorgesehenen Ver-
waltungszuständigkeit der Länder Rechnung trägt,
auch nicht ansatzweise entsprochen. Es wird nun
ganz offensichtlich, dass sie ohne den Willen zur Eini-
gung verhandelt hat. Denn mit einer erweiterten Zu-
ständigkeit der Bundesknappschaft wird die überfälli-
ge Reform der Organisation in der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht nur weiter verschleppt,
sondern zu Gunsten einer zentralistischen Ausrich-
tung der Rentenversicherung präjudiziert. Nach der
bereits erfolgten Übertragung von Zuständigkeiten
für Selbstständige und der Zulagenverwaltung im
Rahmen der privaten Altersvorsorge auf die BfA er-
scheint der Gesetzesvorschlag nur als weiterer Schritt
hin zu einem Machtzuwachs der Bundesträger.

Einer solchen Politik hin zu einer zentralistischen
Sozialversicherung widerspricht der Bundesrat mit
allem Nachdruck. Er sieht in der Verknüpfung dieses
Vorschlags mit einem Leistungsverbesserungsgesetz
nicht zuletzt einen Versuch, die Länder in unzuläs-
siger Weise in ihrem Abstimmungsverhalten zu beein-
flussen.

Anlage 2

Umdruck Nr. 6/01

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
765. Sitzung des Bundesrates empfehlen die Aus-
schüsse dem Bundesrat:

I.

Den Gesetzen zuzustimmen:

Punkt 3
Gesetz zur Umstellung auf Euro-Beträge im Las-
tenausgleich und zur Anpassung der LAG-Vor-
schriften (LAG-Euro-Umstellungs- und Anpas-
sungsgesetz – LAG-EUAnpG) (Drucksache 396/
01)

Punkt 4
Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im
Baugewerbe (Drucksache 383/01)

Punkt 6
Gesetz zur Durchführung gemeinschaftsrechtli-
cher Vorschriften über die Zustellung gerichtlicher
und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder
Handelssachen in den Mitgliedstaaten (EG-Zu-
stellungsdurchführungsgesetz – ZustDG) (Druck-
sache 415/01)

II.

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses nicht zu stellen:

Punkt 7
Zweites Gesetz zur Neuordnung des Wehrdiszi-
plinarrechts und zur Änderung anderer Vorschrif-
ten (2.WehrDiszNOG) (Drucksache 398/01)

III.

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Emp-
fehlungsdrucksachen wiedergegebene Stellungnah-
me abzugeben:

Punkt 18
Entwurf eines Gesetzes über elektronische Regis-
ter und Justizkosten für Telekommunikation
– ERJuKoG – (Drucksache 339/01, Drucksache
339/1/01)
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Punkt 19
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung bilanz-
rechtlicher Bestimmungen an die Einführung des
Euro, zur Erleichterung der Publizität für Zweig-
niederlassungen ausländischer Unternehmen
sowie zur Einführung einer Qualitätskontrolle für
genossenschaftliche Prüfungsverbände (Euro-Bi-
lanzgesetz – EuroBilG) (Drucksache 340/01,
Drucksache 340/1/01)

IV.

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen
zu erheben:

Punkt 21
Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung von Kos-
tenregelungen auf dem Gebiet des geistigen Ei-
gentums (Drucksache 342/01)

Punkt 23
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom
15. Juni 2000 zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung der Re-
publik Singapur über die Seeschifffahrt (Drucksa-
che 344/01)

V.

Zu den Vorlagen die Stellungnahme abzugeben
oder ihnen nach Maßgabe der Empfehlungen zuzu-
stimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungs-
drucksache wiedergegeben sind:

Punkt 25
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Festlegung von
Qualitäts- und Sicherheitsstandards für die Ge-
winnung, Testung, Verarbeitung, Lagerung und
Verteilung von menschlichem Blut und Blutbe-
standteilen und zur Änderung der Richtlinie
89/381/EWG des Rates (Drucksache 144/01,
Drucksache 144/1/01)

Punkt 30
Bericht der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften an den Rat und das Europäische 
Parlament über die Struktur und die Sätze der
Verbrauchsteuern auf Zigaretten und andere Ta-
bakwaren

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Ände-
rung der Richtlinie 92/79/EWG, der Richtlinie
92/80/EWG und der Richtlinie 95/59/EG hinsicht-
lich der Struktur und der Sätze der Verbrauch-
steuern auf Tabakwaren (Drucksache 332/01,
Drucksache 332/1/01)

Punkt 42
Verordnung zur Änderung von gemeinsamen Vor-
schriften für die Sozialversicherung (Drucksache
370/01, Drucksache 370/1/01)

VI.

Von einer Stellungnahme zu den Vorlagen abzu-
sehen:

Punkt 28
Mitteilung der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften an den Rat, das Europäische Parla-
ment, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und
den Ausschuss der Regionen „Gemeinsam die Dy-
namik erhalten“ (Überprüfung der Binnenmarkt-
strategie im Jahr 2001) (Drucksache 334/01,
Drucksache 334/1/01)

Punkt 29
Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen
der Europäischen Gemeinschaften: Konsultations-
papier zur Ausarbeitung einer Strategie der 
Europäischen Union für die nachhaltige Entwick-
lung (Drucksache 326/01, Drucksache 326/1/01)

VII.

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:

Punkt 34
Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung
über EG-Normen für Obst und Gemüse (Drucksa-
che 346/01)

Punkt 35
Achte Verordnung zur Änderung der Wein-Ver-
günstigungsverordnung (Drucksache 347/01)

Punkt 38
Zweite Verordnung zur Änderung der Orthopä-
dieverordnung (Drucksache 327/01)

Punkt 39
Zehnte Verordnung zur Anpassung des Bemes-
sungsbetrags und von Geldleistungen nach dem
Bundesversorgungsgesetz (Zehnte KOV-Anpas-
sungsverordnung 2001 – 10. KOV-AnpV 2001)
(Drucksache 349/01)

Punkt 40
Siebzehnte Verordnung über das anzurechnende
Einkommen nach dem Bundesversorgungsgesetz
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet (Drucksache 367/01)
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Punkt 41
Sechsunddreißigste Verordnung über das anzu-
rechnende Einkommen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz (Anrechnungs-Verordnung 2001/
2002 – AnrV 2001/2002) (Drucksache 368/01)

Punkt 43
Werkstätten-Mitwirkungsverordnung (WMVO)
(Drucksache 378/01)

Punkt 46
Sechste Verordnung zur Änderung der Eich- und
Beglaubigungskostenverordnung (Drucksache
350/01)

VIII.

Der Verordnung zuzustimmen und die in der Emp-
fehlungsdrucksache unter Buchstabe B angeführte
Entschließung zu fassen:

Punkt 37
Verordnung zur Anpassung des Gebührenver-
zeichnisses der Kostenverordnung für die Prü-
fung überwachungsbedürftiger Anlagen (Druck-
sache 324/01, Drucksache 324/1/01)

IX.

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen
zu beschließen:

Punkt 47
Benennung von Vertretern in Beratungsgremien
der Europäischen Union (Kommissionsgremium
„Ständiges Netz der Korrespondenten für Katas-
trophenschutz“) (Drucksache 366/01, Drucksache
366/1/01)

Punkt 48
Vorschlag der Bundesministerin der Justiz für die
Ernennung eines Bundesanwalts beim Bundesge-
richtshof (Drucksache 354/01)

Anlage 3

Erklärung

von Staatsministerin Klaudia Martini
(Rheinland-Pfalz) 

zu den Punkten 9 a) und b) der Tagesordnung

Der Bundesrat berät heute über einen Gesetzent-
wurf zur Förderung der ambulanten Hospizarbeit

durch die gesetzlichen Krankenkassen. Ausgangs-
punkt dieses Gesetzentwurfs ist der von allen Län-
dern getragene Beschluss der 72. Gesundheitsminis-
terkonferenz, die vor fast genau zwei Jahren – am 
9. und 10. Juni 1999 – in Trier tagte. Das Land Rhein-
land-Pfalz hatte diesen Beschluss initiiert und vor-
bereitet.

Grundlage des Beschlusses waren die positiven Er-
fahrungen, die wir in Rheinland-Pfalz mit der ambu-
lanten Hospizarbeit gemacht haben. Auf Anregung
des Gesundheitsministeriums haben sich bereits 1995
die einzelnen Hospizgruppen in Rheinland-Pfalz zu
einer Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) zusammen-
geschlossen. Seit 1995 fördert das Land Rheinland-
Pfalz die ehrenamtliche Arbeit der Hospizhelferinnen
und -helfer über die LAG Hospiz. In diesem Jahr be-
trug die Förderung 150 000 DM. Schon bald wurde
deutlich, dass die Ehrenamtlichen durch Hauptamtli-
che angeleitet und koordiniert werden müssen. Auch
stießen die Ehrenamtlichen bei der Sterbebegleitung
immer dann an ihre Grenzen, wenn der sterbende
Mensch krankheitsbedingt an starken Schmerzen litt.
Die quälenden Schmerzen sind es, die Menschen
nach Sterbehilfe statt nach Sterbebegleitung rufen
lassen.

So war es nur konsequent, die Hospizfachkraft in
Palliative-Care auszubilden. Die Hospizfachkräfte in
Rheinland-Pfalz sind in den Möglichkeiten der moder-
nen Schmerzbehandlung geschult. So können sie An-
gehörige, Pflegedienste und auch Hausärzte, wenn
diese es wünschen, bei der Behandlung von Schmer-
zen qualifiziert beraten. Sie pflegen selbst nicht, führen
aber die ambulanten Pflegedienste auf Wunsch in die
Grundlagen der Palliative-Care ein.

Ich halte diese Verknüpfung der ambulanten Hos-
pizarbeit mit der modernen Schmerzbehandlung für
einen konsequenten Schritt; denn erst die gute
Schmerzbehandlung ermöglicht es, dass der sterbende
Mensch, wenn er dieses wünscht, zu Hause sterben
kann. Ich stehe mit dieser Meinung nicht allein. Die
AOK Rheinland-Pfalz hat 1997 mit der Landesarbeits-
gemeinschaft Hospiz in Rheinland-Pfalz eine Verein-
barung geschlossen, in der sie einen Zuschuss zu den
Kosten einer hauptamtlichen Hospizfachkraft verbind-
lich zusagt, wenn diese die Arbeit der ehrenamtlich
Tätigen anleitet und koordiniert sowie eine qualifizier-
te Fortbildung in Palliative-Care nachweisen kann.

Diese Vereinbarung zwischen der AOK und der
LAG Hospiz war der Ausgangspunkt der rheinland-
pfälzischen Gesetzesinitiative zur Förderung der am-
bulanten Hospizarbeit. Es zeigte sich bald, dass die
bundesweit organisierten Krankenkassen gerne der
Vereinbarung beigetreten wären. Doch für diesen
Schritt gab es keine Rechtsgrundlage. Der jetzt vorlie-
gende Gesetzentwurf wird eine solche Gesetzes-
grundlage schaffen.

Zeitgleich mit Rheinland-Pfalz legten die Länder
Bayern und Baden-Württemberg einen Gesetzent-
wurf vor. Den Gesetzentwürfen war gemein, dass sie
die Rechtsgrundlage zur Förderung der ambulanten
Hospizarbeit durch die gesetzlichen Krankenkassen
schaffen wollten – doch die Wege waren verschieden.
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Sollte das gemeinsame Anliegen an den unter-
schiedlichen Wegen scheitern? Statt die Konfrontation
zu suchen, die dem Thema sicherlich nicht angemes-
sen ist, beantragte Rheinland-Pfalz im Gesundheits-
ausschuss des Bundesrates eine öffentliche Anhörung
zu den beiden Gesetzentwürfen. Ziel der Anhörung
war es nicht, Recht zu behalten, sondern eine mög-
lichst von allen getragene Lösung zu finden, um das
gemeinsame Ziel, eine Rechtsgrundlage zur Förde-
rung der ambulanten Hospizarbeit durch die Kran-
kenkassen, zu erreichen.

Der vorliegende gemeinsame Gesetzentwurf der
Länder Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg
und Rheinland-Pfalz zeigt, dass dieses Ziel erreicht
wurde. Die öffentliche Anhörung, nachzulesen in der
Bundesratsdrucksache G 1100 – 440 – 29/01, ist nach
meiner Einschätzung eine sehr gute Einführung in die
Problemstellung und in die Aufgaben der ambulanten
Hospizarbeit. In dieser Anhörung wurde mit den Ver-
tretern der Krankenkassen die Idee für den jetzt vor-
liegenden Gesetzentwurf entwickelt.

Der Gesetzentwurf hat als Vorlage die rechtlichen
Regelungen des § 20 Abs. 4 des Sozialgesetzbuches V,
mit dem die Förderung der Selbsthilfe ermöglicht wird.
Ergänzend sieht der Entwurf vor, dass die Inhalte der
Hospizarbeit in einer bundesweiten Empfehlung be-
schrieben werden, während Art und Umfang sowie die
Fördermodalitäten auf Länderebene vereinbart wer-
den. Damit wird der unterschiedlichen Entwicklung in
den einzelnen Ländern Rechnung getragen. 

In der öffentlichen Anhörung wurde insbesondere
von Vertretern aus den neuen Ländern die sicherlich
berechtigte Sorge vorgetragen, dass ihre Situation
durch die beiden ursprünglichen Gesetzentwürfe
nicht angemessen berücksichtigt werde. Dieser Ein-
wand wurde in dem nun vorliegenden Gesetzentwurf
aufgegriffen.

Lassen Sie mich zusammenfassen: Der vorliegende
Gesetzentwurf ist mehr als ein guter Kompromiss. Er
ist die Lösung mehrerer wichtiger Probleme.

1. Er schafft eine Rechtsgrundlage für die Kranken-
kassen, damit diese die ambulante Hospizarbeit auch
finanziell fördern können.

2. Er verknüpft die ambulante Hospizarbeit mit Pal-
liative-Care – eine notwendige Voraussetzung, damit
Sterben zu Hause ermöglicht wird.

3. Durch die Festlegung von Höchstgrenzen der
Förderung auf 0,4 Euro pro Versicherten im Jahr 2007
erhalten die Krankenkassen ein Steuerungsinstru-
ment, um die Ausgaben in diesem Sektor zu regulie-
ren.

4. Er beschreibt die Inhalte der Hospizarbeit, die
gefördert werden können, lässt aber den Beteiligten
Raum, diese durch eine Bundesempfehlung genauer
zu beschreiben. Damit kann die Hospizarbeit auch
der weiteren Entwicklung angepasst werden.

5. Da auf der Landesebene Art und Umfang sowie
die Fördermodalitäten verhandelt und vereinbart
werden, wird den besonderen Entwicklungen in den
einzelnen Ländern Rechnung getragen.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die Vo-
raussetzung dafür geschaffen, dass auch die Kranken-
kassen die ambulante Hospizarbeit finanziell fördern
können. Ein solches Gesetz ist nach meiner Auffas-
sung nach der Verabschiedung des alten § 39 a Sozi-
algesetzbuch V überfällig; denn es ist ein Anachro-
nismus, die Finanzierung stationärer Leistungen
gesetzlich zu regeln, die ambulanten Angebote aber
außen vor zu lassen.

Ich verspreche mir von dieser Regelung, dass die
Zahl der stationären Hospize begrenzt und die Zahl
der ambulanten Hospizdienste erheblich ausgebaut
wird. Wer die Hospizarbeit ernst nimmt, wird das Ge-
wicht auf den Aus- und Aufbau der ambulanten Hos-
pizarbeit legen. Ziel ist es, das Sterben zu Hause, in
der vertrauten Umgebung, zu ermöglichen. Sterben
muss wieder Teil des Lebens werden. Sterben muss
wieder einen Platz in der Gesellschaft finden. Das Er-
reichen dieses Ziels wird durch die ambulante Hos-
pizarbeit gefördert; stationäre Hospize können und
dürfen nur eine Ergänzung der ambulanten Hospizar-
beit sein. Somit wird die Hospizarbeit mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf „vom Kopf auf die Füße“ ge-
stellt.

Damit kein Missverständnis entsteht: Die finanziel-
le Förderung durch die Krankenkassen kann nur eine
Finanzierungsform der Hospizarbeit sein. Die Sterbe-
begleitung ist und bleibt eine gesellschaftliche Aufga-
be. Jeder und jede von uns wird eines Tages in 
seinem bzw. ihrem Leben dieser Aufgabe gegenüber-
stehen, sei es, weil der Partner im Sterben liegt, weil
ein guter Freund unheilbar krank ist oder weil das
Leben einer anderen vertrauten Person zu Ende geht.
Hospizarbeit kann hier die Angehörigen und den
sterbenden Menschen stützen und begleiten, wie es
in früheren Zeiten die Freunde und Nachbarn getan
haben. Mitmenschlichkeit, persönliche Solidarität
kann keine professionelle Fachkraft ersetzen. 

Hospizarbeit will das Sterben in das gesellschaftli-
che Leben zurückholen; es kann nicht an die Hospize
delegiert werden. Somit ist es auch eine Aufgabe der
Gesellschaft, diese Arbeit durch Spenden, Zuwen-
dungen, Förderungen durch Land, Kommune, Kirchen
möglich zu machen. Der Beitrag der Krankenkassen
kann nur einen kleinen Teil der Kosten abdecken.
Eine Vollfinanzierung dieser Aufgabe durch die Kran-
kenkassen wäre somit gar nicht möglich; jeden Ge-
danken daran will ich von Anfang an ein für allemal
zurückweisen.

Lassen Sie mich mit einer letzten Feststellung
schließen: Der Gesetzentwurf ist auch eine klare Ant-
wort auf die in der Öffentlichkeit immer lauter wer-
dende Forderung nach einer Legalisierung der Sterbe-
hilfe. Hospizarbeit, verbunden mit einer verbesserten
Schmerzbehandlung durch Palliative-Care, soll dem
sterbenden Menschen die Chance eröffnen, dort zu
sterben, wo er seinen Lebensmittelpunkt hat. Die Hos-
pizarbeit kann es sicherlich nicht verhindern, dass der
eine oder die andere dennoch verzweifelt selbst aus
dem Leben scheiden will. Es steht mir nicht zu, dies zu
beurteilen oder zu verurteilen. Doch Hospizarbeit
kann auch Alternative im Umgang mit Schmerzen,
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Trauer und Zorn sein. Ich will erreichen, dass die Al-
ternativen der Schmerzbehandlung, der Sterbens- und
Trauerbegleitung bekannter werden, damit sie auch
genutzt werden. Sterbebegleitung bedeutet auch, sich
der Verzweiflung der Menschen anzunehmen, die
sterben und die zurückgelassen werden. Sie bringt
uns zurück auf den eigentlichen Grund unseres Le-
bens. Sie eröffnet die immer wieder verdrängte Frage
nach dem Sinn unseres Seins. 

Sterbehilfe ist für mich in dieser existenziellen Frage
eine zu leichte Antwort, die auch – erst einmal legali-
siert – die Gefahr in sich birgt, eine zwingende Ant-
wort zu werden. Damit will ich nicht den Freitod eines
verzweifelten Menschen beurteilen; ich wende mich
gegen die Forderung, Sterbehilfe zu einer gesell-
schaftlich akzeptierten Praxis zu machen. Das gesell-
schaftlich legitimierte Töten eines Menschen darf und
kann niemals eine akzeptierte Form menschlicher
Hilfe werden.

Das Sterben eines Menschen zeigt uns auf, dass
unser Leben endlich ist. Trotz allen medizinischen
Fortschritts wird es auch in Zukunft Behinderung,
Leid und Sterben geben. Wir dürfen Behinderung,
Leid und Sterben nicht ausgrenzen aus unserem
Leben, sondern müssen uns auch diesen Herausforde-
rungen stellen.

Anlage 4

Erklärung

von Ministerin Karin Schubert
(Sachsen-Anhalt)

zu Punkt 11 der Tagesordnung

Für die Länder Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern gebe ich folgende Erklärung zu Proto-
koll:

Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern
stimmen der Einbringung des Gesetzentwurfs beim
Deutschen Bundestag vor dem Hintergrund eigener
gesetzgeberischer Aktivitäten zur Wahrung der Ge-
rechtigkeit bei der Vergabe öffentlicher Aufträge auf
Landesebene zu.

Im Hinblick auf eine wirtschafts- und sozialpolitisch
ausgewogene Entwicklung der Regionen in der Bun-
desrepublik Deutschland ist es für Unternehmen mit
handelsrechtlichem Sitz in strukturschwachen Regio-
nen von existenzieller Bedeutung, dass sie Zugang
zum öffentlichen Vergabeverfahren in ganz Deutsch-
land finden. Bei Umsetzung des Gesetzentwurfs würde
sich – auf Grund der unterschiedlichen Tarifsituation
eine schlechtere Ausgangsposition von Unternehmen
in den strukturschwachen Regionen bei der Bewer-
bung um öffentliche Aufträge ergeben. Deshalb ist es
unerlässlich, dass sich die tarifliche Entlohnung am Ort
des handelsrechtlichen Sitzes des Unternehmens
orientiert, nicht an der tariflichen Entlohnung am Ort
der Ausführung.

Der Gesetzgeber wird daher aufgefordert, auf eine
ausgewogene wirtschafts- und sozialpolitische Ent-
wicklung aller – insbesondere der strukturschwachen –
Regionen in der Bundesrepublik hinzuwirken und
somit den Zugang aller Unternehmen zu öffentlichen
Aufträgen unter Berücksichtigung der tariflichen
Entlohnung zu ermöglichen. Sachsen-Anhalt und
Mecklenburg-Vorpommern werden ihre Zustimmung
im weiteren Verfahren davon abhängig machen, in-
wieweit diesem Gesichtspunkt Rechnung getragen
wird.

Anlage 5

Erklärung

von Minister Rudolf Köberle
(Baden-Württemberg)

zu Punkt 13 der Tagesordnung

Mit unserer Initiative wollen wir den Schutz vor
sexuellen Übergriffen ausdehnen und zur verbesser-
ten Aufklärung vor allem von schweren Sexualdelik-
ten beitragen. In zwei Bereichen müssen hierzu die
bundesgesetzlichen Grundlagen erweitert werden.
Der notwendige Schutz der Bevölkerung bliebe an-
sonsten unvollständig. Es geht dabei – dies will ich
betonen – keineswegs um Fundamentales, das grund-
sätzliche Bedenken hervorrufen sollte, sondern um
graduelle maßvolle Erweiterungen zum besseren
Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger. Zu diesem
Zweck schlagen wir zwei Maßnahmen vor:

Zum einen sollen vor allem Exhibitionisten künftig
in der DNA-Analysedatei erfasst werden, um schwere
Sexualstraftaten aufzuklären und um zugleich von
der Begehung weiterer Straftaten abzuschrecken.

Zum anderen fehlt – eigentlich schon unverantwort-
lich lange – ein besonderer Straftatbestand der sexuel-
len Belästigung. Erhebliche sexuelle Angriffe, wie das
„Busengrabschen“, das „Spannen“ mit technischen
Hilfsmitteln in räumlich abgeschirmten Bereichen oder
der gewaltlose Griff an die Geschlechtsteile, verletzen
die Sexual- und Intimsphäre der Opfer. Solches Verhal-
ten wollen wir deshalb unter Strafe stellen. Eine nicht
erklärbare Strafbarkeitslücke wird so geschlossen.

1. Erweiterung der DNA-Datei

Die Notwendigkeit hierzu ist nicht mehr von der
Hand zu weisen. Ich darf in diesem Zusammenhang nur
an den Mordfall „Alexandra“ in der Nähe von Stuttgart
erinnern, der unsere Initiative mit angestoßen hat. Der
Täter hat sich vor und nach der Tat in Tatortnähe mehr-
fach als Spanner und Exhibitionist betätigt. Es gibt zahl-
reiche weitere Fälle aus Baden-Württemberg und ande-
ren Ländern, in denen der Täter vor oder nach der Tat in
dieser Art aufgefallen ist. Der Zusammenhang ist jeder-
mann, der die Berichte der Medien hierzu aufmerksam
verfolgt, vertraut. 

Neuere kriminologische Untersuchungen zeigen,
dass bei Exhibitionisten nicht nur von einer hohen

(C)

(D)



Rückfall-, sondern sogar von einer – bis dato oft abge-
strittenen – Karrieregefahr im schlimmsten Sinne aus-
zugehen ist. Die lange Zeit gängige Einschätzung, wo-
nach Exhibitionisten im Grunde harmlos seien, kann
bei Auswertung der aktuellen wissenschaftlichen Un-
tersuchungen eben nicht mehr aufrechterhalten wer-
den. Fast 60 % der Exhibitionisten begingen nach ihrer
Verurteilung erneut Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung, nicht selten mit erheblicher Steige-
rung der Tatschwere. Eine Stichprobe unter 54 Perso-
nen, die im Jahr 1987 wegen Exhibitionismus verurteilt
worden waren, ergab, dass jeder Fünfte anschließend
weit gravierendere Sexualdelikte beging.

Angesichts dieser hohen Rückfall- und Karrierege-
fahr halten wir die Erfassung verurteilter Exhibitionis-
ten in der DNA-Analysedatei für richtig. Die vorbeu-
gende Erhebung eines „genetischen Fingerabdrucks“
ist gerade auch darum sinnvoll, weil zu erwarten ist,
dass die betreffende Person künftig erneut straffällig
wird und bei dieser Straftat am Tatort Körperzellen
zurücklässt. Wir können in diesen Fällen mit einer
Überführung des Täters durch einen routinemäßigen
Abgleich mit dem Datenbestand der DNA-Datei rech-
nen. Die Gefahr der Entdeckung läge bei einem ver-
urteilten Exhibitionisten bei nahezu 100 %. Mir fällt
kein anderes Präventionsmittel ein, das eine solche
Sicherheit bieten und damit in diesem Maße ab-
schreckend auf solche Täter wirken könnte. Der
Schutz durch diese Aufklärungshilfe für schwer wie-
gende Straftaten ist daher weit höher einzuschätzen
als der Eingriff in das Persönlichkeitsrecht eines ver-
urteilten Exhibitionisten.

2. Erweiterung der Strafbarkeit sexueller 
Belästigung

Die Lücken beim strafrechtlichen Schutz vor sexu-
ellen Angriffen, vornehmlich auf Frauen, wollen wir
ebenfalls schließen. Zahlreiche sexuell motivierte
Übergriffe können derzeit nicht oder nicht ange-
messen mit den Mitteln des Strafrechts verfolgt wer-
den. Vor allem Jugendliche und Erwachsene werden
als Opfer von sexuellen Zudringlichkeiten bei fehlen-
dem Nachweis von Nötigungsmitteln nicht geschützt.
Niemand würde wohl bestreiten, dass es strafwürdig
ist, wenn ein Mann einer Frau ohne deren Einver-
ständnis an die Brust greift. Solche Fälle können
heute aber – wenn überhaupt – nur mit Mühe als Be-
leidigung oder in Ausnahmefällen als Körperverlet-
zung erfasst werden.

Auch das sexuell motivierte Eindringen in die Intim-
sphäre, wie das heimliche Beobachten oder Filmen
des Opfers in seiner Wohnung, in Umkleidekabinen
oder in Toiletten, können wir derzeit nur ausnahms-
weise als Hausfriedensbruch ahnden. Selbst wenn im
Einzelfall eine Strafverfolgung wegen Beleidigung
oder Hausfriedensbruch möglich ist, wird dadurch
freilich der Kern des Unrechts verfehlt. 

Strafrecht wirkt nur, wenn es klar und deutlich das
Unrecht der Tat bezeichnet. Es ist eben nicht die Nöti-
gung, Körperverletzung oder die Beleidigung, die viel-
leicht auch in der Tat steckt, sondern es ist der 
sexuelle Übergriff, der die Opfer in diesen Fällen so tief
und oft nachhaltig verletzt. Das muss der Richter auch

deutlich aussprechen können, damit sich kein Täter
mehr hinter vermeintlich harmlosen Verurteilungen
verstecken kann.

Deshalb benötigen wir einen Tatbestand gegen
sexuelle Belästigung. Nur dann können solche Taten
als das geahndet werden, was sie sind, als Sexual-
straftaten. Dabei geht es nicht um Belanglosigkeiten,
sondern letztlich um krasse sozial unerträgliche Ver-
haltensweisen. Diese müssen zum Schutz der Opfer
auch strafrechtlich als solche erfasst werden.

Unsere Initiative hat in den Ausschüssen des Bun-
desrates ein geteiltes Echo gefunden. In der Bevölke-
rung hingegen ist unser Anliegen ohne jeden Zweifel
auf große Resonanz und Zustimmung gestoßen. Die
Menschen verstehen und anerkennen, dass wir hier
maßvolle und zielgerechte Änderungen anstreben. Ein
populistischer Rundumschlag liegt uns fern. Daher
habe ich die Hoffnung, dass das Bundesratsplenum
uns unterstützt in dem Bemühen, unerträgliche und 
– wie die oben zitierten Untersuchungen zeigen – auch
gefährliche Strafbarkeitslücken zu schließen.

Ich bitte Sie sehr dringend um Unterstützung unse-
rer Initiative.

Anlage 6

Erklärung

von Minister Prof. Dr. Kurt Schelter
(Brandenburg)

zu Punkt 20 der Tagesordnung

Mit dem Grundstücksrechtsbereinigungsgesetz soll
eines der wenigen noch offenen Probleme im Immobi-
lienrecht der neuen Länder gelöst werden. Es geht
dabei um den so genannten rückständigen Grunder-
werb. Das sind die Fälle, in denen zwischen dem 
9. Mai 1945 und dem 3. Oktober 1990 Grundstücke
privater Eigentümer in der sowjetischen Besatzungs-
zone und später in der ehemaligen DDR zu öffentli-
chen Zwecken in Anspruch genommen wurden, ohne
dass eine rechtliche Klärung dieser Nutzungsverhält-
nisse erfolgte. Dies muss nunmehr durch den gesamt-
deutschen Gesetzgeber nachgeholt werden.

Mit dem in Artikel 1 des Gesetzentwurfs vorgesehe-
nen Verkehrsflächenbereinigungsgesetz sollen Lö-
sungen geschaffen werden, die sich in den neuen
Ländern bei der Wiederherstellung eines einheitli-
chen Grundstücksmarktes bewährt haben. Das gilt
sowohl für die Bereinigung dieser Nutzungsverhält-
nisse insgesamt als auch für die vielen Detailfragen.
So sind die im Falle des Ankaufs zu zahlenden Kauf-
preise nach der Art der öffentlichen Nutzung differen-
ziert und die in Rechtsprechung und Praxis entwickel-
ten Bewertungsgrundsätze berücksichtigt worden.

Das Gesetz schafft Klarheit und Rechtssicherheit. Es
bietet die Möglichkeit, den bisher unbefriedigenden
rechtlichen Schwebezustand zwischen den privaten
Eigentümern und den öffentlichen Nutzern, bei
denen es sich in den meisten Fällen um Gemeinden
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handelt, zu beenden. Ausgehend von den Erfahrun-
gen der Sachenrechtsbereinigung werden hierbei die
jeweils unterschiedlichen Interessen angemessen
zum Ausgleich gebracht.

Der Gesetzentwurf geht wesentlich auf Vorschläge
einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Immobilien-
recht der neuen Länder zurück, die im Jahre 1999 auf
Anregung der 19. Konferenz der Justizministerin und
der Justizminister der neuen Länder und des Berliner
Senators für Justiz geschaffen wurde und unter der
gemeinsamen Leitung des Bundesministeriums der
Justiz und des brandenburgischen Justizressorts
stand. Ich nehme diese Gelegenheit wahr, um
nochmals den Mitgliedern der Arbeitsgruppe und all
denen zu danken, die durch ihre Unterstützung und
ihren fachlichen` Rat zum erfolgreichen Abschluss der
Tätigkeit der Arbeitsgruppe beigetragen haben. Im
Ergebnis liegt ein Gesetzentwurf vor, auf den die
neuen Länder und Berlin seit langem gewartet haben
und der geeignet ist, die bestehende Regelungslücke
auf eine für alle Betroffenen erträgliche und akzepta-
ble Weise zu schließen.

Anlage 7

Erklärung

von Staatsminister Reinhold Bocklet
(Bayern)

zu Punkt 32 der Tagesordnung

Bayern tritt für eine umfassende Überprüfung der in
die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung inte-
grierten Vorschriften zur Kälberhaltung ein, wobei
neuere Erkenntnisse und das sich fortentwickelnde
Tierschutzverständnis zu berücksichtigen sind. Diese
Überprüfung hat auf fachlich vertiefter Grundlage in
der Diskussion zwischen Bund und Ländern unter
Einbeziehung der betroffenen Verbände zu gesche-
hen. Die in den Ausschussempfehlungen enthaltenen
punktuellen Änderungen zur Kälberhaltung werden
dem Ziel nicht gerecht, ein schlüssiges und fachlich
abgewogenes Gesamtkonzept zu entwickeln, das zu
einer umfassenden Verbesserung des Tierschutzes in
der Kälberhaltung führt. Bayern stimmt deshalb den
isolierten Änderungen der Vorschriften zur Kälberhal-
tung nicht zu.

Anlage 8

Erklärung

von Staatsminister Reinhold Bocklet 
(Bayern)

zu Punkt 36 der Tagesordnung

Bayern wird der Entfristung der vorliegenden Ver-
fütterungs-Verbots-Verordnung des Bundes nur zu-
stimmen, wenn die im Verordnungsentwurf zugelas-

sene Verfütterung von Fischmehl an Schweine und
Geflügel fallen gelassen wird. Wir haben dazu einen
entsprechenden Landesantrag eingebracht.

Das bedeutet keineswegs, dass wir die übrigen In-
halte der Verordnung nicht mit Nachdruck unterstüt-
zen. Ganz im Gegenteil! Die Verfütterung von Tier-
mehl und tierischen Fetten muss nicht nur national,
sondern auch europaweit weiterhin verboten bleiben.
Wenn wir uns jedoch die Ergebnisse des Treffens der
Agrarminister in Luxemburg am 19. Juni 2001 be-
trachten, deutet vieles darauf hin, dass die EU das
Verfütterungsverbot von Tiermehl im nächsten Jahr
wieder aufhebt. Eine solche Politik kann und wird
Bayern nicht mittragen.

Die in der vorliegenden Verordnung wieder vorge-
sehene Möglichkeit, Fischmehl an Schweine und 
Geflügel zu verfüttern, wird der tatsächlichen Risiko-
lage nicht gerecht. Grundsätzlich kann man nach der-
zeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen zwar
davon ausgehen, dass aus Meerfischen hergestelltes
Fischmehl frei von TSE auslösenden Prionen ist. Es
gibt jedoch keinerlei Garantie, dass nicht doch Prio-
nen über Fischmehl wieder in die Nahrungskette ge-
langen. 

Lassen Sie mich als Beispiel die Fütterung von Fi-
schen in Teichen – Aquakulturen – anführen. Hier war
tiermehlhaltiges Futter bis 1. Dezember 2000 zulässig.
Dabei konnten Prionen von Fischen aufgenommen
werden. Werden diese Fische oder Teile davon z. B.
zu Tiermehl verarbeitet, können die Prionen erneut
über Futtermittel weiterverbreitet werden und in die
Nahrungskette gelangen.

Zudem ist derzeit eine eindeutige Unterscheidung
zwischen Muskelfasern von Fischen und warmblütigen
Landtieren/Geflügel nicht möglich. Mit vertretbarem
Aufwand ist deshalb nur schwer rechtsverwertbar fest-
zustellen, ob Fischmehl oder fischmehlhaltige Futter-
mittel z. B. mit Tiermehl kontaminiert sind. Da bereits
geringe Spuren von Risikomaterial infektiös sind, ist
aus der Sicht eines konsequenten vorbeugenden Ver-
braucherschutzes die Verfütterung von Fischmehl an
warmblütige Landnutztiere weiterhin abzulehnen.

Lassen Sie mich dazu den Präsidenten des Umwelt-
bundesamtes, Professor Dr. Andreas Troge, zitieren,
der Situationen wie diese trefflich beschrieben hat:
„Wer Probleme großen Ausmaßes erst angeht, wenn
sie akut geworden sind, der lernt nur pathologisch.“

Wir in Bayern nehmen die Sorgen der Verbraucher
ernst. Wir werden nicht erst dann reagieren, wenn es
zu spät ist und nur noch darum geht, Krisen zu bewäl-
tigen, sondern wir räumen dem vorbeugenden Schutz
unserer Verbraucher tatsächlich oberste Priorität ein.

Auch wenn wissenschaftlich noch immer nicht ein-
deutig nachgewiesen ist, dass die BSE-Erkrankung
von Rindern mit der neuen Variante der Creutzfeldt-
Jakob-Krankheit in Verbindung zu bringen ist, zeigt
ein Blick zu unseren Nachbarn, dass BSE eine ernst
zu nehmende Bedrohung der menschlichen Gesund-
heit darstellt.

Äußerst beunruhigend ist, dass die Zahl der Creutz-
feldt-Jakob-Erkrankungen in Großbritannien weiter
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zugenommen hat. Extrapoliert wird es dort in diesem
Jahr mehr Erkrankungen geben als im vergangenen
Jahr. Bereits Ende Mai vermeldeten die britischen
Gesundheitsbehörden den hundertsten Creutzfeldt-
Jakob-Fall. 93 Menschen sind an dieser Krankheit be-
reits verstorben. Sieben Patienten mit gesicherter Dia-
gnose leben noch, aber ihr Tod ist absehbar, weil
keine Therapie greift.

In der Schweiz hat man zu einer neuen Initiative ge-
blasen. Im nationalen Referenzzentrum für Prionen-
krankheiten in Zürich soll eine Creutzfeldt-Jakob-
Organ- oder -Gewebedatenbank eingerichtet werden.
Dank ausgefeilter Diagnoseverfahren ist es heute
möglich, in bestimmten Organen des Immunsystems
sowie des Nervensystems kranke Formen der Prionen
zu erkennen, lange bevor der Träger tatsächlich er-
krankt. Auf dieser Grundlage will die Schweiz jetzt
eine entsprechende Datenbank einrichten. Aus den
Krankenhäusern aller Landesteile sollen ohnehin an-
fallende Organe – beispielsweise Blinddärme, entzün-
dete Mandeln, Lymphknoten von Krebspatienten – ge-
sammelt und analysiert werden.

Und was tun wir? Während andere Nationen im
Kampf gegen BSE äußerste Anstrengungen unterneh-
men, beginnen wir in Deutschland schon kurz nach
der Hochphase der BSE-Krise unsere strengen natio-
nalen Regelungen Schritt für Schritt aufzuweichen.
Nicht nur wurden mit der zweiten Änderung der Ver-
fütterungsverbots-Verordnung fischmehlhaltige Fut-
termittel auch für Schweine und Geflügel wieder zu-
gelassen; im vorauseilenden Gehorsam gegenüber
der EU wurde im Agrarausschuss des Bundesrates be-
reits ein Antrag eingebracht, Fleischmehl von für den
menschlichen Verzehr tauglichen Schlachttieren an
Monogastride wieder zu verfüttern.

Ich bitte Sie, dem Antrag Bayerns auf ein Verfütte-
rungsverbot von Fischmehl an warmblütige Landnutz-
tiere zum Schutz unserer Gesundheit zuzustimmen.

Anlage 9

Erklärung

von Minister Dr. Andreas Birkmann
(Thüringen)

zu Punkt 55 der Tagesordnung

Erklärung zum Gesetz zur Anpassung der Formvor-
schriften des Privatrechts und anderer Vorschriften

an den modernen Rechtsgeschäftsverkehr

Betr.: Anrufungsgrund des Bundesrates zu Ziffer 2

Der Vermittlungsausschuss ist der Auffassung, dass
eine Veränderung der Vorschrift über den Formzwang
für elektronische Dokumente in §§ 130a Abs. 1 ZPO,
46b Abs. 1 ArbGG, 108a Abs. 1 SGG, 86a Abs. 1
VwGO und 77a Abs. 1 FGO nicht erforderlich ist. Die-
ser Auffassung liegt folgendes Normverständnis zu
Grunde: 

Die Formvorschrift in § 130a Abs. 1 ZPO und in den
anderen Prozessordnungen, wonach ein elektronisches
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur nach dem Signaturgesetz versehen werden soll,
ist der Soll-Regelung für die Unterschrift unter vorbe-
reitende Schriftsätze gemäß § 130 Nr. 6 ZPO nachgebil-
det. Diese Regelung interpretiert die Rechtsprechung
für bestimmende Schriftsätze als Muss-Vorschrift, lässt
aber für bestimmende Schriftsätze auch Ausnahmen
zu, um dem technischen Fortschritt gerecht zu wer-
den. Der Vermittlungsausschuss geht davon aus, dass
auch die Formvorschrift in § 130a Abs. 1 ZPO und in
den anderen Prozessordnungen für bestimmende
Schriftsätze als Muss-Vorschrift zu interpretieren ist
und lediglich in besonderen Fällen – wie bei der höchst-
richterlichen Rechtsprechung zu § 130 ZPO herausge-
bildet – von einer qualifizierten elektronischen Signa-
tur abgesehen werden kann, insbesondere um flexibel
auf technische Entwicklungen reagieren zu können.



 



 



 



 


